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Jahre Koalitionsrecht. 


\ Am 13. Dezember 1869 verſammelten ſich in Wien vor dem Ab⸗ 


lit Asfteiheit Die Ne BEN unit 5 einem 09 ele 
n aber einige Monate 1 im „ 1870, ſah u 2 


2 en 7 wir bene ein en Jubiläum: die 50. Wieder⸗ 

des Tages, an dem die klaſſenbewußten Arbeiter Wiens den erſten 
entſcheidenden Vorſtoß unternahmen, um ihr natürliches Recht auf 
gene Arbeitskraft zu ertrotzen. Dieſer Gedenktag gibt uns Anlaß 
er Rückſchau auf die Vergangenheit, nicht um daran überflüſſige 
rüchlein zu knüpfen, ſondern um daraus Lehren für die Zu⸗ 
ft abzuleiten zu Nutz und Vorteil für das aufſtrebende Proletariat. 
Ein halbes Jahrhundert gewerkſchaftlicher Kämpfe wird an unſer 
es Auge vorüberziehen, und gleichzeitig wollen wir einen Blick 
vorausſichtliche Geſtaltung der dämmernden Zukunft werfen. 
es für junge Gewerkſchafter etwas Lehrreicheres geben als eine 
Rück⸗ und Vorſchau? . 
Dieſe Broſchüre gehört in die San jedes la 
1 ewußten, denkenden Arbeiters! 
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0 lee die Geſchichte lehre, daß die Menſchen nichts 
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aus ihr lernen, jo ſteht doch feſt, daß fie die bejte Lehrmeiſterin iſt. Darum 
ſollen die jungen Gewerkſchafter erfahren, welche Kämpfe die Alten um 
das fundamentalſte Recht der Arbeit, das Koalitionsrecht, führen mußten, 
wie man uns vor dem Kriege behandelte und wie es nur durch die 
wachſende Macht der Gewerkſchaften ſowie durch ihr zähes Ringen 
und Ausharren möglich war, das geltende Recht zu behaupten und gegen 
Vergewaltigung zu ſchützen. Ein kleiner Auszug aus den wirtſchaftlichen 
Kämpfen einer erſt wenige Jahre zurückliegenden Vergangenheit — 
keineswegs eine vollſtändige Darſtellung — eine Schrift zur Belehrung 
der neu beigetretenen, aber auch zur Erinnerung für die alten Gewerk⸗ 
ſchafter wird hiermit geboten, die ihnen das Verſtändnis der Gegenwart 
und die Erkenntnis der zukünftigen Aufgaben erleichtern wird. 


— 


Wien, Anfang Dezember 1919. S. K. 


1. Das Arbeits- und Lohnverhältnis. 
ne Mechtsentwicklung. — Die Waffe der Arbeiter. 


. Wirtſchaft und Recht hängen zuſammen. Der Zuſammenhang iſt 
ein ko offenkundiger, daß man ſich über die verhältnismäßig ſpäte Auf⸗ 
deckung desſelben wundern muß. Heute iſt wohl nichts klarer als die 
Tatſache: wer die Wirtſchaft in der Hand hat, der diktiert auch die 
1 N gr ee „ Karo) die ‚DET ene 


— es 155 der Leibeigenschaft! des Mittelalters, d ae 15 mildere 
m ‚ die en 15 a 1 05 ee 1 BEE 


2 1 ein 15 1 gin, io bleibt es ſo 1 
B am Alten. Und mußte 5 auch der Arbeiter von heute Frondienſt 
iſten? Rechtlich tft — „frei“; aber die wahre Freiheit iſt es 


25 e Arbeitsvertrages, den er mit ſeinem Arbeitgeber geſchloſſen. 
Immerhin, wir ſehen ſchon eine gewiſſe Rechts entwicklung. 
m qe nach der Art der wirtſchaftlichen Verhältniſſe geſtaltet ſich das geſell⸗ 
5 aftliche Zuſammenleben der Menſchen. Dabei zeigt ſich die be 
terfenätverte Erſcheinung, daß mit der wachſenden Zunahme der 
letariſchen Schichten, ihrer Zuſammenballung in großen Zentren 
h ich allmählich auch eine gewiſſe Lockerung der Bande einſtellt, mit 
e umklammert werden. Der dunkle Inſtinkt der Zuſammen⸗ 
klärt ſich mit der Zeit zum Klaſſenbewußtſein; die Prole⸗ 

n her es den Gegenſatz, der 1 von den Be⸗ 90 
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doch nicht. Auch er muß hand den, roboten — trotz des ſogenannten 
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ſitzenden trennt; es kommt zu Klaſſenkämpfen, in welche e 9 
zunächſt nicht ein wirtſchaftliches Ziel, ſondern die Zerreißung der 


rechtlichen Feſſeln angeſtrebt wird. Alsbald aber kümmert ſich das 


Proletariat um dieſe nur mehr wenig und geht direkt auf ſeine öko⸗ 
nomiſchen Forderungen los. Dieſe werden die Hauptſache, die recht⸗ f 
liche Seite rückt in den Hintergrund. Je mehr an Stelle des Einzel⸗ 
fampfes der kollektive, der Klaſſenkampf tritt, deſto mehr paßt ſich 
die Geſetzgebung — der Not gehorchend nicht dem eigenen Triebe — 
dem tatſächlichen Zuſtande an. Aber alle ihre Fortſchritte überholt 
die raſchere Wirklichkeit. Lohnhöhe und Arbeitsbedingungen wurden 


in den meiſten Fällen längſt nicht mehr durch freie Vereinbarung = 


zwiſchen dem einzelnen Unternehmer und „Seinem“ Arbeiter geregelt, 8 


ſondern durch die großen Verbände der beiden Parteien. Erſt hinter⸗ : 


drein hinkt die Rechtsentwicklung dem Klaſſenkampfe nach, und in ge⸗ 
wiſſem Sinne kann man hier wohl jagen: Macht geht vor Recht, näm⸗ 
lich dieſem voran. Jedenfalls iſt dieſes ohne erſtere nicht zu erlangen. Ne 
Trotzdem hat natürlich der Arbeiter im Zeitalter des Kapita⸗ 
1 ein lebhaftes Intereſſe daran, daß das neue Arbeitsverhältnis x 
auch im geichriebenen Rechte zur Geltung komme. Was die Bauern 5 


im Sturmjahre 1848 erreicht haben, die Ablöſung ihrer perſönlichen 
Verpflichtungen gegenüber den Grundherren und die Koalitionsfreiheit, 15 


das müſſen auch die Arbeiter erzielen: die volle Verfügung über ihre 


Arbeitskraft. Iſt es den Bauern gelungen, wieder mit dem wichtigſten 


Produktionsmittel, dem Ackerboden, vereint zu werden, ſo haben die 

Arbeiter Anſpruch darauf, wenigſtens in den unbeſchränkten Beſitz 

ihrer Arbeitskraft zu gelangen. Denn dies iſt trotz des ſogengunten 
freien Arbeitsvertrages nicht der Fall. Noch immer haftet den für ihn 
geltenden Geſetzesbeſtimmungen der dumpfe Moder des römiſchen 
Rechtes mit ſeinen ſtreng plutokratiſchen Begriffen und Faſſungen an; 
kaum, daß es im Laufe der Jahrhunderte zu einer Milderung ſeiner 
Härte kam. Wenn auch der Arbeitsvertrag anjcheinend ein freier iſt, 
ſo weiß doch heute jedermann, der nicht ein Intereſſe daran hat, EN 
Schein für das Weſen zu nehmen, daß das Gegenteil der Fall iſt. 

Denn Vertragsfreiheit ſetzt Willensfreiheit voraus, die aber fehlt auf 

ſeiten des einzelnen Arbeiters nur zu oft vollſtändig. Welcher Abele. 
tritt dem Unternehmer in voller Willensfreiheit gegenüber? Wie 
viele Arbeiter können von ſich mit Fug jagen, daß es lediglich von 8 


ihrem Willen abhänge, ob ſie die ihnen angebotenen Arbeitsbedingungen 5 
annehmen ſollen oder nicht? In den ſeltenſten Fällen wird es vor⸗ BR 


kommen, daß dies zutrifft. Vielleicht daß nach dem Kriege für die 
Arbeiter eine günſtigere Situation ſich ergeben wird, weil ihre Meißen 
durch den Krieg gelichtet ſind, das Arbeitsangebot alſo ein geringeres, 


di Nachfrage nach Arbeitskräften aber dennoch wahrſcheinlich einge / 


ſtarke ſein wird. Beſonders gut qualifizierte Arbeitskräfte werden 
künftig ſehr geſucht ſein und ſie werden daher mehr als vordem ir 


vorteilhafte Arbeitsbedingungen erzielen können. Im allgemeinen f 
jedoch werden ſich weder dauernd noch beſonders günſtige Konjunkturen = 


für alle Arbeiterkategorien ergeben, und die Konkurrenz der maſſenhaft = 
eingeſtrömten Frauenarbeit wird eher dazu beitragen, die Poſition der 
e . beim 5 au beeinträchtigen. a 
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en mit ber enen zu angeben und feinen ge 


x gung Ber een die eine Vernachlaſſt ſigung Mar et 
m, 5 ökonomie nicht erlauben, und eine Benachteiligung der Arbeiter⸗ 
Bo. intereſſen, welche nach dem Kriege eine viel ernſtere Berückſichtigung 
92 erfordern wieß vordem. He ute, nach den Erfahrungen des Krieges, 
bann er N ie Pl e werden, Se der Ba das 


B ich be Natur (Grund an Boden, Mineralien 115 Rohſtoffe) das 
weitaus wichtigſte Produktionsmittel darſtellt. Der Staat hat denn 
8 auch dieſe Tatſache, wenngleich zögernd, ſo doch unbeſtreitbar grund⸗ 
2 ſätzlich anerkannt. Die geſamte Sozialgeſetzgebung bezeugt dies und 
beruht auf dieſem Gedanken. Das VI. Hauptſtück der Gewerbeordnung, 
R das die weſentlichen Fundamente des Arbeiterſchutzes enthält, iſt nichts 
2 anderes als die Anerkennung der Notwendigkeit, daß die Erhaltung 
der Arbeitskraft ein Intereſſe der Geſamtheit iſt und daß daher das 
. Arbeitsverhältnis unter den Schutz der Staatsgewalt geſtellt werden muß. 
2 ae ee ale: ep ee 1 Arbeiter N: 


der ont gegen die Übermacht der Witte rita zu ſichern. So die 
bſorge e für das Leben und die Geſundheit der Arbeiter, die Arbeitszeit, 
0 rſtunden und Arbeitspauſen, die Sonntags- und Feiertagsruhe, die 
$ nventionalſtrafen u. a. Demſelben Zwecke: gewiſſe Arbeitsbedingungen 
ſowie Anſprüche der Arbeiter bei Unfällen und Erkrankungen der Willkür 
r Unternehmer zu entziehen und vorwegzunehmen, ſo daß ſie nicht erſt 
1 ve Löſung bedürfen, dienen andere ſozialpolitiſche 
2 Me die u Gene mim i 


in einem n Et erſt e orsofkinnen‘ 
Hi mar iſt der öſterreichiſchen e der. Gedanke, daß 


wöllig diberlaffen werden darf, ich Eee: aber im lige | 
erliegt die Lohnfeſtſetzung doch der „freien“ Vereinbarung 
5 ag h . Super hiebei das Ds on 
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ſalo kann nach der Sachlage nur bie Gewerkschaft ſein; der isolierte 0 . 
Arbeiter iſt nichts, die Berufsvereinigung hingegen vermag auch dem 
einzelnen Arbeiter eine BER zu gewährleiſten. Die Lohn⸗ a 
frage iſt eben zum nicht geringen Teile eine Machtfrage. WEN | 
Die wenigen Vorſchriften, die die Gewerbeordnung über den Lohn 1 
enthält, beziehen ſich nicht auf die Höhe des Lohnes. Da iſt dem freien 
Ermeſſen des Unternehmers praktiſch der denkbar weiteſte Spielraum 
gegeben, genießt der Arbeiter keinen öffentlich-rechtlichen Schutz zur Er⸗ 
haltung ſeiner Arbeitskraft, wenn man von der Verpflichtung des Unter⸗ HR 
nehmers abſieht, für die Zwecke der Unfall⸗ und Krankenverſicherung 55 
Beiträge von beſtimmter Höhe zu entrichten, bzw. dem Arbeiter vom N ® 
Lohn in Abzug zu bringen, damit dieſem in den vorgeſehenen Fällen der NR 
Arbeitsunfähigkeit ein Exiſtenzminimum gefichert jet. In der Lohnfrage a 
iſt alſo der Arbeiter ganz auf ſich ſelbſt geſtellt, und nur ſelten iſt die Lage REN 
des Arbeitsmarktes jo, daß er fie zu ſeinen Gunsten ausnützen kann. 1 
Selbſt wenn die Nachfrage das Angebot an Arbeitskräften überſteigt, 
befinden ſich die Arbeiter häufig genug im Nachteil, weil ſie über die 
Lage des Arbeitsmarktes keine Überſicht haben, der Arbeitsnachweis a 
von den Unternehmern beherrſcht wird und die Arbeiter, die ohne 
Organiſation daſtehen, ſich gegenſeitig Konkurrenz machen. Kurz, die 
Freiheit des Arbeitsvertrages beſteht darin, daß der Unternehmer die 
Freiheit hat, den Arbeitsvertrag vornehmlich nach ſeinem Vorteil zu 
geſtalten. Die wirtſchaftliche Freiheit, die der Kapitaliſt in allem und 
jedem für ſich in Anſpruch nimmt, tritt hier am deutlichſten zutage, 
fie beſteht in der Beherrſchung des Arbeitsmarktes und wird unter 
ſtützt durch die Staatsbehörden, die die Förderung der Produktion dahin . 
auffaſſen und betätigen, daß ſie dem Arbeiter einen Arbeitszwang auf⸗ 
erlegen.“) Gewerbefreiheit und Freizügigkeit gelten ſonach in Wirklich- 
keit für den Arbeiter nur ſcheinbar; vielmehr wird auf ihn ein Druck 
ausgeübt, der zwar durch den Wortlaut und Sinn der auf den Arbeits⸗ 
vertrag bezüglichen Geſetzesvorſchriften keineswegs begründet, doch 
aber durch die Lücken und Mängel der Geſetzgebung ermöglicht und 
begünſtigt wird. Die Beſitzloſigkeit, die den Arbeiter zur Arbeit . 
wird hiedurch noch verſchärft, denn das Eigenſte und Einzige, was er 
ſein nennt, die perſönliche e wird ihm entfremdet und ent⸗ a 
wendet. N 5 
Wie vollzieht ſich bisher der Abſchluß des Arbeitsvertrages? Ein⸗ 8 
fach genug: Der Arbeiter übergibt dem Unternehmer ſein Arbeitsbuch, 
dieſer nimmt es und ſchickt den Mann auf ſeinen Platz, wo ihm der 
Werkmeiſter ſagt, was er zu tun hat. Das iſt im weſentlichen der Vor⸗ FE 5 
gang. Die Bedingungen des Vertrages ſind dem Arbeiter entweder 785 
ganz unbekannt oder doch nur beiläufig bekannt. Er hat ſie vorher, 
wenn er ſich überhaupt darum kümmerte, auf dem Arbeitsvermittlungs⸗ 8 
büro oder — wenn er einer Gewerkſchaft angehörte — von dieſer 3 
fahren. Vom Unternehmer bzw. deſſen Vertreter wird ihm nur das 
a Allernotwendigſte mitgeteilt und er ſteht vor der Alternative, entweder N: 


. a 
| ) Eine im Jahre 1899 vom Handelsminiſterium an Pr Unternehmer 
erlaſſene Belehrung gab dieſen Ratſchläge, wie ſie den Arbeitern den Ver⸗ ER 
trag oktroyieren können. Der genaue ee DIEIER, . war N 
898 
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e nehmen 5 achülehnent Dieſer Zwangslage kann er nur in 
En, den allerſeltenſten Fällen entgehen; in der Regel muß er einfach zu 
Alan was ihm der 5 anzubieten für gut findet, Ja und 
Amen ſagen. 
85 So liegen die Dinge in er überwiegenden Mehrzahl der 
m insbeſondere wenn es ſich um nichtqualifizierte Hilfsarbeiter 
A und Taglöhner („Lohnarbeit der gemeiniten Art“) handelt. Doch auch 
den gelernten Arbeitern, ob nun Gehilfen des Kleingewerbes oder 
Fabriksarbeitern, ergeht es meiſt ſo. Die „für höhere Dienſtleiſtungen 
5 angeſtellten Individuen“ find nicht viel beſſer daran als die zu unter— 
geordneten Hilfsdienſten verwendeten Arbeitsperſonen, und es iſt auch 
| Flache ob ſie der Gewerbeordnung, dem Berggeſetz, dem Eiſenbahn⸗ 
baugeſetz, dem Handlungsgehilfen(Güterbeamten— )geſetz unterliegen oder 
irgendwelchen anderen Vorſchriften. Es iſt immer das Nämliche: der 
Dienſtgeber iſt der Herr, welcher diktiert, auch wenn er noch ſo ſehr dem 
N 8 Arbeitſuchenden entgegenkommt. Nur dort, wo Gewerkſchaften ihren Ein⸗ 
fluß geltend zu machen in der Lage waren, ſind die Verhältniſſe in dieſer 
Beziehung günſtiger; da werden wenigſtens die äußeren Bedingungen 
5 der Vertragsſchließung gewahrt, und derjenige, der in einen ſolchen 
Betrieb eintritt, hat immerhin mehr Sicherheit als anderwärts, wo 
u der Herrenſtandpunkt des Unternehmers und ſeiner Organe un⸗ 
. umſchränkt herrſcht und zur despotiſchen Willkür entartet iſt. Auch wo 
* eine öffentliche Kontrolle beſteht, iſt das Argſte für den Arbeiter zum Teil 
0 verhütet. Im allgemeinen aber wird er überall die größte Vorſicht an⸗ 
wenden müſſen, um nicht ſchon beim Vertragsabſchluſſe getäuſcht und 
übervorteilt zu werden. Dies um ſo mehr, als das Geſetz darüber ſo 
0 viel wie nichts beſagt. Im § 72 G.⸗O. heißt es bloß: „Die Feſtſetzung. 
905 der Verhältniſſe zwiſchen den ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und 
a ihren Hilfsarbeitern ift innerhalb der durch die Geſetze gezogenen 
25 Grenzen Gegenſtand freier Übereinkunft. In Ermangelung einer 
Bi Übereinkunft entſcheiden zunächſt die dafür erlaſſenen beſonderen Vor⸗ 
= ſchriften, dann das Allgemeine bürgerliche Geſetzbuch“. Bloß für fabriks⸗ 
mäßige Betriebe ſieht der $ 88 a G.⸗O. eine Arbeitsordnung vor, die den 
Arbeitern bei ihrem Eintritt zu verlautbaren und in den Werkſtätten 
; anzuſchlagen iſt. Nun unterliegt allerdings die Arbeitsordnung, wie er- 
wähnt, der Vidierung der Gewerbebehörde, aber nicht der Vereinbarung 
zwiſchen dem Unternehmer und den Arbeitern, und ſo ſind äußerſt wich⸗ 
tige Arbeitsbedingungen, wie Arbeitszeit, Arbeitspauſen, Lohnabzüge, 
a Kündigungsfriſten der Entſcheidung des Arbeiters von vornherein 
entzogen. Das hiefür geltende Zwangsrecht kommt nur dem Unter- 
N nehmer zugute, es kann den Arbeiter nicht voll entſchädigen, ihm den 
2 Vorteil nicht ganz erſetzen, den eine wirkliche Vertragsſchließung mit 
5 freier Willensbetätigung auf beiden Seiten auch dem wirtſchaftlich 
3 ſchwachen Teile verſchaffen würde. Denn das zwingende Recht ſieht nur 
5 25 gewiſſe Mindeſtverpflichtungen des Unternehmers vor; ſo in bezug 
auf Arbeitszeit (und auch dies nicht für alle Betriebsgattungen), körper⸗ 
5 liche Sicherheit und Geſundheitshygiene. Es nimmt auf die beſonders 
ſchutzbedürftigen Kategorien (Frauen, Kinder und Jugendliche) ganz 
5 ungenügende Rückſicht — hinſichtlich der · angegebenen Punkte und hin⸗ 
lech 17 . zu N Arbeiten. SH allen übrigen N 


N c 
„ 1 Ws . N 
N Her T 
* 8 1 0 * 7 1 Wee Eh ai, 
4 7 Bil: EN 
* 1 * 7 2 * 
25 


10 


„ läßt das Geſetz die Arbeiter, auch 95 e beigefügten, 
in Stich. 

Juriſtiſch wird der Arbeitsvertrag als Miete Be Kauf aufgefaßt, 
tatſächlich bedeutet er für den Arbeiter die Entziehung des freien Ver⸗ 
fügungsrechtes über fein wichtigſtes Eigentum und deſſen Hingabe 3u 
Bedingungen, denen er nur der Not gehorchend fich, fügt und die, wenn 
ſie auch noch ſo günſtig lauten, in der Praxis Veränderungen unter⸗ 
worfen ſind, gegen welche er ohnmächtig iſt. Durch die gerade in dieſem 
Punkte ganz unzulängliche Geſetzgebung iſt die menſchliche Arbeits⸗ 
kraft eine Art öffentliches Gut geworden, deſſen Benützung kaum viel 


mehr Beſchränkungen unterworfen iſt als etwa irgend ein Rohſtoff 


oder ſonſt ein Arbeitsmaterial, welches die Natur bietet. Der Gelehrten⸗ 
ſtreit, ob und in welchem Sinne bzw. Umfange der Arbeitskraft der 
Waxencharakter zukommt, iſt von den Kapitaliſten längſt entſchieden: 
ſie ſind ſeit je beſtrebt, ihr letzteren zu nehmen und ſie als eine möglichſt 


leicht zugängliche Naturkraft, als eine von der proletariſchen Menſchheit 


ihnen in unbegrenzter Zahl gelieferte Maſchine zu betrachten und zu 
behandeln. Wäre die Arbeitskraft wirklich eine Ware wie eine andere, 
wie von Theoretikern angenommen wird, und würde ſie von einem 
findigen Unternehmer ebenſo auf den Markt gebracht und „gehandelt“ 


werden können — ſie käme da in mancher Beziehung beſſer weg; ihr 
Preis wäre ein höherer, als er es nach den Methoden 8 e 


Vertragsſchließung ſein kann. 


Im Hinblick auf den ſpezifiſchen Charakter 1 amenſchlichen 
Arbeitskraft haben deshalb bürgerliche Sozialpolitiker (Brentano 


und andere) einen beſonderen Schutz des Arbeitsverhältniſſes verlangt. 


Von Juriſten hat dies am er tlichſten Anton Menger getan, der in 


ſeiner klaſſiſchen Schrift „Das bürgerliche Recht und die beſitzloſen 


Volksklaſſen“ das Weſen des Arbeitsvertrages zergliedert Allein die 
Einſichtsloſigkeit der Herrſchenden war ſo groß, daß ſie es lieber auf 
die ſchwerſten Kämpfe ankommen ließen, als daß ſie ſich zu einer zeit⸗ 


gemäßen Reform entſchloſſen hätten. Die Arbeiter mußten ſich gegen 


den kapitaliſtiſchen Lohnwucher und die patriarchaliſch⸗ abſolutiſtiſche Auf⸗ 
faſſung und Gerichtsbarkeit in Lohnfragen zur Wehr ſetzen; ſie mußten 
— da kein anderes Mittel half, oft auch nicht zur Verfügung ſtand —— 
die Waffe der Arbeitseinſtellung anwenden und große Kämpfe 
auf immer breiterer Baſis durchführen, um die Alleinherrſchaft des 


Kapitals zu erſchüttern. Die Verweigerung der Arbeitsleiſtung bereitete 


den Unternehmern große Unruhe, und in der ganzen bürgerlichen Welt 


fragte man eine Zeitlang ängſtlich: Warum ſtreiken denn eigentlich die 


Arbeiter? Dürfen ſie das? Darauf gab eine verbreitete engliſche Wochen⸗ 


ſchrift ſeinerzeit treffende Antwort. Während des 


Streiks der engliſchen 
Eiſenbahn⸗ und Hafenarbeiter im September 1911 ließ fie die Preis⸗ 
frage ergehen: „Warum ſtreiken Sie?“ Für die beſte Beantwortung, 


die auf einer Poſtkarte erfolgen mußte, war ein Preis von 200 Mark 


ausgeſetzt. Dieſer Preis wurde, wie die Redaktion dieſer Zeitſchrift 


mitteilte, folgender Beantwortung zuerkannt: 


„Als Arbeiter befinde ich mich im Beſitze einer e marktſahigen 9 
Ware und das iſt meine Arbeitskraft. Ich beanſpruche das Recht, EN wu 
Ware zu ihrem Marktwerte zu a le ie wie es Hr wein Ge 1 
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55 aliftiiher ee Auch mit ſeinen Waren hält, den möglichſt hohen 
Preis dafür herauszuſchlagen. Ferner trete ich — wiederum in Überein⸗ 
immung mit den Methoden meines Arbeitgebers — einer Vereinigung bei, 
— bie den Preis, zu dem meine Arbeitskraft verkauft werden kann, feſtſetzt; 
wir, die Mitglieder dieſer Vereinigung, verpflichten uns, unfere Arbeitskraft 
unter dieſem Preiſe nicht zu verkaufen. Das Recht, dieſe Methode anzu⸗ 
wenden, beſtreitet mir mein Arbeitgeber, während er ſie ungehindert befolgt 
und anwendet. Wenn ich feine Ware nicht mit dem von ihm feſtgeſetzten 
Betrage bezahlen will, erhalte ich ſie nicht, und wenn er mir den von uns 
feſtgeſetzten 5 für meine Ware nicht zahlen will, erhält er dieſe auch 
. Ich ſtreike!“ 
Auch in anderen Einſendungen kam der Standpunkt der Arbeiter 
draſtiſch zum Ausdruck. Wir zitieren daraus die folgenden: f 
7 „Nicht um Aufruhr oder Plünderung hervorzurufen, die von wirk⸗ 
lichen Arbeitern gehaßt werden, ſondern um entſprechenden Lohn und freie 
Zeit für die Werte zu erhalten, die von uns geſchaffen werden.“ 
5 „Ich bin ein Eiſenbahner und trat in den Streik, weil die Führer 
unſerer Vereinigung dieſe aaa Dann bedachte ich auch, daß dies 
der einzige für mich offene Weg war (nachdem ich andere erfolglos verſucht 
hatte), um zu erlangen, was ich ſchon lange erſtrebt hatte: 1. genügenden 
Lohn, der mich in den Stand ſetzt, anſtändig und vernünftig zu leben; 
2. weniger Arbeitsſtunden, um eine gewiſſe Freizeit zu erhalten; 3. An⸗ 
* erkennung unſerer Vereinsbeamten.“ 
1 „Um zeigen zu helfen, daß der Kapitalismus ohne Arbeit abſolut 
madchels iſt. Ferner, um die jämmerlichen Bedingungen derer heben zu 
helfen, die in den unterſten Graden ſchwerer und beſtändiger Arbeit leben 
und ſterben. Endlich um für die jetzigen und kommenden Generationen einen 
Teil der weltlichen Zufriedenheit und Bequemlichkeit zu erringen, den die 
Arbeiter wohl verdienen, aber ſelten een, während die Sen en 
darin ſchwelgen.“ 
| Das führt uns zu der Frage nach der © tefkung der ee 
zum Arbeiter und zum Streik, der die ſchroffſte Verneinung des kapita⸗ 
iſtiſchen Arbeitsvertrages und des Peibakeisentums an den Pro- 
uktionsmitteln 1 


2. Der Klaſſenſtandpunki der Unternehmer. 


D er FE tm Hauſ e“, Die volktswirtſchaftliche 
Seite. | 


5 Die Verweigerung der vereinbarten Arbeitsleiſtung durch den 
ae ln die Fee unter en ſich vielfach der e des 


phanten des Kapitals als Auflehnung Un Unbotmäßigkeit Nen 
icht der Terrorismus der Arbeiter war es aber, der die Unernehmer 
gegen die in der Praxis e ſo verkümmerte Koalitionsfreiheit 
5 der angebliche T error der Arbeiter bildete nur einen Vor⸗ 
385 wand für anderes. Die Unternehmer ſtemmten ſich überhaupt ſeit jeher 
13 geen alles was DR em Kur. a en ihrer, 1 rungen 


- 


pwirtſchaftlich zu boykottieren oder doch zu ſchädigen. Das Koalitions⸗ 
und das Organiſationsrecht waren dem Arbeiter eingeräumt — auf dem 
Papier; er. genoß dieſe und andere ſtaatsbürgerliche Grundrechte — 5 


12 


verſchwieg es, daß Boykott und AR ive Reſiſtenz ebenſo wie Streik 
nicht bloß Kampfmittel der Arbeiter find, ſondern ebenſo ſehr der Un- 
ternehmer, und daß dieſen noch ganz andere, kaum weniger bedenkliche 
Waffen zur Verfügung ſtehen, die höchſt antiſozial wirken, wenn auch 
ihre wirtſchaftliche Schädlichkeit äußerlich nicht in Erſcheinung tritt. Die 


materielle und politiſche Überlegenheit des Kapitals wog in der Vor⸗ ö 


kriegszeit wenigſtens alle Gewalttätigkeit der Arbeit auf; denn das 
Kapital bedrohte nicht bloß einzelne Arbeiter, ſondern ganze Gruppen. 
und © tände, proletariſierte Klaſſen und Schichten, wobei der Vorteil, 


daß dies ohne Mittel der Einſchüchterung und Gewalt geſchehen konnte 
Hund nicht in die Sphäre der Kriminaljuſtiz reichte, faſt alis 


ein Grund angeſehen wurde, der dieſe Mittel zu rechtfertigen Er 
ſchien. Daran änderte auch der Umſtand nichts, daß das Übergewicht 


des Kapitals ein legales, im bürgerlichen Rechte anerkanntes war; denn 


um ſo ſchärfer mußte es dem Rechtsbewußtſein und dem Rechtsgefühle 
des Volkes widerſtreiten, welches nie und nimmer begreifen und zugeben 


— 


konnte, daß der Ruin menſchlicher Exiſtenzen in dem einen Falle ſtraflos 


blieb, in dem anderen Falle jedoch, wo ein das Intereſſe der Geſamtheit 


fördernder Akt geſetzt ward, der ſtrengſten Ahndung Unterliegen ſollte, 2 5 
weil es ſich im erſteren Falle um Unternehmer, im zweiten Falle „Ar; 


um Arbeiter handelte. 


Nichts war in dieſer Beziehung Harakteriſtiſcher als die Auffaſfung, 


daß der Unternehmer unbedingt „Herr im Hauſe“ ſein müſſe. 


Abgeſehen davon, daß ſchon die geltende Geſetzgebung dieſes Recht 


grundſätzlich einſchränkte, daß es Betriebe gibt, für die aus öffentlichen 


Rückſichten eine geſetzliche Verpflichtung zur Fortführung ſtatuiert 
iſt, kann wohl nicht ernſthaft beſtritten werden, daß dieſer Herren⸗ 


» 


ſtandpunkt in dem Rechte der Arbeit ſeine natürliche Grenze haben 


muß. Zu dieſem letzteren gehört aber die unbedingte Verfügung 


über die Arbeitskraft des Arbeiters, deſſen einzigen Beſitz und 
Eigentum. Gegen das Eigentumsrecht des Unternehmers ſteht das 


des Arbeiters. Trotzdem und obwohl das Koalitionsrecht derſelben & 


geſetzlich anerkannt war, praktizierten jedoch die Unternehmer alle 8 


erdenklichen Methoden, um den Arbeitern die Ausübung des Koalitions⸗ 
rechtes zu verleiden und unmöglich zu machen. Das geſchah nicht erſt 
dann, wenn ſich ein beſonderer Anlaß zu Verabredungen im Sinne 
des Koalitionsgeſetzes ergab, ſondern auch in den Fällen, wo das 
Organiſationsrecht der Arbeiter überhaupt in Frage kam. Darauf 


und damit auf ſeine wirtſchaftliche und politiſche Freizügigkeit, auf,, 
ſeine Geſinnung und Überzeugung hatten es die Unternehmer ab⸗ 1 


geſehen, und ohne daß ſie dem Arbeiter die Zugehörigkeit Zu einer Ge 
werkſchaft ausdrücklich zu verbieten brauchten, hatten fie es in der 
Hand, organiſierte Arbeiter von der Beſchäftigung auszuschließen und 


in der Theorie; in Wahrheit war er, ſoweit es auf die Unternehmer 
ankam, wirtschaftlich und wirtſchaftspolitiſch ein Höriger des Kapitals. 


er Unternehmer beſchränkte nicht das Koalitionsrecht des Arbeiters 2 25 
0 nein; er El auch nicht ſeine Ah Sreiheit an — aber > 1 2 
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ban nur ſolche Arbeiter, die ſich ſein er Bedingung fügten, jeder 

Koalition. jeder Organiſation fernzubleiben. Zur Sicherheit preßte er 

ie in gelbe Vereine und feſſelte ſie durch Fabrikswohnungen und ähn— 

liche „Wohlfahrtseinrichtungen“. Man kann daher von einer wahren 

5 Vogelfreiheit der Arbeiter in der Vorkriegszeit ſprechen; die Geſetz⸗ 

gebung verſagte ihnen, wenn auch nicht theoretiſch, ſo doch praktiſch, 
den notwendigen Schutz. 


* In Norwegen beſteht eine geſetzliche Vorſchrift, wonach Be— 
* triebsinhaber mit Geldſtrafe oder Gefängnis beſtraft werden, wenn 
ſie durch Drohungen oder Verſprechungen oder anderen Vorſpiegelungen 
5 ihre Untergebenen in ihrer politiſchen Haltung oder ihrer Teilnahme 


aan wirtſchaftlichen oder politiſchen Vereinsleben zu beeinfluſſen ſuchen; 
ebenſo werden dort diejenigen beſtraft, die in den Arbeitsverträgen 
1 oder Arbeitsbedingungen einen ſolchen Einfluß auszuüben verſuchen.“) 
Derartige Beſtimmungen gegen jede Beeinträchtigung des Organi— 
ſationsrechtes der Arbeiter waren auch bei uns längft geboten; denn 
ſolange die Vergewaltigung des Organiſationsrechtes nicht mit zwin⸗ 
gender Gewalt vom Staate hintangehalten, ſolange dieſes ſelbſt nicht 
geſichert war, inſolange durfte die zu einem beſtimmten Zwecke aus⸗ 
hi geübte e ee Senliiton = ee nicht dadurch 1 
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22 zweck erh . werden. Der Standpunkt be ER klar um 
a N jo begründeter, als ja keinerlei geeignete Einrichtungen beſtehen, durch 
die Lohnkämpfe in friedlichem Wege ausgetragen werden könnten. 
5 Wenn man von emägen ſchüchternen Anſätzen zur Beilegung von Arbeits- 
2 Resten im Der au und 1 5 den Eiſenbahnen . ſo gab es 


Bu ausgestattet mit an ec beider Parteien — Streitigkeiten 
zwiſchen Kapital und Arbeit zu ſchlichten berufen geweſen wären.“ “) 


2 Mit dem denunziatoriſchen Hinweis auf den nicht durchaus in 
den Grenzen geſetzlicher Vorſchriften ausgeübten Koalitionszwang der 
Arbeiter iſt es alſo nicht getan, zumal, wie geſagt, das Konto der 
Unternehmer in dieſer Beziehung weit ſchwerer belaſtet erſcheint. Es 
handelt ſich um die Ausbalanzierung der Intereſſen zwiſchen Kapital 
und Arbeit; das kann nicht durch gelegentlichen Druck auf letztere, 
urch Repreſſion ihrer Beſtrebungen geſchehen, ſondern nur durch die Her⸗ 
tellung eines ſtändigen Gleichgewichtes vermittels einer Demokrati⸗ 
terung der Arbeitsverfaſſung, die den unhaltbaren Abſolutismus des 
Kapitals erſetzt. In dieſer Richtung vermögen die Gewerkſchaften die 
beſten Dienſte zu leiſten. Bürgerliche Sozialpolitiker, ſo auch der 
ehemalige öſterreichiſche Juftizminiſter Dr. Irans Klein, nennen ſie 


BR #) „Mitteilungen des Schweizeriſchen Arbeiterſekretariats (I. Heft: 
überſicht der 80 e in Hebſchſesenen Ländern, 
S. 117). Zürich 1 

Wie 12 81 h die während des Krieges geschaffenen Beſchwerde⸗ 
ommiffionen für die e ene eee bewährten, kann Hier nicht 
I isch ee 
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| zuſammenzufaſſen, die die Nachteile der Iſolierung ausgleicht. 95 f 
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gepeitſchte Angeſtellte und Bedienſtete nichts nützen, daß alſo da ein Zr 
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nicht mit Unrecht ein konſervatives Element, da fie den Rückſchlag von 
Wirtſchaftskriſen auf die Arbeiter abſchwächen und eine tiefergehende 


Erregung der Maſſen verhindern, vor allem durch fortſchreitende Ver- 
beſſerung der Arbeitsbedingungen die Abſatzfähigkeit der heimiſchen 
Induſtrie im Inlande erhöhen. Dr. Klein meint, für dieſe ſeht 
wichtigen Folgewirkungen der gewerkſchaftlichen Tätigkeit könne manchs 


hingenommen werden.“) Wer die Vorteile haben will — und die hat ' 
auch der Staat — der muß eben die eventuellen Nachteile in Kauf * 


nehmen. Er nennt die Organiſationen „Maſchinen des Fortſchritts“, 


die die Unternehmer ſo wenig wie die Arbeiter entbehren können. Dieſes 
Organiſationsbedürfnis läßt ſich aber nicht einſeitig befriedigen. a 
Brentano, Herkner, Frankenſtein, Tönnies, Alfred 
Weber, 3wi iedineck⸗Südenhorſt ſtimmen darin überein, daß 

ſelbſt ein juriſtiſch⸗ formal gleiches Koalitionsrecht die Unternehmer un⸗ u 
gleich mehr begünſtige als die Arbeiter; denn jo wichtig die Arbeits 
kraft als Produktionsfaktor auch iſt, der andere Produktionsfaktor — 

das Kapital — hat den ungeheuren Vorteil, daß er eine von vornherein 
konzentrierte Potenz darſtellt, eine Dampfmaſchine, welche den allzu 
vielen iſolierten Einzelarbeitskräften vermöge der unvergleichlichen | 
Konzentration unter allen Umständen überlegen bleibt, ſolange 8 
nicht gelingt, dieſe ſchwachen Einzelkräfte in eine mächtige Organiſation 


Gerade dieſe Zuſammenfaſſung aber wollten die Unternehmer ver⸗ 
hindern und ſie ſcheuten dabei vor keinem Mittel zurück. Natürlich 
ſchützten ſie das Allgemeinintereſſe vor; daß es ſich in Wirklichkeit nur 
um ihr eigenes, um ihr privatkapitaliſtiſches Profitintereſſe handelte, | 
weiß heute jedermann. Selbſt dort, wo wirklich ein öffentliches Inter 
eſſe vorliegt, wie bei den ſogenannten gemeinnötigen Betrieben, kann 
von einem Verſchulden der Arbeiter nicht geſprochen werden, wenn ſie 
in Ermangelung aller Mittel zur normalen Geltendmachung ihrer An» 
ſprüche paſſive Reſiſtenz übten oder gar von dem ihnen verbotenen 
Koalitionsrechte Gebrauch machten. Denn die Erfahrung hat gelehrt, daß 5 
ſie zu dem letzten Mittel nur im äußerſten Falle griffen, wenn alle an⸗ 
deren Mittel verſagten. Not kennt kein Gebot und kein Verbot; gerade 
das Beiſpiel der öffentlichen Betriebe beweiſt unwiderleglich, daß 
repreſſive Maßnahmen und Maßregelungen gegen durch die Not auf: 


n 8 


Koalitionsverbot nur problematiſchen Wert hat, wenn nicht dafür ge⸗ 
ſorgt wird, daß die Veranlaſſungen, die zur Übertretung desſelben N 
drängen, auf legalem Wege beſeitigt werden können. NZ 

Aber auch die Behauptung der allgemeinen. wirtſchaftlichen OR 
Schädlichkeit der Streiks war nicht geeignet, den Serren 
ſtandpunkt der Unternehmer und damit eine Einſchränkung des Koa⸗ ö 
litionsrechtes irgendwie zu rechtfertigen. Sicherlich — die Behinderung N 
der Produktion und des Verkehrs durch eine Arbeitseinſtellung iſt volkss? 
wirtſchaftlich keine gleichgültige Sache; der Schaden muß ſich nicht auf 
die unmittelbar betroffenen Arbeitgeber beſchränken, ſondern kann Sa Fi 


9 „Das Organifationsmefen der a u. Berlin. 1018, S. 270, 2 
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weitere Keie ſogar ee ſolche der Arbeiter ſelbſt, in Mitleidenſchaft 


15 ziehen. Aber das ſpricht nur dafür, den Urſachen ſolcher Erſcheinungen 
beizeiten nachzugehen und vorbeugend zu wirken. Die Folgen der Ge— 
daten. und Gewiſſenloſigkeit der verantwortlichen Faktoren dürfen 
5 nicht auf die Angeſtellten und Arbeiter abgewälzt werden. Sind Arbeits- 
5 einſtellungen für das Wirtſchaftsleben nachteilig — und ſie ſind es 
zweifellos heute mehr denn je — ſo darf man nicht erſt dann ein⸗ 
greifen, wenn ſie bereits eingetreten ſind, ſondern muß dies vorher tun. 
Inm übrigen wurde dieſe Schädigung aus durchſichtigen Gründen in der 
Regel übertrieben, und in der Vorkriegszeit wenigſtens galt, was 
George Howell in ſeiner Geſchichte der „Engliſchen Gewerkvereins— 
bewegung“ *) darüber jagt: | 
„Die Koſten der Ausſtände haben den e Scharfſinn vieler 

£ Nationalökonomen und anderer Leute angeregt, die die Arbeiter durch eine 
5 Zahlengruppierung ſchrecken zu können glaubten, die auf den erſten Blick 
gegen ſie zu ſprechen ſcheint. Die Gewerkvereinler brüſten ſich ihrerſeits oft 
75 mit ihren großen Ausgaben, indem ſie die von ihren Gegnern aufgeſtellten 
als Beweis ihrer Kraft und der unerſchöpflichen Hilfsmittel der Gewerkver⸗ 
eine anführen. Es ſei vorweg zugeſtanden, daß die Koſten eines langen 
Ausſtandes ungeheuer find und daß er oft eine entſetzliche Not verurſacht. 
Aber die Arbeiter würden nicht alle dieſe Leiden auf ſich nehmen und ihren 
ſauer erworbenen Verdienſft Woche für Woche zur Unterſtützung der Aus⸗ 
ſtändigen hergeben, würden nicht durch dies Opfer entſprechende Vorteile 
gewonnen werden. Es wäre eine langweilige, mühſame Arbeit, die vermut⸗ 
lichen Koſten aller Ausſtände dieſes Jahrhunderts zuſammenzuſtellen, und 
!Ddie Arbeit wäre nutzlos, wenn wir nicht zugleich den Gewinn eines jeden 
ſiegreichen Ausſtandes abſchätzen und die Bilanz ziehen könnten. Wir müſſen 
3 enge verzichten, die in Geld ausgedrückten Koſten und den materiellen 
und moraliſchen Gewinn, den die Arbeiter aus vielen dieſer Arbeitskämpfe 
gezogen haben, miteinander zu vergleichen. Die Frage iſt eben eine Frage 
5 der ſoziologiſchen Statik und Dynamik und läßt ſich daher durch numeriſche 
Berechnung nicht erledigen.“ 


4 Im übrigen haben es die Unternehmer Herſtanden auch in der 
ae Beziehung ſich zu helfen, und zwar durch Schaffung von Verſiche⸗ 
& rungskaſſen gegen Streikſchaden, ſo daß ſie ſchon deshalb 
weniger denn je geneigt waren, die Verſtändigung mit ihren Arbeitern 
dem Kampfe vorzuziehen. Im Gegenteil! — Was aber die Schädigung 
| der Arbeiter anbelangt, ſo traf auch hier das Wort Howells zu: 


75 Welches ſind nun die Urſachen des wirtſchaftlichen Kampfes und 
welches ſind die Grundſätze und Triebkräfte, welche die Arbeiter beſeelen und 
55 im Kampfe aufrechterhalten? Einmal das Bewußtſein, daß ſie für alle Vor⸗ 
teile, wie alle Vorrechte, die ſie errungen haben, zu kämpfen hatten; und 
zweitens die Überzeugung, daß die Erfolge, die aus dem Vorgehen der Ge⸗ 
wer vereine entſprangen, die Unterſtützungen, die ſie gewährten, die poſi⸗ 
5 tiven Gewinne, die ſie für ihre Mitglieder erzielten, das Beſtehen dieſer 
Aaalitionen und die Mittel, die ſie zur Erreichung ihrer mannigfachen Zwecke 
2 anwandten, auf das vollkommenſte rechtfertigen. Warum verſichern die Leute 
N M ihre Schiffe, ihre Häuſer, ihr Hausgerät oder ihr Leben? Einfach, weil es 
2 ſich bezahlt macht. Der Gewerkverein iſt gleichfalls eine auf Gegenſeitigkeit 
2 gegründete Verſicherungsgeſellſchaft; auf die Dauer macht ſich die Einlage 
eiae Aber er iſt auch noch mehr! In den Gewerkvereinlern hat ſich noch 
eine Spur des alten kamerddſchaftlichen Geiſtes, wenn auch in etwas roher, 
unentwickelter Form, erhalten. Sie wirken zuſammen, helfen einander und 


lleiden, wenn es fein muß, in derſelben Sache. Den Korpsgeiſt beſitzen ſie, 
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der Kapitaliſten zu fördern, hat ſich ſtets bereit gezeigt, Geſetzgebung En 
und Verwaltung gegen die Lohnpolitik der Arbeiter zu mobiliſieren. 5 


leitung, die ihnen von Unternehmern, weft und Publikum zuteil wird, ihr 
Streben ſein. A = 
Die Nationalökonomen fragen: Rechtfertigt der Zweck die Mittel? En ö a 
ſpricht der Gewinn dem Aufwand? Wiegen die Ergebniſſe die Zeit, die Mühe, 
die Angſt, die Leiden auf? Keine befriedigende mathematiſche oder ökonomiſche 
Antwort i Gegnern der Gewerkvereine auf dieſe Frage gegeben 
werden. Die einzige mögliche Antwort iſt, daß im allgemeinen die Ergebniſſe 
der Ausſtände für die Maſſe der Arbeiter vorteilhaft geweſen find. Daher 
fanden die Gewerkvereine bei ihrem Vorgehen die Unterſtützung der Arbeiter, 
weil dieſe auf Grund langer Erfahrungen davon überzeugt ſind, daß fie 
dieſelben Zwecke auf keine andere Weiſe erreichen können. Darum bringen 
ſie das Geld zur Beſtreitung aller Ausgaben ohne Murren auf und ſuchen 
nur ſelten außerhalb des Bereiches der Gewerkvereine um Unterſtützung nach. 
Man kann ſich kaum vorſtellen, daß eine Million hartköpfiger Männer 
ſolche energiſchen Anſtrengungen machen und ſolche perſönlichen Opfer brin 
gen würde, wenn ſie nicht auf Grund ihrer Erfahrungen der feſten über⸗ 
zeugung wären, ſchließlich für ihre Opfer, eee in 8 aus⸗ 
reichende Entſchädigung zu erhalten. 4 
Viele Leute beurteilen die Berechtigung eines „ nach ſeinem 
unmittelbaren Erfolge oder Nichterfolge. Das iſt jedoch nicht immer der a 
richtige Prüfſtein. Viele Ausſtände, die im Augenblick mißglückt ſcheinen, 
bereiten künftige Siege vor oder find einfach Kompromiſſe, die praktiſch ſich 
wenig von einem Siege unterſcheiden. Wenn daher der Wert der Gewerk⸗ 


vereine nach Erfolgen abgeſchätzt werden ſoll, ſo ſind dieſe zahlreich und 8 
bedeutend genug, um ihre Exiſtenz zu rechtfertigen; und die Reſultate dern 


in dieſem Jahrhundert durchgeführten Ausſtände haben die Arbeiter für die 
damit verbundenen Leiden, Anſtrengungen und Koſten reichlich entſchädigt. 
Die einzigen Vorſchriften, deren Beachtung man den Gewerkvereinlern ein⸗ 
prägen muß, ſind Mäßigung in ihren Forderungen, ſorgfältige Berechnung 92 


der Zeit⸗ und anderen Verhältniſſe und beſonnene Führung.“ 8 


Dennoch iſt es nicht zu leugnen: Jede Arbeitseinſtellung ſchädigt Br: 
die Volkswirtſchaft. Nur daß im kapitaliſtiſchen Zeitalter den Arbeitern 
das allgemeine Intereſſe an der Wirtſchaft nicht voll zum Bewußtſein 
kommen konnte, weil — dieſe zum weitaus überwiegenden Teil privat⸗ N 
rechtlichen Charakter hatte, die öffentlichen Rückſichten durch das kapita⸗ 7 
liſtiſche Profitintereſſe verdunkelt wurden, mit einem Worte: weil die 
Arbeiter nur das Privateigentum der Kapitaliſten vor ſich hatten und 
nicht ein vergeſellſchaftetes Eigentum. Nur ein ſolches hätte eine ge⸗ 95 75 
wiſſe Rückſicht auf die allgemeine Wohlfahrt begründen und recht⸗ ** 
fertigen können — unter der Vorausſetzung, daß auch der. Arbeitskraft ur 
des Proletariers, daß ſeinem wirtſchaftlichen Intereſſe die gebührende nr, 
Rückſicht zuteil geworden wäre. Daran aber fehlte es in weitem Um⸗ = 


Daß der kapital Staat als ein Herrſchaftsinſtrument der 


Beſitzenden vor rechtlichen Eingriffen in die Geſtaltung des Arbeitslohnes . 


ſich ängſtlich hütete, lehrt die Geſchichte der ſozialen Geſetzgebung faſt auf f T 


einige Beſtimmungen in der Gewerbeordnung und das Geſetz gegen 3 
Lohnbeſchlagnahme, die dem Arbeiter keinen viel ſtärkeren Schutz ge⸗ an 
währen als die einſchlägigen Beſtimmungen des a. b. G. B. Das 
Gleiche gilt hinſichtlich des Arbeitsverhältniſſes überhaupt. Derſelbe 5 
Staat, der den größten Eifer entfaltete, wenn es galt, die Preispolitik 5 


Ki 
jedem Blatte. Wozu er ſich im Laufe der Zeit aufſchwang, waren 65 
3 
0 
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Die Unterdrückung der Bemühungen um eine Lohnaufbeſſerung war 
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weniger 1000 Staat 1955 Geſellſchaft fähig oder willens waren, a den 
belt des Arbeitsvertrages, insbeſondere was Lohn anbelangt, be— 
ſtimmenden Einfluß zu üben, deſto mehr ſah ſich der Arbeiter auf 
* ſeine eigene Kraft angewieſen. Die fehlende Staatshilfe mußte er 
* durch eine um ſo kräftigere Selbſthilfe erſetzen. Dazu bedurfte er 
5 eines ‚ Koalitions-, e und Vereinsrechtes. 


BR: = RR 18. Das Koalitionsrecht. 
Be’ | Dieungleide Praxis. — Die Judikatur. 


. ‘ a Wie war es bisher damit beſtellt? Die Koalition, d. h. die 
1 esel der Arbeiter zum Zwecke der Erwirkung höherer Löhne 
8 war bis 5 5 Jahre 1870 ein . a eu nach 


5 Ber Koalition aus und te ſie ara Strafe. 90 4 in den eh 


ee Agrarſtaat, das Handwerk hatte ſich noch nicht fabriksmäßig 
entwickelt, die Manufaktur — d. h. die werkſtattmäßige Handarbeit — 
befand ſich noch in ihren Anfängen. Nur ganz langſam änderte ſich der 


einige Induſtriezentren fich zu entwickeln begannen. Die Induſtriali⸗ 
ſierung machte dann in den Fünfziger- und Sechzigerjahren weitere 
Faortſchritte. Die Gewerbeordnung vom Jahre 1859 hatte den Ge⸗ 
danken der unbeſchränkten Gewerbefreiheit verwirklicht, und der Indu⸗ 
ſtrialismus fand nun rechtlich kein Hindernis mehr. Er ballte große 


a er daß an ihre Stelle eine se beſſere en wäre. Was nützte 


m Gebiete der Induſtrie ſtanden ſie hilflos gegenüber. 


* 


Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts war Osterreich ein ausge⸗ 


1 dien und erſt die 48er Revolution verriet, daß immerhin jchon 


e ließ die 5 in 7 er . tanz 1 5 44 


— 


er la A fer, und e e 1 die A immer 


den Arbeitern die formale Rechtsgleichheit, wenn ſie dabei materiell 5 
| ene ae eh 905 e an 1 und 1 0 


| ihrer en nur problematischen Wert Bite Der eta 8 
chtsſtaat bot den Arbeitern keine Stütze, den Umwälzungen a, 


18 


er | 
fügung, auch dann, als das mittlerweile zum Durchbruch gelang 
Verfaſſungsſyſtem die Koalitionsverbote längſt als unzeitgemäß 1 
mit dem freiheitlichen Geiſte der Verfaſſung als im Widerſpruch hatte 
erkennen laſſen. Aber erſt die Mitte der Sechzigerjahre in Oſterreich 
einſetzende Arbeiterbewegung brachte den Widerſtand der Kapitaliſten 
gegen die Aufhebung der Verbote zu Fall. Das Geſetz vom 7. April 1870 
ſprach den Arbeitern das Koalitionsrecht zu. Damit war aber 
erſt die rechtliche Baſis für die Ausübung des Koalitionsrechtes ge⸗ 
geben; dieſes ſelbſt noch nicht lebendig. Immerhin bedeutet das Ge⸗ 
ſetz einen Fortſchritt, der bei einem halbwegs entſprechenden Verhalten 
der Staatsgewalt den Arbeitern die Möglichkeit gewährt hätte, auch * 
ihrerſeits mit einem annähernd gleichen Gewicht wie die Unternehmer ur 
aufzutreten und die Anſprüche der Arbeitskraft als Produktionsfaktor | 
geltend zu machen. Dieſe Möglichkeit iſt jedoch durch die Praxis der ei 
Verwaltungsbehörden arg eingeſchränkt worden. Das Geſetz ſelbſt bietet 


wenig Handhaben zu einer mißbräuchlichen Anwendung. Allein — 


Matthäus bricht's Eis, hat er kein's, jo macht er ein's. Dieſe Bauern⸗ 
regel galt auch hier: Wo der Sinn des Geſetzes nicht vergewaltigt 
werden konnte, zogen die Behörden als gefällige Diener des Kapita- 
lismus andere Geſetzesbeſtimmungen heran, die ſich dazu mehr oder 
minder eigneten, das Koalitionsrecht einzuſchränken, wobei es freilich 
gleichfalls nicht ohne gewaltſame Interpretationen abging. 

Das Koalitionsgeſetz iſt, wenn man die Umſtände und Zeitver⸗ 1 
hältniſſe berückſichtigt, unter welchen es zuſtande kam, nicht ſchlecht; es 
hat ſeine natürlichen Mängel, die ſich aus der Rückſtändigkeit der 
Induſtrie und den mangelnden Erfahrungen erklären. Seine wichtigſte 
Beſtimmung iſt die, daß es die Vorſchriften des Strafgeſetzes, wodurch 
Koalitionen als ſtrafwürdig erklärt werden, außer Kraft ſetzt. Die Auf⸗ 


BSR 


hebung des Koalitionsverbotes bedeutete alſo, daß fortan Koalitionen = 
erlaubt ſein ſollten, ſchaffte jedoch kein poſikives Recht. Es ſpricht ſogar 


den Koalitionen ausdrücklich die rechtliche Wirkung ab — mit anderen 


Worten: Jeder Teil kann machen, was er will. Weder brauchen ſich 


die Unternehmer noch die Arbeiter an die zwiſchen ihnen getroffenen 
Vereinbarungen zu halten, noch auch ſind die Unternehmer bzw. die 
Arbeiter verpflichtet, die für ihre Partei geltenden Abmachungen gegen⸗ 8 
einander einzuhalten. Sie können dies — wenn fie wollen — müſſen 
aber nicht, wenn ihnen der Wille hiezu fehlt; ein geſetzlicher Bo 
kann auf die Koalition von keiner Seite ausgeübt werden, ed. h. der 
Koalitionstreue kann gegen ſeinen untreuen Kameraden nicht klagbar 4 
auftreten und ebenſo wenig irgendein anderer. 5 
Darin liegt nun der größte Mangel des Geſetzes; gend es it 


klar, daß ohne eine rechtsverbindliche Verpflichtung das Koalieren — 5 


wenig Sinn hat, daß durch das Fehlen einer ſolchen Bindung unter 


Umſtänden der Koalitionserfolg verloren gehen kann. Was das Ge⸗ 


ſetz mit der einen Hand gibt, nimmt es eben mit der anderen und 
macht ſo den Zweck illuſoriſch. Allerdings können die Parteien jede Art 
moraliſchen Zwanges ausüben. Dabei muß aber beachtet werden, daß 4 
die Möglichkeiten hiefür ſehr ungleich verteilt ſind. Abgeſehen davon, 2 
daß Moral und Sitte etwas ſehr Vages, daß die Anſchauungen 5 
hierüber 80 nicht einheitlich 8 a bei ag And Beſiz, 9 
| a | nu A ; „ 8 85 


9 8 1 

5 holen ſchwanken, iſt es den e viel leichter möglich, ſich zu 

helfen, als den Arbeitern. Man darf nicht überſehen, daß erſtere un⸗ 

gleich eher zu vereinigen ſind als letztere; ſie ſind eine vom ſtärkſten 
e erfüllte Schicht im Gegenſatze zu den Arbeitern, 


a Hört man die Unternehmer, ſo wäre gerade unter ihnen der Zu⸗ 
ben menhalt am ſchwerſten herzuſtellen; allein es iſt nicht ſo, daß die 
geſchäftliche Konkurrenz ihre Gemeinſamkeit als Arbeitgeber ſchwächt. 
* Wenn es gegen die Arbeiter geht, dann iſt die Solidarität der Unter⸗ 
nehmer eine vollkommene. Das hat die tatſächliche Entwicklung der 
$ Arbeitgeberverbände bewieſen. Wenn ſie auch anfänglich hinter den 
Gewerkſchaften zurückſtanden, ſpäter ſtanden ſie ihnen voran und werden 
8 ihnen immer voranſtehen, wenn auch die Gewerkſchaften noch maſſen⸗ 
haften Zuzug erhalten ſollten. Die Organiſierbarkeit der Arbeiter iſt 
1 eben, wie gejagt, aus natürlichen Urſachen eine begrenzte, und während 
fe den Unternehmern bei dem Aufbau der Arbeitgeberverbände 
keinerlei Hemmung bereiten können, wurden ihnen von dieſen die 
ſtärkſten Hinderniſſe entgegengeſetzt. Kurz, die Arbeiter haben immer 
5 Bun nur allzu vielen Indifferenten zu rechnen, die fie weder im Rechts- 
wege noch durch moraliſchen Zwang dazu bewegen können, ſich zu 
lieren, d. h. für eine Lohnerhöhung einzutreten, die Arbeit nieder- 
5 zulegen, der Gewerkſchaft beizutreten, Beiträge an die Organiſation zu 
beißen Flüchtige Augenblickskoalitionen aber haben keinen Wert und 
E folge im Lohnkampfe laſſen ſich nur durch ſtarke Gewerkſchaften 
5 auernd behaupten. n 
Br Das KRonlitionsgejek läßt natürlich nur das Mittel der über⸗ 
re dung zu; gerade dieſes aber war für die Arbeiter nicht immer und 
erall praktiſch anwendbar. Ganz abgeſehen davon, daß ſchon die große 
die Verſtändigung unter den Arbeitern erſchwerte, unter⸗ 
den die Maßnahmen der Unternehmer Agitation und Propaganda 
in einem ſolchen Grade, daß die Koalition der Arbeiter zur Un- 
lichkeit wurde. Wie eifrig hiebei die Behörden durch eine ent- 
chende Auslegung und Handhabung der Geſetze (Paß⸗, Vereins-, 
ammlungsgeſetz uſw.) den Unternehmern aſſiſtiert haben, läßt ſich 
der Geſchichte der Lohnkämpfe an zahlreichen Beiſpielen nachweiſen. 
Einſchüchterung und Gewalt verbietet das Koalitionsgeſetz. Aber 
| ngleich liegen auch hier die Dinge! Soweit die Unternehmer in 
Betracht . 55 19 aus 15 bereits ee Gründen auf 


eſe en ee Be iſt ſeither Fahre sn 2. 


5 


orden. Der Koalitionszwang, den die Unternehmer ausüben können, 
e 1 als ut welchen die Arbeiter „ en EN 


0 Siehe PR Braun: „Die Gewerkſchaften.“ 15 Nürnberg 1914. 
. 9 1 Kapital and Arbeit.“ Wübſngen ae 
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deren Organiſierbarkeit aus verſchiedenen Gründen *) eine beſchränkte 
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Dabei iſt wieder zu unterſcheiden zwiſchen dem 8 den die Par > 
teien ihresgleichen und jenem, den fie dem Gegner fühlen laſſen 15 
können. Soweit unzuläſſige Einſchüchterung und Gewalt untereinander g 
appliziert werden, bietet ſchon das Koalitionsgeſetz eine gewiſſe Mög⸗ 
lichkeit der Abwehr, ſonſt das Strafgeſetz. Das iſt für die Unternehmer 5 
eine nahezu gleichgültige Sache; denn ſie haben weder das eine noch 
das andere zu fürchten. Die Mittel, die ihnen zur Verfügung ſtehen, 
führen in der Regel zu einem richterlichen Eingriff. Sie können nt 
Außenſeitern beikommen, ohne mit irgendwelchen Strafparagraphen in 
Konflikt zu geraten. Materialſperre, Ausſchluß von der Belieferung, 
Abſatz⸗ und Kreditſperre, Preisunterbietung, Exkluſivklauſe l und ähn⸗ 7 
liche Begünſtigungen der organiſierten Unternehmer ſichern dieſen 
einen riſikoloſen Erfolg. Die gegenſeitige geſchäftliche Abhängigkeit ift. 
überdies jo groß, daß die Unternehmer mannigfache Druckmittel in der 
Hand haben, um Außenſeitern die Fortſetzung ihres organiſations⸗ 
widrigen Verhaltens zu verleiden und Abtrünnige wieder heran⸗ 
zubekommen. Pönalien und Deckungswechſel nebſt anderen Bindungen 
materieller und wirtſchaftlicher Natur tun das Ihre, um den der 
Koalition widerſtrebenden Konkurrenten mürbe zu machen. Im Laufe 
der Zeit hatten ſich übrigens die Verhältniſſe derart geſtaltet, daß der⸗ 
artige Preſſionsmittel für die Unternehmer kaum mehr notwendig er⸗ 8 
ſchienen. Die große Induſtrie hat ſie nie gebraucht, die mittlere Indu⸗ 55 
ſtrie ſelten, und nur die Kleinmeiſter des Handwerks haben gegen r 
ihresgleichen Koalitionszwang ſchärferer Art ausüben müſſen, weil das 
Solidaritätsgefühl mit der wachſenden Zahl der Intereſſenten an 
Stärke abzunehmen pflegt. Und wenn ſchon ein Fabrikant oder Ge⸗ 
werbetreibender von ſeinen Berufsgenoſſen durch Zwangsmittel be⸗ 
drängt wurde — fie fielen jelten unter den §S 3 K.⸗G. (Einſchüchterung 
und Gewalt), und ihre Anwendung war daher durch das Koalitionsgeſetz 
nicht ſtrafbar. Und wie geſagt: Einſchüchterung und Gewalt hat der 
Unternehmer gegen ſeinesgleiche nicht nötig; um die Koalition herbei⸗ 
zuführen und aufrecht zu erhalten, genügt in der Regel der Appell an 
die Solidarität der Berufskollegen vollſtändig; das übrige leiſteten die 
erwähnten mehr oder minder zuläſſigen Methoden, die zwar nach 
§ 2 K.⸗G. keine rechtsverbindliche Wirkung haben, denen aber doch unter 
Umſtänden der Rechtsſchutz nicht ganz verſagt war. 6 44 
5 Anders iſt der Arbeiter daran, wenn er Kameraden für Sie 
Koalition gewinnen will. Da hat er es gar nicht ſelten mit Elemente 
zu tun, die, bar jedes Solidaritätsgedankens, nur den Ante N 
Wettbewerb gegen ihre eigenen Klaſſengenoſſen betreiben und u 
mit bloßer Überredung allein nicht beizukommen iſt, weil ſie von vorn⸗ a 
herein von der Abſicht erfüllt ſind, ſich gegen ihre Kollegen zu ſtellen. 
| Betrachtet man die Sachlage genauer, ſo zeigt ſich, daß im Laufe der Zeit 
eine gewiſſe Differenzierung der Arbeits willigen eingetreten iſt. Nicht 5 
mehr oder doch nicht ſo ſehr der Indifferente iſt es, welcher den Be⸗ 
ſtrebungen der organisierten Arbeiter Widerſtand entgegenſetzt, enden 4 
der „Wirtſchaftsfriedliche“, der Angehörige der von den Unternehmern ef 
patroniſierten gelben Vereine, der in direktem Gegenſatz zu den klaſſen⸗ 4 
bewußten Gewerkſchaftern ſteht und deren Beſtrebungen zu Surchfreugen 
bemüht ft Daneben find es die Mitalieder 1 10 den n ö 
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Fang: ni cet Siga ſationen, elch ihre Sonder⸗ 
bündelei für eine politiſche Notwendigkeit anſehen und daher auch 
9 . gegenüber dem Kapital ſelbſtändig vorgehen zu müſſen 
behaupten. Nicht zu reden von jenen Elementen, die als Pinkertons 
oder Schutztruppe des Kapitals von den Unternehmern gedungen 
wurden. Iſt es doch ſogar vorgekommen, daß man Streikbrecher be— 
2 waffnete und daß die Staatsgewalt ihr Militär beiſtellte. Jeder Streik 
A alte fo eine gewiſſe Atmoſphäre der Gewalttätigkeit, in der die 

eidenſchaften die Vernunft betäubten und die von ihrem Rechte Ge— 
3 a dach machende Arbeiterſchaft formal⸗-rechtlich ins Unrecht ſetzten. Je 

weniger man ihr von der Seite des Koalitionsgeſetzes her zu Leibe 

konnte, deſto mehr war das Unternehmertum befliſſen, den Kämpfenden 
. auf anderen Wegen beizukommen. Der ganze „Arbeitswilligenſchutz“ 
FE mit dem Schuß der wirklich Arbeitswilligen nie etwas zu tun — 
notabene waren die Arbeitswilligen durchaus nicht immer im beſtreikten 
etriebe beſchäftigt geweſen, ſondern oft ganz fremde Arbeiter — jon- 
dern richtete ſich gegen die Streikenden und das Koalitionsrecht. Darum 
Br warb das Unternehmertum für ſich Streikbrecher an und ließ durch ſie 
Die eigenen Arbeiter provozieren, fo daß ſich eine abſonderliche Situa- 
tion ergab: Das Koalitionsrecht ſchützte nicht die koalierten Arbeiter 
und ihre Koalitionen, als vielmehr die Außenſeiter und die hinter ihnen 
ſtehenden Unternehmer. Letztere waren es alſo, die die verpönten Mittel 
3 der Einſchüchterung und Gewalt anwendeten und dabei noch die 
Unterſtützung der Behörden fanden. Die Folgen dieſes Vorgehens für 
die um eine Lohnerhöhung, Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen oder 
= Anerkennung organiſatoriſcher Rechte ringenden Arbeiter konnten 
nit ausbleiben. Die Praxis des Koalitionsgeſetzes drängte fie ge— 
radezu vom Rechtswege ab und verleitete fie dazu, Nebenwege zu be- 
kreten Wie auch ſollten ſie ſich I, unſolidarif ch geſinnten und daher 
ſozial minder wertvollen Elemente“ in ihren eigenen Reihen erwehren! 
Wollten ſie ſich nicht von dieſen majoriſieren oder gar vergewaltigen 
laſſen, mußten ſie ihrerſeits trachten, die anderen zum Aufgeben ihres 
koalitionswidrigen Verhaltens zu bewegen. Das wird in Zukunft nicht 
7 viel anders ſein. Da Arbeitern hierbei die reichen und bequemen Mittel 
5 der Unternehmer nicht zur Verfügung ſtehen, ſie an der Anwendung 
5 * ormaler Methoden nur zu oft behindert ſind, ergibt ſich das Weitere 
155 von ſelbſt. Sie handeln dann gleichſam unter unwiderſtehlichem Zwang, 
| ar der um fo ftärfer iſt, je eifriger es ſich die kapitaliſtiſchen Klaſſengegner 
N mgelegen ſein laſſen, das Koalitionsgeſetz aut Zerſprengung der 
eiterkoalitionen zu mißbrauchen. 


Die Sachlage geſtaltet ſich um ſo ſchlimmer, als den Gewerk— 
chaften ſeit jeher die größten Hinderniſſe bereitet worden find. Das 
at ſich inzwiſchen freilich geändert; vor dem Kriege jedoch lagen die 
Dinge die längſte Zeit ungünſtig. Je enger die natürlichen und künſt⸗ 
5 35 ichen Grenzen der Organiſierarbeit gezogen und je weniger die Unter⸗ 
BR nehmer der Einsicht zugänglich waren, deſto weniger vermochte bloße 
Ki iberredung etwas auszurichten, deſto eher ſetzte ſich die Gewalt an ihre 
75 Nicht die Arbeiter — die Unternehmer waren es, welche den 
bnkampf zu einer Machtfrage machten. Weder erkannten fie die Ge- 
0 Dei a Ehe Berufsvertretungen der Arbeiter an, noch waren 
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fie. für die Schlichtung der Streitfälle durch ein geordnetes Schieds⸗ 5 


und Einigungsverfahren. Alle dieſe Umſtände erklären die Anwendung 
von Mitteln der Einſchüchterung und Gewalt auch auf ſeiten der 
Streikenden zur Genüge. Wie dann die Juſtiz den § 3 K.⸗G. extenſiv 
auslegte und handhabte, iſt ein Kapitel für ſich, worauf nr näher 
einzugehen jein wird. 


Auch ſonſt iſt die Textierung des Koalitionsgeſetzes veraltet. Es Mn 
ſpricht von (un⸗)günſtigeren Arbeitsbedingungen, ohne daß durch dag Er 


Geſetz oder die Judikatur eine Klarſtellung dieſes Begriffes vorge⸗ 


nommen worden wäre. So kommt es, daß Solidaritätsſtreiks, die die 
Entlaſſung eines feindſeligen Werkführers oder die Wiederaufnahme 


eines Gemaßregelten, und Abwehrſtreiks, die die Wiederherſtellung 


früherer Lohnſätze erzwingen ſollen, nicht unter das Koalitionsgeſetz 
fallen, daß aber dennoch Verurteilungen der im Kampf ſtehenden 


Arbeiter auch nach dem Koalitionsgeſetz erfolgen. Immer und immer 


zeigt ſich, daß das Koalitionsgeſetz. von den Juſtiz- wie von den Ver⸗ 
waltungsbehörden als ein Mittel zur Unterſtützung der Unternehmer 


gegen die Arbeiter benützt wurde, daß ſie es als ein Inſtrument be⸗ 
trachteten, deren kapitaliſtiſche Wirtſchaftspolitik zu fördern. So wurde 


das Koalitionsgeſetz für die Arbeiter zu einem Lichtenbergſchen Meſſer 


ohne Klinge, während dieſe ſelbſt in den Händen ihrer Klaffengegner 


ſich befindet. Daß dies keine Übertreibung, zeigt ein Blick auf die Judi⸗ 
katur des Oberſten und des Verwaltungsgerichtshofes, deren Spruch⸗ 
praxis gewiſſe Grundſätze herausgebildet hat, von denen manche — 


* 


obgleich ſie von den Gerichten nach Bedarf modifiziert 1 de 


ae ungeheuerlich ericheinen. 


In der Tezner 'ſchen Ausgabe des Vereins⸗ und 0600 
finden ſich einige wie folgt zuſammengefaßt: $ 3 K.⸗G. bedroht mik 
Strafe auch jegliches Mittel der Einſchüchterung um das Zuſtande⸗ 
kommen einer Verabredung der im § 2 bezeichneten Ark! 
herbeizuführen, micht bloß die rechtswidrige Nötigung zur Einhaltung | 


einer bereits getroffenen Verabredung. Das Delikt des § 3 wird des⸗ 
halb auch durch Bedrohung mit Körperverletzung für den 
Fall des Betretens der Werkſtatt begründet, ohne daß dieſer Drohung 


die Verabredung eines Streiks vorangegangen ſein müßte. 


(Pl.⸗E. des Kaſſ.⸗H. v. 22. Aug. 1899, Z. 12.620, Slg. 2370.) 


Die Verabredung im Sinne des 8 2 K. G. muß nicht gerade N 


durch Worte herbeigeführt werden, welche auf die Herſtellung des 


Eirperftändniffes gerichtet ſind; ein den gemeinſamen Willensent⸗ = 
ſchluß „kundgebendes Verhalten“ genügt. Sn vorangehende Plenar⸗ 2 


entſcheidung.) 


— 


Der T Tatbeſtand des 8 3 K.⸗G. 11 5 jener des § 98 St.-G. 2 


(Erpreſſung) unterſcheiden ſich nicht durch den Zweck, ſondern 


durch die N LER, Mittel. Sind die Mittel. zur Erzwingung der 


+ = 
* 


Unterlaſſung der Arbeit (im vorliegenden Falle zur Erregung von 3% 


Beſorgniſſen geeignete Androhungen von Körperverletzungen) derart 

beſchaffen, daß ſie den Forderungen des § 98 St.⸗G. entſprechen, Bae 

liegt deſſen Tatbeſtand und nicht jener des 83 er G. vor. Be . E. 
v. 1. Dez. 1900, 3. 14. 129, Slg. 3216.) . 
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Die „Gewaltanwendung⸗ des 8 98 St.⸗G. muß mindeſtens mit⸗ 
; telb ar gegen die zur Arbeitseinſtellung zu Nötigenden gerichtet ſein. 
. In der gewaltſamen Vereitelung ſolcher Akte dritter, nicht 

zu den Arbeitern gehöriger Perſonen, durch die den „Arbeitswilligen“ 

der Weg zur Werkſtätte freigemacht werden ſoll, liegt keine 

gegenüber den „Arbeitswilligen“ geübte „Nötigung“; desgleichen 
. = nicht in dem Hineinwerfen von fachlichen Arbeitsmitteln ins Waſſer. 
En reicht für die „Gewalt des $ 3 K.⸗G. jedes Gewaltmittel, 
mithin auch Gewalttätigkeiten der angeführten Art aus. (Kaſſ.⸗H.⸗E. 
. 1. Des. 1900, Z. 14.129, Slg. 3276.) 


| Auch die von den Streikenden dem Arbeitgeber geſtellte Bedin⸗ 
gung, alle Streikbrecher nach Beendigung des Ausſtandes zu 
* entlaſſen, iſt geeignet, ſowohl die arbeitswilligen Arbeiter als auch 
* Arbeitſuchende einzuſchüchtern, was für den Tatbeſtand des 
9988 K. „G. genügt. (Kaſſ.⸗H.⸗E. v. 27. März 1907, Z. 3907, Slg. 3343.) 


5 Unter die Beſtimmungen der 88 2 und 3 K.⸗G. fällt ein von 
* Een Ar eitnehmern in Szene geſetzter Boykott eines Arbeitgebers 
4 mittels einer Aufforderung an die Bevölkerung, deſſen Erzeug— 
5 i niſſe (Gebäck eines Bäckermeiſters) nicht abzunehmen, wodurch der 
Arbeitgeber zur Einhaltung des mit der Organiſation vereinbarten 
2 Lohntarifs genötigt werden ſoll, nur dann, wenn er auf einer vor- 
3 ausgegangen! Verabredung von der im 82 K.⸗G. näher beſtimm⸗ 
ten Sa beruht. (Pl.⸗E. des Kaſſ.⸗H. v. 29. Juli 1912, Kr. VII/ 73/12.) 


. Der Täter im Sinne des 8 3 K.⸗G. muß nicht jener Gruppe 


von Perſonen angehören, in der ſich die zu nötigende Perſon befindet. 

Auch ein dritter Außenſtehender kann die Tathandlung des 
83 gegen einen Arbeitgeber oder einen e ſetzen, um den 
Zweck der e zu fördern. (Die Dorangehende Plenar- 
entf ien g.) | | | 

\ 4 . 

Ber Charakteriſtiſch tit ferner, daß Streikende nach dem Koalitions- 
ee sl . die 1 8 om einem ek 135 gar Me foa- 


= Ben gilt And nur En ſchützt, die des Arbeiterſchaft des W 
m Betriebes zugehören. Gewöhnliche Beſchimpfungen und Ehrenbeleidi- 
. zungen, ja oft Schon das Zureden und Warnen galten als „Einſchüch⸗ 
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8 3 unſexes Koalitionsgeſetzes davon irgend eine Erwähnung machen. Auch 25 
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4. Polizei gegen Koalitionsrecht. 


Ausweiſung. — Set REG 


Kontraktbruchſtrafe und Zurückhaltung des Arbeitsbuches waren 
nicht die einzigen Mittel, um den Arbeitern den Gebrauch des Koali⸗ EN 
tionsrechtes zu verleiden. Neben der Gewerbeordnung mußten auch 
die übrigen Geſetze, insbeſondere Vereins- und Wersen 
Preßgeſetz und — natürlich — Strafgeſetz zu dieſem löblichen Zwecke N 
herhalten. Die Gewerkſchaften, gegen welche dieſe Geſetze hauptſächlich 
in Anwendung kamen, haben ſich nach langem Kampfe davon zu ber 
freien gewußt. Der . der Behörden gegen einzelne Arbeiter fand 1 
jedoch ſtets neue Waffen. Dazu dienten unter anderm auch die Geſetze 1 
vom 10. Mai 1873, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 108, und vom 24. Mai 1885, R.⸗G.⸗ >. 
Bl. Nr. 89 (das Schub⸗ und Vagabundengeſetz). Damit wurden 
nicht bloß ſtreikende Arbeiter ſondern auch ſolche, die fi als Mit- 
glieder einer mißliebigen Gewerkſchaft auf der Wanderung befanden, 
den Landſtreichern gleichgeſtellt, wegen Arbeitsſcheu abgeſchoben und 
unter Polizeiaufſicht geſtellt, bis fie von der Polizei anerkannte Sub⸗ 5 
ſtiſtenzmittel aufweiſen konnten. Der arbeitslose e Proletarier galt als N 
ſtaatsgefährlich, und für ihn beſtand eine Pflicht zur Arbeit; für den 
arbeitsloſen Kapitaliſten nicht. Auch dieſe Schikane mußte ſchließlich — 
aufgegeben werden. Um jo ſchärfer wurden die Arbeiter h rängt, welche 


aktiv am Lohnkampfe teilnahmen, vor allem die ſogenanſſten Streik⸗ 


posten. Was es damit auf ſich hat, wird am beſten ie nachſtehenden 
Interpellation dargelegt, die ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter Sr 
am 20. März 1906 an den Miniſter des Innern einbrachte, worin 
er über die zur allgemeinen n gewordene Behinderung 
von Streikpoſten Beſchwerde führte. Die Interpellation, die wir wegen 
ihrer prinzipiellen Yedeutung wörtlich abdrucken, hatte folgenden 7 


„In den letzten Monaten haben ſich Fälle ereignet, die unbedingt EEE 
dem Schluſſe zwingen, daß es der Regierung darum zu tun ſei, das Koa⸗ 
litionsrecht der Arbeiter zu ae ja, die Ausübung dieſes Rechtes 


geradezu unmöglich zu machen. Das ganze Koalitionsrecht hat nicht den BD: 


geringiten Wert, wenn den Arbeitern unterſagt wird, Streikpoſten aufzu⸗ > 
ſtellen und auf dieſe Weiſe zu kontrollieren, ob in dem Betriebe, in dem Pan 
der Streik ausgebrochen iſt, gearbeitet wird. Dieſen Gedanken hat auch das 15 
geltende Koalitionsrecht zum Ausdrucke gebracht, indem es nur die Anwendung 

von Mitteln der Gewalt oder Einſchüchterung für ſtrafbar erklärte, alles 
andere aber direkt ausgeſchaltet hat. Was das Geſetz nicht . 5 = 7 


ſtattet. Es unterliegt alſo gar keinem Zweifel, daß die Streikenden das Recht 


haben, Streikpoſten aufzuſtellen, vorausgeſetzt, daß dieſe e in der ar 


Erfüllung dieſer Pflicht weder ein Mittel der Einſchüchterung noch der G BER 


walt anwenden. Dieſe Anſchauung läßt ſich nicht nur aus unſerem Geſetze 5 


heraus, ſondern auch insbeſondere hiſtoriſch erklären. Den Schöpfern. unſeres PR | 


Koalitionsrechtes war es unbedingt darum zu tun, den Arbeitern ein 1. 100 
litionsrecht in des Wortes wahrſter Bedeutung zu gewähren, was aus den 8 
im Abgeordnetenhauſe damals gehaltenen Reden und insbeſondere aus dem 958 
Vortrage des Berichterſtatters mit vollſter Klarheit hervorgeht. Nun diente 
das engliſche Koalitionsgeſetz vom Jahre 1824 unſerem Geſetze zur Grund⸗ RR 
lage. In dieſem Geſetze wurde aber gerade das Streikpoſtenſtehen als zu 
läßig erklärt, und ſo iſt es daher begreiflich, daß weder der § 2 noch der 


das letzte engliſche Koalitionsgeſetz vom Jahre 1875, Artikel 443, das in 
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gcliſches Geſetz, erklärt trotzdem ausdrücklich, daß das Warten an dem Ar⸗ 
beitsorte, wo geſtreikt wird, behufs Erlangung oder Erteilung einer Infor⸗ 
mation nicht als ſtrafbar anzuſehen iſt. Und nun zur Hauptſache. Man muß 
nämlich über die Bedeutung der Streikpoſten vollkommen ins klare kommen. 
Nur Engherzigkeit und Gehäſſigkeit gegen die Arbeiterſchaft können behaupten, 
daß die Streikpoſten zur Begehung geſetzwidriger Handlungen aufgeſtellt 
werden. Gerade das Gegenteil davon iſt wahr. Die Bedeutung der Streik⸗ 
pPoſten iſt in erſter Linie eine äußerſt friedliche. Sie haben den Zweck, größere 
Anſammlungen von Arbeitern dadurch zu verhindern, daß die Arbeiterſchaft 
eben weiß, daß ihre Vertrauensmänner ſich an Ort und Stelle befinden und 
daß es daher nicht notwendig ſei, etwa in Maſſen aufzumarſchieren und 
gerade dadurch eventuell die öffentliche Sicherheit zu gefährden. Die Er⸗ 
fahrung lehrt, daß überall, wo Streikpoſten unbeanſtandet ihrer Pflicht nach⸗ 
gehen können, Zuſammenrottungen niemals ſtattfinden. Was aber die eigent⸗ 
liche Aufgabe der Streikpoſten betrifft, ſo beſteht ſie darin, daß ſich dieſe 
nur zum Zwecke der Information an Ort und Stelle befinden. Es wurde 
ſchon erwähnt, daß ſie vor allem die Aufgabe haben, ſich darüber zu orien⸗ 
tieren, ob in dem betreffenden Betriebe gearbeitet wird und wie viele Per⸗ 
ſonen dort arbeiten. Dieſe Kenntnis iſt für die Führung des Streiks, für 
die Einleitung eventuell Durchführung von Friedensſchlüſſen von ganz emi⸗ 
nentem Werte. Außerdem aber muß es den Streikpoſten, da das Geſetz aus⸗ 
drücklich nur die Anwendung der Mittel der Einſchüchterung oder Gewalt 
flür ſtrafbar erklärt, geſtattet ſein — und dieſe Anſicht teilen auch ſämtliche 
Gerichte —, Arbeitswillige über den Stand der Sache aufzuklären und fie 
eventuell zu bitten, ihren Klaſſengenoſſen nicht zu ſchaden und die Arbeit 
nicht aufzunehmen. Die Richtigkeit dieſer Tatſachen hat die Regierung und 
Auunter ihrer Leitung haben das auch die Behörden vollkommen erkannt und 
gewürdigt. Nun iſt eine neue Praxis eingetreten. Im Kampfe zwiſchen Unter- 
nehmern und Arbeitern um günſtigere Arbeitsbedingungen will die gegen⸗ 
wärtige Regierung nicht mehr den Nachtwächter ſpielen, ſie kämpft vielmehr 
Aunerſchrocken in den Reihen der Unternehmer gegen die Arbeiter. Ein der⸗ 
aartiger Zuſtand muß in einem Staate, der ein Rechtsſtaat genannt werden 
will, als ſkandalös bezeichnet werden. Ja, es werden ſogar einzelne Gen⸗ 
darmen als Agitatoren zur Anwerbung von Streikbrechern verwendet. Und 
nun zu den Tatſachen: 1. Im Februar laufenden Jahres fand bei der Firma 
Machinek und Geißhüttner in Wien, XVII., Ortliebgaſſe Nr. 5, ein Streik 
Statt. Während dieſes Streiks wurden die Streikpoſten von Sicherheitswach⸗ 
männern aufgefordert, ſich zu entfernen, obwohl ſie nichts Ungeſetzliches be⸗ 
gangen haben. Wenn ſie dieſer Aufforderung nicht Folge leiſteten, ſo wurden 
En ſie arretiert und vom Polizeikommiſſariat Hernals verurteilt. Als Beiſpiel 
wird angeführt die Verurteilung des Franz Strob, Mechanikergehilfen in 
Jiedlersdorf, wegen polizeiwidrigen Benehmens durch Nichtfolgeleiſtung. Aus 
3 dem Auszuge Nr. 286 aus dem Strafregiſter des Polizeikommiſſariats Hernals 
geht hervor, daß drei Männer wegen „Paſſageverſtellung“ — ein neues Poli⸗ 
zeiwort — aufgefordert wurden, das Trottoir zu verlaſſen, und daß fie, weil 
ſie dieſer Aufforderung nicht Folge leiſteten, arretiert worden ſind. Bei dem⸗ 
ſelben Streik wurde der Hilfsarbeiter Johann Roſenfelder vom Polizeikom⸗ 
miſſariat Ottakring am 20. Februar 1906, Regiſterzahl 508, zur Strafe des 
En Arreſts in der Dauer von achtundvierzig Stunden wegen Nichtfolgeleiſtung 
verurteilt. Roſenfelder ſoll feine Miſſetat dadurch begangen haben, daß er der 
Aufforderung des Sicherheitswachmannes Joſef Reichel, vom Trottoir der 
Drtliebgaſſe, auf dem er ganz allein und ganz ruhig ſtand, ſich zu entfernen, 
nicht Folge geleiſtet hat. a 
3 2. Seit 12. Februar d. J. wird in Maria⸗Enzersdorf bei der Firma 
L. Kaiſers Söhne geſtreikt. In den erſten vierzehn Tagen vollzog ſich alles 
auf die geſetzmäßigſte Weiſe. Die Streikpoſten wurden nicht beläſtigt und 
konnten ihre ihnen von der Arbeiterſchaft auferlegte Pflicht ruhig erfüllen, 
was am beiten daraus hervorgeht, daß während dieſer Zeit, abgeſehen von 
einigen Demonſtrationen, die übrigens vollkommen geſetzlich verliefen, keine 
Geſetzwidrigteiten vorgekommen find. Was übrigens die Demonſtrationen be⸗ 
trifft, fo haben die Vertrauensmänner verſprochen und bisher auch erfüllt, 
daß dieſe nicht mehr vorkommen werden. In dieſer Zeit wurde auch keine 
übertretung des Koalitionsgeſ etzes begangen. Ein Streikbrecher ſoll allerdings 
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angeblich geprügelt worden fein; das iſt aber gerichtlich nicht feſtgeſtellt, weil 3 
man den Täter überhaupt nicht eruiert hat und auch nicht behaupten kann, 


daß er den Reihen der Streikenden angehörte. Abgeſehen davon, wäre dieſe AM 
Mißhandlung bei einem Streik, dem ſich 183 Arbeiter angeſchloſſen haben, 4 
ein ganz unbedeutender, nicht weiter zu beachtender Vorfall. Trotzdem werden 
ſeit ungefähr drei Wochen die Streikenden und insbeſondere aber die Streif- a 
poſten auf eine bisher unerhörte, Art ſchikaniert. Die Beläſtigungen gehen 
ſogar ſo weit, daß man einzelnen Streikenden den Aufenthalt im Park, der 1 
ſich gegenüber dem Bahnhofe befindet, nicht geſtattet, daß man einzelne Per⸗—“ 
ſonen, wenn man ſie für Streikpoſten hält, von den Gartenbänken abſchafft. 7 
Am 5. März d. J. ereignete es ſich ſogar, daß der Schloſſer Niſtelberger, 
der mit zwei anderen Arbeitern auf einer ſeinem Vater gehörigen Bank vor 
dem Haufe ſeines Vaters in der Südbahnſtraße ſaß, aufgefordert wurde, das 
Trottoir zu verlaſſen, worauf Niſtelberger mit den anderen zwei Arbeitern 5 
die Bank auf den Acker ſeines Vaters ſtellte und von dort — alſo von deem 
ſeinem Vater gehörigen Grund und Boden — weg verhaftet wurde, weil er 


und die anderen zwei Arbeiter unter dem furchtbaren Verdacht ſtanden, daß 5 
ſie Streikpoſten ſind. Es wird nicht nur den Streikpoſten, ſondern auch den 
Streikenden verboten, mehr als zweimal im Tage auf den Wegen, die zur > 
Fabrik führen, zu gehen. Ein Verbot, das bisher wahrlich ohne Beiſpiel iſt. 1 
Außerdem wird in der Umgebung der Fabrik von der Gendarmerie niemand 
geduldet. Wer dort betreten und für einen Streikenden gehalten wird, wird 
ſofort aufgefordert, ſich zu entfernen, und, wenn er dieſer Aufforderung nicht 
Folge leiſtet, verhaftet. Glauben aber einzelne Gendarmen, daß die Arbeiter, 
die ſie in der Nähe der Fabrik finden, nicht Streikende, ſondern Streikbrecher⸗ 
kandidaten ſind, jo empfehlen ſie ihnen, die Arbeit in der Fabrik aufzu⸗ 
nehmen und Streikbrecher zu werden. So wird das Problem der ſtaatlichen 
Arbeitsvermittlung durch die Gendarmen auf das einfachſte und praktiſcheſte 
gelöſt. Schade nur, daß das Geſetz dabei mit Füßen getreten wird. Wie die 
behördlichen Organe in Mariaenzersdorf anläßlich dieſes Streiks wirken, geht 
daraus hervor, daß gegen den Sicherheitswachmann Johann Ceif in Maria⸗ \ 
enzersdorf bei dem Bezirksgerichte Mödling Vorerhebungen wegen Übertre⸗- 
tung des § 3381 St.⸗G. gepflogen werden, weil er einen allein daſtehenden 2 
Arbeiter wegen Auflauf (!) verhaftete, ihn in das Gemeindegefängnis jtedkte, * 
wo er 6% Stunden lang angehalten wurde, ohne daß man ihn auch nur 
einvernommen hätte. Erſt um 7 Uhr wurde der betreffende Arbeiter, Joſef 
Wydlicka, auf Intervention eines Arbeiters bei der k. k. Begzirkshaupim nn⸗ 
ſchaft Mödling enthaftet. Der Strafakt des Bezirksgerichtes Mödling trägt 
die Bezeichnung U 227 6. N Ne e 
3. Die Schuld an dieſen Vorfällen kann aber keineswegs die Gendar⸗ 
men treffen, weil es nicht dem geringſten Zweifel unterliegt, daß ſie im 
Auftrage des Miniſteriums des Innern handeln. Das geht ſchon am beſten 
daraus hervor, daß ſich dieſelben Vörfälle in Wien, wo keine Gendarmen 
find und wo es ſich ebenfalls um den Streik bei L. Kaiſers Söhne handelt, 
ereignen. Auch da — der Betrieb befindet ſich im III. Bezirk, Untere Weiß⸗ ER 
gärberſtraße Nr. 22/24 — werden die Streikpoſten von der Polizei nicht 
geduldet; Perſonen, die für Streikpoſten gehalten werden, fordert man ein⸗ 
fach auf, ſich zu entfernen, und wenn ſie das nicht tun, werden ſie verhaftet 
und vom Polizeikommiſſariat zu Arreſtſtrafen verurteilt. Als Beiſpiel werden 5 
genannt die Verhaftungen der Johann Balzer und Leopold Bodendopfer, die 
am 17. d. M. vom Polizeikommiſſariat Landſtraße wegen Nichtbefolgung ver⸗ 
urteilt wurden. N D 


ſieht, das niemand ungeſtraft, ohne die größten Gefahren für den Staat N 


N 


verwenden. Geht es nicht nach dem Koalitionsgeſetz, jo geht es nach . 
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1 „ | 7 27 
3 Patent aus dem Jahre 1854. Will nicht das Gericht 1 weil es nicht 

* kann und darf, ſo ſperrt die Polizei ein.“ 

1 Mit dem ſogenannten Prügelpatent aus dem Jahre 1854 

wurde alſo, um es kurz auszudrücken, das Koalitionsgeſetz vom 

Jahre 1870 in der Praxis einfach aufgehoben! So haben die politiſchen 
Verwaltungsbehörden unter dem Einfluſſe der kapitaliſtiſchen Scharf- 

macher damals die Anwendung des Koalitionsrechtes illuſoriſch ge 
macht und den Kampf der Arbeiter um beſſere Arbeitsbedingungen 
vergiftet. 


5. Strafgeſetz Hour Koalitionsrecht. 


138 Der Erpreſſungs⸗Paragraph. — Der Streik eine 
1 unſittliche Handlung. 


Wo das Koalitionsgeſetz nicht zu genügen ſchien, wurde das Straf⸗ 
geſetz in Anſpruch genommen. Außer dem § 488 (Ehrenbeleidigung) 
diente, wie erwähnt, der Erpreſſungs⸗Paragraph 98 des verſchim⸗ 
Bi melten Strafgeſetzes dazu, das Koalitionsgeſetz auı ergänzen. Wie dieſe 
RE Beſtimmung gehandhabt ward, je nachdem es ſich um einen Arbeiter 
oder um einen Unternehmer handelte, dafür könnten zahlreiche Belege 
. erbracht werden. Hier ſeien nur (nach der „Arbeiter-Zeitung“ vom 
3. Mai 1908) zwei draſtiſche Beiſpiele angeführt: Ein gewerkſchaftlicher 
Vertrauensmann, der einen Nichtorganiſierten zum Beitritt auffordert 
und ihm im Weigerungsfalle in Ausſicht ſtellt, daß die Kameraden 
ſonſt nicht mit ihm arbeiten würden, bleibt infolge Ausſpruches des 
Oberſten Gerichtshofes (Entſcheidung vom 12. März 1906) wegen Er⸗ 
preſſung verurteilt. Ein Unternehmer, der unter Androhung der Ent— 
llaſſung die Arbeiter ſeines Betriebes zum Austritte aus der Oorgani⸗ 
ſation zwingt, geht frei. Im erſten Falle iſt die Verweigerung der Mit⸗ 
3 1 arbeit ſeitens der Arbeitskollegen eine Leiſtung im Sinne des 8 98 St.⸗G. 
. 3 und eine Drohung zur Erregung begründeter Beſorgniſſe, im zweiten 
Falle hingegen iſt mit der Drohung der Arbeiterentlaſſung der Tat⸗ 
Ei beitand des Verbrechens der öffentlichen Gewalttätigkeit in objektiver 
Beziehung nicht gegeben, denn ein Unternehmer kann Arbeiter nach 
a ſeinem Intereſſe und nach ſeinem Ermeſſen aufnehmen und entlaſſen | 
5 Das Verlangen der Arbeiter nach Beitritt zur Organiſation iſt ein 
AR rn des Eigentums des Unorganiſierten, obwohl fie ſich doch im 
ecenkelk gegen die Verletzung ihres Eigentums ſeitens des letzteren 
N. ſchützen wollten; das Verlangen des Unternehmers nach einer Leiſtung 

der organiſierten Arbeiter, worauf er keinerlei Recht hatte, iſt —— keine 
Verletzung des Eigentums der Arbeiter. 


5 Das Strafgeſetz hat ſogar einmal dazu gedient, um den General— 

| fireit als eine verbotene und unſittliche Handlung zu 

Br erklären. Der Fall verdient, der Vergeſſenheit entriſſen, zu werden. 
5 Rah lag folgender Tatbeſtand zugrunde: 

Als im Herbſt 1912 die Gefahr eines europäiſchen 1 eine emi⸗ 
32 nente geworden war, berief die internationale ſozialdemokratiſche Partei⸗ 

b . Ann einen Kongreß nach Baſel ein, an den der Vorſitzende einer öſter⸗ 


reichiſchen ſozialdemokratiſchen Bezirkskonferenz folgendes Telegramm ab⸗ 
5 „ e id 1 Bezirk zonfe rens F. vr 
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empört. Nieder der Krieg, hoch der Generalſtreik!“ Dieſes Telegramm . 
gab der Staatsanwaltſchaft in Troppau Veranlaſſung zu einer Anzeige 


gemäß § 305 St.⸗G., die zur Verurteilung des Angeklagten führte: Mit Urteil 
des Landesgerichtes Troppau vom 19. April 1913, Vr VI 196/1325, wurde 


E. Z. des Vergehens nach § 305 St.⸗G. ſchuldig erkannt, begangen dadurch, 


* 


Generalſtreikt verbundene Handlung unter anderen der Kontraktbruch gemäß 


daß er durch die Verfaſſung und Abſendung des zitierten Telegrammms zu 


unſittlichen und durch die Geſetze verbotenen Handlungen aufgefordert, an⸗ | 
geeifert und dieſelben angeprieſen habe. In den Entſcheidungsgründen wird 


die Anſchauung vertreten, daß in den Worten „Hoch der Generalſtreik“ allein 
ſchon die Anpreiſung von unſittlichen und von den Geſetzen verbotenen Hand⸗ 


lungen liege. Von dem Streik im allgemeinen könne das wohl nicht gelten; 8 


hingegen von dem Generalſtreik, da darunter die Arbeitseinſtellung aller 


N 
N ‘= 


e. 


Kategorien von Arbeitern, alſo auch von Bedienſteten der Bahn, Poſt uſw. zu 


verſtehen ſei, welche ſich durch die eigenmächtige Einſtellung der Arbeit gegen 
die ihnen von Verordnungen und Geſetzen vorgeſchriebenen Pflichten ver⸗ 
gehen. Auch in dem weiteren Inhalte des Telegramms, der ſich gegen den 
Krieg ausſpricht, liege eine Aufforderunng und Aneiferung zur Vereitelung 
und Nichtbefolgung von ſtaatlichen Maßnahmen, welche zu jener Zeit von der 
öſterreichiſchen Kriegsverwaltung getroffen wurden. Hiezu kommt noch, daß 
die ſolenne Form eines von einer Verſammlung an eine andere gerichteten 
Telegramms gewählt wurde. Das Moment der Sffentlichkeit ſei durch die 


Fertigung ſeitens einer zweiten Perſon ſowie durch die durch eine dritte 


Perſon bewerkſtelligte Aufgabe bei dem öffentlichen Telegraphenamt gegeben. 


In ſubjektiver Beziehung könne es bei dem Bildungsgrad des Angeklagten 


ſowie bei ſeiner Stellung in der ſozialdemokratiſchen Partei keinem Zweifel 


unterliegen, daß er ſich der Rechtswidrigkeit ſeines Tuns bewußt war. 


Die gegen dieſes Urteil erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde hat der; 


Oberſte Gerichtshof als Kaſſationshof mit ſeiner Entſcheidung vom 


10. Oktober 1918, Kr III 81/18 /4, verworfen eee „daß in einem Rt 
i 


Generalſtreit eine vom Geſetze verbotene und, inſofern er ſich auch auf Per⸗ 
ſonen erſtrecken ſoll, die im Treuverhältnis ſtehen, eine unſittliche Handlung 
erblickt werden muß“. Es ſei daher die Anpreiſung des Generalſtreiks eine 
ſtrafbare Handlung gemäß § 305 St.⸗G. Bemerkenswert in dieſer Ent⸗ 


ſcheidung iſt die Begründung, daß die vom Geſetz verbotene, mit jedem 


§ 85 ©-D. iſt. Es geht demnach aus der oberſtgerichtlichen Entſcheidung 


hervor, daß nicht nur der Generalſtreik, ſondern jeder Streik unter Kontrakt⸗ A 


bruch eine verbotene Handlung iſt, und daß daher die öffentliche Aufforderung 


zu einem Streik⸗ oder Kontraktbruch gemäß § 305 St.⸗G. ſtrafbar iſt. Aus 
dem Urteil geht aber auch hervor, daß der Streik der Staatsbedienſteten, die 


zum Staat in einem Treuverhältnis ſtehen und deshalb wegen Pflichtver⸗ 
letzungen zumindeſt der Disziplinarſtrafgewalt des Staates unterſtehen, eine 


urfittlihe Handlung bedeutet und die öffentliche Aufforderung zu einem 5 


ſolchen Streik gleichfalls ſtrafbar iſt gemäß § 305 St.⸗G.⸗B. — Gründe: Die 


n 


Nichtigkeitsbeſchwerde ficht den Schuldſpruch wegen Vergehens nach § 305 


St.⸗G. mit den Nichtigkeitsgründen der Z. 9, lit. a, 4 und 5 des § 281 St.⸗P.⸗O. Mar 
an. Den erſten Nichtigkeitsgrund erblickt fie zunächſt darin, daß weder in den 


Worten „Hoch der Generalſtreik“ eine Anpreiſung unſittlicher oder durch die 
Geſetze verbotener Handlungen gelegen ſei, noch in den übrigen Worten des 


Telegramm eine Aufforderung oder Aneiferung zu ſolchen Handlungen zum 3 
Ausdruck komme, zumal unter „durch die Geſetze verbotenen Handlungen“ * 
lediglich ſtrafgeſetzlich verbotene oder vom Geſetze mit Strafe bedrohte Hand- 


lungen zu verſtehen ſeien, ein Streik oder auch „Generalſtreik“ jedoch durch 


kein Geſetz mit Strafe bedroht werde. Unter „Generalſtreik“ könne nur ver⸗ 


ſtanden werden, daß die organiſierte Arbeiterſchaft in den Streik treten ſolle. 8 


Aber ſelbſt, wenn ſich ein Generalſtreik auch auf Staatsangeſtellte beziehen 


ſollte, ſo würden die Staatsbedienſteten durch ihre Beteiligung an demſelben 
lediglich ihre Dienſtverträge, ſomit ihre zivilrechtlichen Pflichten verletzen, nd 
könnte nach den Ausführungen der Nichtigkeitsbeſchwerde auch da von geſetz. 
lich verbotenen e e keine Rede ſein. Durch das oben angeführte 

Loſungswort ſei auch der Generalſtreik nicht angeprieſen, ſondern höchſtens 


gebilligt worden; überdies hätte es ſich um ein Telegramm gehandelt, welches 
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ins Ausland gerichtet war, und es habe ſich daher deſſen Inhalt auf einen 
aaallenfalls im Ausland ſtattfindenden Generalſtreik bezogen, wodurch die 
4 öffentliche Ruhe und Ordnung im Inland nicht bedroht geweſen ſei. Es fehle 
ferner an dem geſetzlichen Tatbeſtandserfordernis der Öffentlichkeit ſowie 
auch weiter an der Gefahr, daß andere Perſonen bezüglich ihrer Anſchauungen 
über das Verbot unſittlicher und ungeſetzlicher- Handlungen beirrt und wan⸗ 
kend gemacht werden, denn das Telegramm ſei an Geſinnungsgenoſſen ge⸗ 
richtet geweſen. Auch der übrige gegen den Krieg gerichtete Teil des Tele⸗ 
gramms vertrage, unter denſelben Geſichtspunkten betrachtet, nicht den vom 
Erkenntnisgericht auf ihn angewendeten Maßſtab, zumal er bloß eine ſich 
ſeit Jahrzehnten zur Geltung durchdringende Geſinnungsrichtung zum Aus⸗ 
5 druck bringe. Dieſen Ausführungen kann nicht zugeſtimmt werden. Sie ver⸗ 
5 fallen zunächſt in jenen Fehler, von welchem auch das ſonſt einwandfreie 
5 Urteil des Erkenntnisgerichtes nicht loszuſprechen iſt. Es war nicht nötig, ja 
ſogar unfachgemäß, den Wortlaut des Telegramms in ſeine einzelnen Sätze 
zu zergliedern und jeden einzelnen Satz für ſich an der Hand des Strafgeſetzes 
zu prüfen. Maßgebend bleibt vielmehr für den Sinn des Telegramms immer 


E deſſen geſamter Wortlaut und die innere Beziehung der einzelnen Sätze zu⸗ 
einander. Dieſem nach wurde ſeitens der F. ſozialdemokratiſchen Bezirks⸗ 
konferenz dem Internationalen Sozialiſtenkongreß in Baſel gegenüber, an dem 


nach dem eigenen Zugeſtändnis des Nichtigkeitswerbers auch einige öſter⸗ 
reeichiſche Delegierte teilgenommen haben, zunächſt gegen den damals für mög⸗ 
liilich gedachten Krieg entſchieden proteſtiert und der Empörung über die damals 
. in Sſterreich⸗Ungarn erfolgte Einberufung der Reſerviſten Ausdruck gegeben. 
f Den hierauf folgenden Worten „Nieder der Krieg!“ wurden die Worte „Hoch 
der Generalſtreik!“ angeſchloſſen. Es kann bei dem Zuſammenhalt des ganzen 
Inhaltes des Telegramms keinem Zweifel unterliegen, daß mit den letzt⸗ 
angeführten Worten der Generalſtreik als ein taugliches Kampfmittel zur Er⸗ 
xeichung eines politifchen Zweckes, nämlich Verhütung des Krieges, geprieſen 
und dem Internationalen Sozialiſtenkongreß, der ja zum Zwecke der Stellung⸗ 
nahme zur Frage des Krieges zuſammengetreten war, als ein hiezu ge⸗ 
eeeignetes Mittel anempfohlen wurde. Der Zweck des Generalſtreiks ſollte da⸗ 
nach ſein, denjenigen ſtaatlichen Faktoren, die nach den beſtehenden Geſetzen 
3 über Krieg und Frieden zu entſcheiden und für den Fall des Krieges die 
Zziur Verteidigung oder zum Angriff nötigen Maßregeln zu treffen haben, die 
größtmöglichen Hinderniſſe in den Weg zu legen, als insbeſondere auch die 
HBeſchaffung und Beförderung der zur Ausrüſtung erforderlichen Gegenſtände, 
die Beförderung der Truppen u. dgl. zu vereiteln oder doch zu erſchweren. 


1 Es kann demnach in dieſem Zuſammenhang gar nicht bezweifelt 
| werden, daß die angeprieſene und beabſichtigte allgemeine Arbeitseinſtellung 
im Inland Platz zu greifen und ſich auch auf die ſtaatlichen Betriebe und die 
allgemeinen Verkehrsmittel zu erſtrecken hatte. Schon daraus erhellt, daß fie 
aauch Perſonen zu umfaſſen hatte, bei denen nicht rein privatrechtliche Rechts⸗ 
bverhältniſſe beſtehen, ſondern die, wie Staatsbeamte und Staatsbedienſtete, 
Zum Staat in einem Treuverhältnis ſtehen und deshalb wegen Pflichtver⸗ 
letzungen zum mindeſten der Disziplinarſtrafgewalt des Staates unterſtehen. 
Aber wenn auch der Annahme der Nichtigkeitsbeſchwerde, daß der General⸗ 
Streik ſich nur auf die organiſierten Arbeiter zu erſtrecken hätte, beigetreten 
. würde, jo iſt einesteils durchaus nicht ausgeſchloſſen, daß. auch in Staats⸗ 
betrieben und bei den allgemeinen Verkehrsmitteln angeſtellte Perſonen der 
Onrganiſation angehören, andernteils find auch die gewerblichen Hilfsarbeiter, 
worunter auch die Fabriksarbeiter zu zählen ſind, nach öſterreichiſchem Ge⸗ 
* ſetz den Beſtimmungen der Gewerbeordnung unterworfen. Nach dieſer aber 
gilt $ 85, wonach die ohne geſetzlichen Grund erfolgte Niederlegung der Arbeit 
eeeine übertretung gegen die Gewerbeordnung bildet, die gemäß § 131 und 
folgende von der politiſchen Behörde zu ſtrafen iſt. In einem Generalſtreik 
muß demnach allerdings eine vom Geſetz verbotene und, inſofern er auch auf 
Perſonen ſich erſtrecken ſoll, die im Treuverhältnis ſtehen, eine unſittliche 
Handlung erblickt werden. Wurde aber dieſer Generalſtreik dem Inter⸗ 


25 


ö ationalen Kongreß als ein geeignetes Mittel zur Bekämpfung des Krieges 
und der Kriegsvorbereitungen empfohlen, ſo iſt es klar, daß damit auch das 
\ Eintreten 18 Kongreſſes für ihn angeſtrebt und demgemäß zu ungeſetzlichen 
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Handlungen aufgefordert wurde. Wenn geltend gemacht wird, | daß ja das an 3 


Telegramm an Geſinnungsgenoſſen, und zwar an den im Ausland tagenden 
Kongreß, alſo an Gleichgeſinnte, gerichtet war, deren rechtliche Anſchauungen 

durch den Inhalt des Telegramms doch unmöglich ins Wanken gebracht 
werden konnten, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß durchaus nicht feſtſteht und 

im Urteil auch nicht feſtgeſtellt iſt, daß alle Sozialdemokraten über den 
Generalſtreik und deſſen Eignung als Kampfmittel gleiche Anſichten haben. in 
Die Geſchichte der letzten Jahre im Leben der Sozialdemokratie beweiſt das Tr 
Gegenteil. Daß eine „Anpreiſung“ des Generalſtreiks vorliegt, erhellt aus 
dem bereits Geſagten und iſt in den Worten „Hoch der Generalſtreik“ un⸗ 
zweifelhaft auch der erforderliche Grad der Feierlichkeit zu erblicken, zumal 

die Worte von einer an die andere Verſammlung gerichtet worden find. War 

auch die Anpreiſung ans Ausland gerichtet, ſo erfolgte ſie doch mit allen ihren 
Tatbeſtandsmerkmalen im Inland, wodurch ſich der diesbezügliche Einwand 

der Nichtigkeitsbeſchwerde entkräftet, zumal nach dem Geſagten gar nicht 
zweifelhaft ſein kann, daß auch der Generalſtreik ſelbſt im Inland Platz 

greifen ſollte. Auch das Deliktsmerkmal der „Öffentlichkeit“, bzw. der „vor \ 
mehreren Leuten“ erfolgten Anpreiſung liegt vor, denn es genügt die Mög⸗ 

lichkeit, daß mehrere Perſonen von dem Inhalt des Telegramms Kenntnis 
nehmen konnten. Dieſe Möglichkeit beſtand aber feſtgeſtelltermaßen, denn dem KL 
Urteil zufolge war der Inhalt des Telegramms mehreren Perſonen zugänglich, — 
ſo dem Mitunterfertiger, dem Boten, der es aufgab, und auch dem Beamten 

des öffentlichen Telegraphenamtes, der es übernahm. Auch die von der 
Nichtigkeitsbeſchwerde in ſubjektiver Beziehung geltend gemachten Einwen⸗ 
dungen ſind unhaltbar, denn die Abſicht, andere zu ungeſetzlichen Handlungen 
aufzureizen, wird zum Tatbeſtand des Vergehens nach § 305 St. -G. nicht 
erfordert; daß aber der Angeklagte das zu dieſem Vergehen notwendige Be⸗ 
wußtſein von der Rechtswidrigkeit ſeines Tuns hatte, iſt im Urteil feſt⸗ | 
geſtellt, und der Mangel der Kenntnis, daß feine Handlungsweiſe ein Ver-r 
gehen begründe, kommt als Rechtsirrtum gemäß § 233 St.⸗G. nicht in Betracht. % 
Von dieſen Geſichtspunkten aus ſtellt ſich das angefochtene Urteil keineswegs . 
als rechtsirrtümlich dar, und die obigen Anführungen laſſen auch die dem 
Urteil in formaler Richtung zum Vorwurf gemachten Mängel als nicht be⸗ 
ſtehend, bzw. belanglos erſcheinen. Denn ob der Bote das Telegramm geleſen 

hat, iſt, wie früher betont wurde, unentſcheidend, und von einem Mangel an 
Gründen kann nur geſprochen werden, wenn erhebliche tatſächliche Momente 
unbegründet geblieben ſind, nicht aber, wenn vielleicht die Rechtsausführungen 

des Urteils nicht erſchöpfend waren. Es liegt ſomit weder der Nichtigkeits⸗ 

grund der Z. 5, noch jener der Z. 4 des § 281 St.⸗P.⸗O. vor, der letztere aus 

dem Grunde nicht, weil in der Ablehnung des Antrages des Angeklagten 

auf Einvernahme eines Sachverſtändigen über die Bedeutung des Wortes 
„Generalſtreik“ eine Beeinträchtigung ſeines Verteidigungsrechtes nicht ge⸗ 

legen iſt, nachdem es, wie oben dargelegt, für die Beurteilung der Tat ohne 

Belang iſt, ob dieſer Ausdruck in der vom Urteil angenommenen Bedeutung 5 
oder im Sinne der Nichtigkeitsbeſchwerde aufgefaßt wird, davon ganz ab⸗ 52 
geſehen, daß es zur Erklärung dieſes Wortes keines Sachverſtändigen bedarf. 
g Die ſomit unbegründete Nichtigkeitsbeſchwerde war zu verwerfen. Die 
Die Arbeitseinſtellung als Gefahr für den Staat: Dieſer TZat- 
beſtand iſt allerdings nicht zu leugnen. Aber er beweiſt nichts gegen 
den Streik, ſondern alles gegen den kapitaliſtiſchen Staat, der ſeine 
Exiſtenz und die Wohlfahrt der Geſellſchaft ſtatt auf einer rationellen 
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Ordnung des Verhältniſſes zwiſchen Kapital und Arbeit auf der Unter- 6 


drückung der letzteren aufbaute und den Kampf um eine beſſere Lebens⸗ ey 
haltung der Arbeiter zu einem öffentlichen Delikte ſtempelte, obgleich ne 
doch nur ein privatrechtliches Verhältnis vorlag. Die ſtaatliche Büro) 
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kratie erniedrigte ſich zum Büttel des Ausbeutertums und verſtrickte 1 
ſich in Verfolgungen der Arbeiter, zu welchen das Strafgeſetz die recht 
liche „Begründung“ lieferte. Das Reſultat der ganzen Handhabung des 
Koalitionsgeſetzes, wobei die Vorzüge wie die Mängel gegen die Arbeiter 
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. 5 "ihren wurden, war, daß nicht die Koalierten, ſondern ihre Gegner 

den Vorteil hatten. Man beſchützte die Außenſeiter und die Unternehmer 
3 ſtatt der koalierten Arbeiter; dieſe ſelbſt waren ſchutzlos — dies das 
. Reſultat der Praxis: ein Ko alitionsgeſetz gegen die Koalition! In 
Wirklichkeit war alſo von einem Koalitions recht keine Rede und die 
ſogenannte Koalitionsfreiheit hatte verzweifelte Ahnlichkeit mit der 
} 


Vogelfreiheit der Arbeiter, wenn dieſe nicht ſo vorſichtig waren, Nie 
durch. ihre Organiſation zu 4 


2 6. Der Schutz der Arbeits willgen⸗ 

„Streikbrecher“ eine Blei 5 — Terror der 
. eine gerechte Sache. — Charakteriſtik 

Er der Streikbrecher. a 

* i Mit Vorliebe verſteckten ſich in dem Kampfe zwiſchen Kapital und 


Arbeit die Unternehmer hinter den ſogenannten „Arbeitswilligen“. So 
wurden nämlich diejenigen Arbeiter genannt, welche ſich dazu hergaben, 
den Kämpfenden als Streikbrecher in den Rücken zu fallen. In⸗ 
dem ſie dieſen durch ihren unlauteren Wettbewerb ſchweren Schaden 
Br zufügten und ihre Energie zu brechen ſich angelegen ſein ließen, wurden 
fie zu wertvollen Helfershelfern des Ausbeutertums. Ihnen wendete 
beh. ſeit jeher die liebevolle Fürſorge des letzteren und demgemäß auch 
der Behörden zu, und zwar ſowohl der politiſchen (Polizei-) Behörden 
wie der Gerichte. Die bürgerliche Wiſſenſchaft iſt geteilter Meinung. 
2 Es gibt eine Richtung, die ſich von der ſchwindelhaften Berufung auf 
3 die „Freiheit der Arbeit“ nicht blenden läßt und ſehr wohl weiß, was 
darunter zu verſtehen iſt — nicht die Freiheit der ehrlichen Arbeit, 
ſondern die der Streikbrecherarbeit, die freilich von den Sykophanten 
des Kapitalismus als die einzig ehrliche hingeſtellt ward. Die andere 
. Richtung verteidigte oder beſchönigte die Streikarbeit. Die Antiſtreik⸗ 
* bewegung der Unternehmer ging beharrlich darauf aus, für die Streik⸗ 
brecher einen geſetzlichen Schutz zu erlangen, der noch über den § 3 des 
Koalitionsgeſetzes hinausging und ſich als Kampfmittel gegen die im 
5 Lohnkampfe ſtehenden Arbeiter verwenden ließ. Das geltende Koali⸗ 
= een genügte ihnen nicht, obwohl es der Koalition, die es miß⸗ 
| günſtig geſtattet, jeden rechtlichen Schutz vorenthält. Und nicht nur der 
Be Koalition, d. h. der getroffenen Vereinbarung als ſolcher, auch den— 
5 jenigen, die fie getroffen haben. Denn das iſt, wie gejagt, das abſonder⸗ 
liche an dem Geſetz, daß es nicht die Koalierten, ſonderm die Nicht⸗ 
4 koalierten, die Außenſeiter, die Streikbrecher ſchützt — ſchützt gegen die 
Koalition, vor der Koalition. Der „Arbeitswillige“, welcher ſchäbige 
Schmutzkonkurrenz treibt und ſich an den Intereſſen der Geſamtheit 
vergeht, er iſt es, welcher die anderen nicht bloß auf ſein materielles, 
5 uber auch auf ſein moraliſches Niveau herabzuziehen berechtigt ift. 
1 Ibm gegenüber iſt die Koalition, die die Solidarität 1 5 höherwertigen 
Arbeiter zum Ausdruck bringt, vogelfrei. 


. a Wie der § 3 des Kaalitionsgeſetzes zugunſten der „Arbeits⸗ 
willigen“, die ſich durch Unterbietung der Lohnforderungen ihrer 
1 ſtreikenden Berufsgenoſſen die Gunſt der. ee und Behörden 


— 


wenn dieſer ſich herausgenommen hatte, ihm ſeine moraliſch⸗ negative 2 | 
Wertſchätzung in einer Art zu bezeugen, die zwar kein Mittel der Eiu⸗- 
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h de g ges 8 


erworben haben, 1 e haben wir bereits angedeutet. 7 
Die Handhabung des Koalitionsgeſetzes gegenüber Streikbrechern läßt 
erkennen, daß dieſelben einen ganz beſonderen Schutz genoſſen, daß nicht 7 
bloß ihre Leiblichkeit ſondern auch ihre Ehre weit mehr geſchützt ward als 
die der höchſten Perſönlichkeiten. im Staate. Ein Miniſter, der beleidigt | 
wird, muß wie jeder Staatsbürger beim Gerichte klagen und aus eigener 
Initiative Strafantrag ſtellen, wenn nicht der Fall des § 300 St.⸗G. vor⸗ 
liegt, wo die Sache durch den Staatsanwalt vor die Gef ſchworenen kommt. 
Ein Streikbrecher war dieſer Mühe enthoben; für ihn ſprang der Staats⸗ 
anwalt ein, ohne daß er es ſelber wollte, und belangte ſo den „Beleidiger“, 


ſchüchterung oder gar der Gewalt im Sinne des berüchtigten 8 3 des wer 


Koalitionsgeſetzes war, aber dafür ausgegeben wurde. Das Merfwir- 


dige oder vielmehr Bezeichnende lag darin, daß der „Arbeitswillige“ gar 
keinen vermehrten Schutz verlangte, ſondern der wucheriſche Kapitaliſt; 
der war für ſeines Helfershelfers „Ehre“ anſcheinend tief beſorgt, jelbit- 
verſtändlich nicht, weil ihm deren Verletzung irgendwie zu Herzen 


ging, ſondern weil es ihm darum zu tun war, den ſtreikenden Arbeiter 


zu treffen, der ſich ſeinen (des Kapitaliſten) Bedingungen nicht unter⸗ 70 
werfen wollte. Dieſer ſollte getroffen werden durch den Schutz der „Ar⸗ 
beitswilligen“, und alle Vorſchläge zum Ausbau des Arbeitswilligen⸗ 
ſchutzes waren nichts anderes als ſolche zur Vernichtung des Koalitions⸗ 
rechtes. Darüber herrſcht heute kein Streit mehr und es iſt müſſig, über 

den Zweck und die Berechtigung des „Arbeitswilligen“ſchutzes unter un⸗ 10 
befangenen Beurkeilern noch weiter nachzugrübeln. Nicht die Freiheit 


der Arbeit, ſondern deren Beſeitigung war das Ziel der Anſtrengungen 


der Beſchützer des Streikbrechertums, die Beherrſchung des Arbeits⸗ 
marktes durch Aufrechterhaltung der Konkurrenz unter den Arbeitern, 


die Auslieferung der Arbeitskraft an das Kapital. Die zarte Beſorgnis 


um die Ehre der Streikbrecher hatte durchaus ſehr grobe materielle E 
Motive. Iſt man ſich einmal darüber im klaren — und wer wollte 
es heute noch ernſthaft bezweifeln?! —, dann wird man auch die ſonſt 


noch zugunſten der angeblich bedrohten Arbeitsfreiheit ins Feld ‚ge 


führten Bedenken würdigen können. Dann wird man auch die Klaſſen⸗ 4 


5 juſtiz verſtehen, die den Streikenden die Möglichkeiten eines Erfolges 
um fo mehr einengte, Ve jie die 1 eee, Der . 
Streikbrechertums hegte. a 5 


Was in dieſer Hinſicht an - und edit 75 
erſchütterung geleiſtet wurde, dafür bietet die Spruchpraxis der Ge⸗ 2 


richte eine Fülle von Beiſpielen, aus welchen hervorgeht, daß der 85 3 


Abſtand zwiſchen dem Rechtsempfinden des Volkes und der blinden 
Gerechtigkeit“ der bürgerlichen Klaſſenjuſtiz ein weiter iſt. So kam es, 4 
daß die Bezeichnung Streikbrecher, die bei den Arbeitern als Schimpf 


galt, zum Ehrennamen wurde, daß aber der Streikende, welcher damit 


einen „Arbeitswilligen“ e 1 8 vor der e ba, i 


— Näheres darüber kann Me in. 979 Jahren den NIIT (S. 9 und ö 5 


278) und XII (S. 225 und 241) der von Dr. 1 - Dr. Rosner 7 


ſeinerzeit ee Zeikſchrift „Das Recht“ leſen. r 11 
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* S enelei nana Ni fiehet war. So hatte ein Bezirks⸗ 
gericht einen wegen des Vorwurfes des Streikbruches gegen Arbeits- 
kollegen geklagten Arbeiter freigeſprochen mit, der Begründung, daß 
über die Frage, ob eine Tat jemanden in der öffentlichen Meinung 
Be herabzuſetzen geeignet ſei, nicht die Auffaſſung der engeren Standes— 
genoſſen allein, ſondern nur die Allgemeinheit entſcheide, dieſe aber in dem 
ER Dokutnentieren der Arbeitswilligkeit nichts Ehrenrühriges erblicke. Auf 
ee Berufung des Privatklägers erkannte der Appellſenat den An⸗ 
* geklagten der Ehrenbeleidigung im Sinne des $ 488 St.⸗G. ſchuldig. 
In der Beſchuldigung des Streikbruches erblickte nämlich der Gerichts- 
hof, da der Streikbruch einen Bruch des gegebenen Wortes bedeute, 
= © die Beſchuldigung einer Handlung, die die Privatkläger auch in der 
öffentlichen Meinung herabzuſetzen und verächtlich zu machen geeignet 
ſei. Erſt infolge Einſchreitens der Generalprokuratur erkannte dann der 
= Oberſte Gerichtshof in einer Entſcheidung vom 20. Juli 1909 zu 
Er: Recht, daß durch dieſen Schuldſpruch das Geſetz verletzt wurde. 
an Das Urteil des Landesgerichtes wurde daher aufgehoben und die Sache 
Zur nochmaligen Verhandlung an das Berufungsgericht verwieſen. In 
der 3 ſagte der Oberſte Gerichtshof: 
„Das Berufungsgericht ſieht den ſogenannten Streik bruch als 
ö bruch und ſomit als eine unehrenhafte Handlung an, davon 
5 buchen, daß der freiwillige Beitritt des Arbeiters zur Organiſation die 
freiwillige Unterwerfung unter die Beſchlüſſe der Verbandsleitung 
* bedeute. Allein dieſe Anſicht bedarf einer Begrenzung. Vor allem wird zu 
5 8 prüfen ſein, wie weit Bi einzelne Mitglied durch feinen Beitritt zur Orga⸗ 
* auf das Recht der Selbſtbeſtimmung verzichte; ob dies auch 
dann der Fall ſei, wenn die Verbandsleitung Beſchlüſſe faßt, die das ein⸗ 
f % zelne (möglicherweiſe üb: er ſt immte) Mitglied für wirtſchaftlich verderb⸗ 
Bi 1105 hält oder die es einem Notſtande ausſetzen; auch perſönliche Ver⸗ 
nisse des einzelnen Arbeiters (zum Beiſpiel eine beſondere Pflicht der 
8 * Dankbarkeit gegen den Arbeitgeber) können eine Pflichtenkolliſion ſchaffen. 
* Beſonders aber iſt die Möglichkeit nicht abzzuweiſen, daß ein von der Ver⸗ 
Bi bandsleitung beſchloſſener Ausſtand einen offenen Rechtsbruch 
bedeute. Das wird dann der Fall ſein, wenn den Arbeitnehmern das Ver⸗ 
laſſen der Arbeit ohne Einhaltung der geſetzlichen oder vertragsmäßigen 
Kündigungsfriſten aufgetragen wird. In der Verweigerung der Befol⸗ 
gung ſolcher geſetzwidriger Beſchlüſſe der Verbandsleitung darf das Gericht 
ar, wohl niemals eine unehrenhafte Handlung erkennen. Blind er Gehor⸗ 
Er am gegen die Verbandsleitung kann ja auch dem Strafgeſetze gegenüber 
micht entſchuldigen. Nicht ohne Grund verweigert § 2 des Geſetzes 
Br über das Koalitionsrecht ſolchen Vereinbarungen jede rechtliche Wirkung. 
8 Immer werden jene Gründe erwogen werden müſſen, welche den einzelnen 
Arbeiter im gegebenen Falle dazu beſtimmt haben, ſich den Anord⸗ 
SR nungen der Verbandsleitung nicht zu fügen. Von der Beurteilung dieſer 
‘2 re nicht es Uh dangen⸗ ob ſein Verhalten als ein unehrenhaftes anzuſehen 
* iſt oder nicht.“ 


SEE Ein Gewerkſchaftsblatt („Der Textilarbeiter“ vom 7. Oktober 1909) 
Bi brachte damals folgende zutreffende Kritik des Urteils: 


Auch der Oberſte Gerichtshof kommt nicht um die Tatſache herum, 
daß der Streikbruch eine unehrenhafte Handlung iſt, aber er konſtruiert auch 


s möchte. Der Oberſte Gerichtshof ſteht weit abſeits von der realen Wirklich⸗ 
keit, die in den wirtſchaftlichen Kämpfen der Arbeiter zutage tritt. Er müßte 
Be ſonſt wiſſen, daß nicht die Verbandsleitungen Streiks beſchließen, ſondern die 
Arbeiter, die in den Streik treten wollen, daß den Arbeitern alſo auch nie⸗ 
mals „aufgetragen“ wird, ohne Einhaltung der Kündigung die Arbeit zu 

la 1 das Wibke einen d Rechtsbruch zu begehen; er Fur wiſſen, Daß er 


. 


einen Streikb ruch, den er des Charakters der Unehrenhaftigkeit entkleiden > 
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zutage ein Streik für ein Mitglied nicht wirtſchaftlich verderblich wird oder - 
es dem Notſtande ausſetzt, denn es erhält aus den Kaſſen ſeiner Organiſa 
tion eine Unterſtützung, die es vor der äußerſten Not bewahrt. Wo aber ein 
Streikender aus Not zum Streikbruch greift, weil er als der Organiſation 
nicht angehörend keine Unterſtützung erhält, dort iſt dieſe ſeine Handlung noch 
lange nicht der Ehrloſigkeit bar, denn ſeine Notlage iſt ſelbſtverſchuldet, die 
Möglichkeit, ſich durch Beitritt zu einer Organiſation vor ſolcher Notlage u 
ſchützen, iſt heute jedermann gegeben. Der Oberſte Gerichtshof müßte wiſſen, . 
daß es in der Zeit der Ausſperrungen auch keine „unbegrenzte“ Pflicht 
der Dankbarkeit gegen den Arbeitgeber gibt und daß vor allem das Majo: 
ritätsprinzip auch innerhalb der Reihen der Arbeiterſchaft Gültigkeit haben 
muß. Und den Streilbruch dann als nicht unehrenhaft zu bezeichnen, wenn 
er von einem Mitgliede begangen, das „überſtimmt“ wurde, das heißt, die . 
Unehrenhaftigkeit, die Analhie und den Bruderkrieg in die Reihen der Mr 
beiter tragen. Der Oberſte Gerichtshof läßt ſich übrigens auch von dem ganz 
falſchen Geſichtspunkte leiten, der Streikbruch ſei ein Wortbruch. Das trifft 
zuweilen zu, aber nicht immer; ja, in den weitaus meiſten Fällen hat dr 
Streikbruch mit einem Wortbruche gar nichts zu tun. Wortbrüchig werden | 
gleichzeitig nur jene zum Streikbruch greifenden Arbeiter, die vor Ausbruch 
des Streiks im ſelben Betriebe beſchäftigt waren und den Streik mit beſchloſſen 
haben. Was iſt es aber mit jenen Verworfenen oder Irregeführten, die von 
den Unternehmern und ihren Agenten aus der Ferne, oft aus anderen Ka 
tionen, herangezogen, die von den Streikbrecherorganiſationen aus allen G⸗ 
genden des Reiches in einen beſtreikten Betrieb dirigirt werden? Sind das BR 
etwa feine Streikbrecher? Gehen fie nicht wiſſentlich oder unwiſſentlich darauf 
aus, den Kampf der Arbeiter zu Boden zu ringen, den Streik zu vernichten, 
mit einem Worte, zu brechen? Und iſt nicht dies das allein Entſcheidende 
bei der Beurteilung der Handlung der „Arbeitswilligen“? Der Oberſte Ge 
richtshof analyſiert alſo den Begriff Streik, ohne vom Weſen des Streiks 
auch nur eine blaſſe Ahnung zu haben; er urteilt über ihn, um einen ba⸗ 
nalen Ausdruck zu gebrauchen, wie der Blinde über die Farbe. Aber 
was ſollen nun unſere armen Richter tun, die mit der oberſtgerichtlichen 
Entſcheidung nicht in Widerſpruch geraten wollen? Wenn es einen oberſt⸗ 
gerichtlich anerkannten „ehrenhaften“ Streikbruch gibt, kann doch kein Ar⸗ 
beiter mehr beſtraft werden, der einem „Arbeitswilligen“ den „Ehrennamen“ 
Streikbrecher zuruft. Denn wenn das Streikbrechen ein „ehrenhaftes“ Geſchäftt 
iſt, beleidige ich doch niemand, von dem ich ſage, daß er eine ſolche Hand: 
lung begeht. Habe ich aber ſolch eine Handlung einer Perſon zum Vorwurfe 
gemacht, die in die zweite Kategorie, in die der unehrenhaften Streikbrecherr 
fällt, dann kann ich ebenſowenig beſtraft werden, als wenn ich jemand des 
Diebſtahls beſchuldige, der tatſächlich geſtohlen hat. Alſo gibt es in fine 
quenter Auslegung der oberſtgerichtlichen Entſcheidung überhaupt keine Ber 
ſtrafung wegen des Vorwurfes des Streikbruches mehr. Bisher iſt gar man⸗ 
cher brave Arbeiter in den Arreſt gewandert, lediglich deshalb, weil er einen 
Streikbrecher Streikbrecher genannt hatte. Nun ſoll das anders werden. Gut! 2 
So etwas iſt ja zu ertragen, das kann man ſich gefallen laſſen. Wenn aber 
die Herren Unternehmer glauben, daß damit die Sittenbegriffe innerhalb 
der Arbeiterſchaft ſich ändern, ſo irren ſie ſehr gewaltig. Die Arbeiter unter⸗ 
ſcheiden nicht mit dem Oberſten Gerichtshofe; für fie gibt es nur eine Ber 
urteilung des Streikbruches. Ob er nun mit oder ohne Wortbruch ſich voll?? 
zieht, ob er dieſen oder jenen Motiven entſpringt: für fie iſt der Streik⸗ 


bruch immer eine ehrloſe Handlung. Sie formen ihre Anſchauung nicht e 
der Auffaſſung der „Allgemeinheit“, von der das Urteil des Bezirksgerichtes 
spricht, das im vorliegenden Falle zuerſt entſchieden. Sie werden nach wie 
vor denjenigen als einen Verräter ihrer Klaſſe betrachten, der ſeine Arbeits: = 
kraft einem Unternehmer zur Verfügung ſtellt, deſſen Arbeiter um höheren 3 


ſich nicht, können ſich nicht ändern, denn ſie wurzeln in den konkreten Be 
bältniſſen, die die kapitaliſtiſche Entwicklung mit ſich gebracht, = 
at r re 
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icht beeinflußt von der ‚göftzatten Auffaſſung 8 einer „Allgemeinheit“. 
Der Streikbrecher wird bei ihnen immer ein ehrloſer Abtrünniger ſeiner 


verachten, ſondern in manchen Fällen nur bedauern werden, wie man gar 


Klaſſengenoſſen ſein, 5 ſie allerdings je nach den Umſtänden nicht immer 


oft Menſchen, die von Natur aus nicht ſchlecht, ſondern nur in ſchlechte Ge⸗ 


* ſellſchaft geraten ſind, bemitleidet. Wenn ſie ee nach der oberſtgericht⸗ 
lichen Entſcheidung in Zukunft weniger Verfolgungen, weniger e 
i ausgeſetzt ſind, ſo können ſie das nur begrüßen. Nur ihnen und nicht den 
Unternehmern erwächſt Vorteil aus dem neuen, gegen ſie geführten Feldzuge.“ 
Man wird in dieſen Ausführungen die in den Kreiſen klaſſen⸗ 
bewußter Arbeiter übliche Anſchauung erkennen können; ſo grobſchlächtig 
ſie klingen, ſo begründet erſcheinen fie, und ſoziologiſch gebildete Be⸗ 
obachter der Maſſenpſyche geben zu, daß da eine neue ethiſche Wertung 
5 82 im Entſtehen iſt, auf die auch die Geſetzgebung und Judikatur wird Rück⸗ 


3 von und die Begriffe Streikrecht, Streikbruch und Streikarbeit un⸗ 
geklärt. Soweit die Praxis der diverſen Behörden ſich mit ihnen be- 
3 chäftigte, geſchah es meiſt zum Nachteil der Kämpfenden: Man höhlte 
das Koalitionsrecht der Arbeiter von innen aus, indem man alle 
Handlungen, die ſeine Verwirklichung bezwecken, disqualifizierte oder 
ſtrafrechtlich behandelte oder — je nachdem es die Sachlage, d. h. das 
eee des Kapitals erforderte — als eine der öffentlichen Wohl⸗ 
ä ahrt dienende hinſtellte. Was ſpeziell die rechtliche Natur der Streik⸗ 
arbeit anbelangt, ſo wurde ſie im „Recht“ (a. a. O.) im Hinblick auf 
eine künftige Regelung der Materie wie folgt definiert: 
n „Streifarbeit iſt jede Arbeit, die, obwohl ein Ausſtand von den Ar⸗ 
jeitern eines Betriebes mit Stimmenmehrheit beſchloſſen wurde, gegen den 


eſteht, als Streikbrecher aufgenommen wird, kann das Arbeitsverhältnis zu 
eder Zeit löſen mit Rückſicht auf § 878 a. b. G.⸗B. und $ 82 a, lit. a, G.⸗O., 
d er kann Schadenerſatz für den Entgang der Kündigungsfriſt begehren. 
er bewußt Streikbrecher geworden iſt, kann zu jeder Zeit im Sinne des 
82 a, lit. a, G.⸗O. das Arbeitsverhältnis löſen, ohne jedoch zu einem 
* Schadenerſat berechtigt zu ſein, weil ein gegenſeitiges Verſchulden vorliegt. 
Wer von einem nichtbeſtreikten Unternehmer gezwungn wird, in ſeinem Be⸗ 
riebe für einen beſtreikten Betrieb zu arbeiten, kann dieſe Arbeit verwei⸗ 
ern, weil ſie nicht Gegenſtand des. Arbeitsverhältniſſes iſt. Wer endlich 
on einem nichtbeſtreikten Unternehmer verleitet wird, in der Betriebsſtätte 
ines anderen Unternehmers zu arbeiten, bei dem eine Streikbewegung be⸗ 


nt er Hinweis auf $ 82a, lit. a, und lit. c ©.- 

Bei den Gerichten freilich herrſchte eine Andere Auffaſſung vor. 
5 Dabei waren die Geſchwornengerichte, wo die Vertreter des arbeiter— 
x feindlichen Bürgertums unmittelbar zu Wort kamen, womöglich noch 
Bi rbeiterfeindlicher als die anderen. Das zeigten in erſchreckender, 1 
wei . die im SR 1914 es a ar zugleich kae 


5 er r Fall l kennzeichnete die bürgerliche Klaſſenjuſtiz 5970 
= wie der folgende. Keiling, ein profeſſionsmäßiger Streikbrecher⸗ 
ieferant — notabene: ein notoriſcher Verbrecher — hatte den Ver⸗ 
auensmann der ſtreikenden Buchdrucker in Tetſchen, welcher ihn 


* Stehe Kau #3 k h: „Ethik und ab eſchictsguffaſung. . 


9 ang XII, S. 9 


Willen dieſer Mehrheit in dieſem Betriebe oder für dieſen Betrieb verrichtet 
wird. Wer, ohne zu wiſſen, daß in einem Betriebe eine Streikbewegung 


DE ſicht nehmen müſſen.“) Vorläufig ſind ſie freilich a weit entfernt da⸗ 


Se kann das Arbeitsverhältnis ſofort löſen 8 Schadenerſatz verlangen 


1 


Menger: ee be und N — „Das Recht“, 


Streikbrecher aber wäre es eine direkte Aufforderung zu Gewalttätigkeiten. 


Arbeitswilligen revidieren. Die Zahl der Leute iſt noch immer groß, Be 


gemeldet, und man wird ſehen, wie die obere Inſtanz entſcheidet. Heere 7 
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zur Abreiſe bewegen wollte, Küren Ader Trotzdenr 4 
wurde der Mörder von den bürgerlichen Geſchworenen bei der? 
am 26. Februar 1914 ſtattgehabten Gerichtsverhandlung vom Ver⸗ 
brechen des Mordes freigeſprochen und nur wegen Überſchreitung der 
Notwehr verurteilt. Dieſer Akt der Klaſſenjuſtiz iſt nur zu verſtehen, . 
wenn man ſich vor Augen hält, daß das Koalitionsrecht der Arbeitern 
der bürgerlichen Welt ein Greuel iſt, daß die Inanſpruchnahme dieſes 
Rechtes durch Arbeiter als eine Todſünde am Kapitalismus angeſehen 2 
wird und demgemäß auch das gemeinſte Verbrechen, durch welches das 3 
Recht ſtreikender Arbeiter vereitelt werden kann, in den Augen der 2 
Scharfmacher ein hohes Verdienſt darſtellt. Die bürgerliche Preſſe 
Oſterreichs ging damals an dem Leitmeritzer Urteil ſtillſchweigend vor⸗ 
über. Nicht ein Wort der Verurteilung hatte fie für die pflichtvergeſſenen 
Geſchworenen, welche einen mörderiſchen Streikbrecher freiſprachen. Die 
„Frankfurter Zeitung“ führte hierzu aus: 1 
„Unmöglich darf die Auffaſſung entſtehen, als ob das Leben des Strei⸗ 2 
kenden, wenn er es mit Arbeitswilligen zu tun hat, ſchutz und wehrlos ſei 


wenn dieſe Meinung Boden fände, ſo müßte das auf die örganiſierten Ar⸗ 
beiter maßlos erbitternd und verbitternd wirken; — für die organiſierten — 


Es iſt auffallend: in keinem der Fälle, in denen bisher Streikende erſchoſſen 
worden ſind, iſt es ein Arbeitswilliger aus dem in Frage ſtehenden Betriebe, 
der den Schuß abgegeben hätte, ſondern es handelt ſich ſtets um berufs- 
mäßige Streikbrecheragenten oder um Mitglieder der von ihnen gebildeten 
Streikbrechergruppen. Daß ſich zu einem ſolchen Gewerbe im allgemeinen 
keine anſtändigen Arbeiter, 8 nur mindere Elemente hergeben werden, 
leuchtet ein, und tat ſächlich ſtehen dieſe Leute wegen ihres brutalen Auf⸗ 4 
tretens mit Recht in üblem Rufe. Ein Grund, ſie vor Gericht mit größerer 
Rückſicht zu behandeln, als jeden anderen Angeklagten, beſteht jedenfalls nicht. 
Außerhalb der Reichsgrenzen, in dem böhmiſchen Leitmeritz, iſt jetzt einen 
dieſer Fälle verhandelt worden. Das Urteil lautet auf acht Monate Kerker. 0 
Die Milde der Geſchworenen wirkt nach dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme, 
ſoweit man darüber nach den Berichten urteilen kann, und nach dem Plai⸗ 
doher des Staatsanwalts höchſt auffallend. Als Täter ſaß ein Berliner 4 
Streikbrecheragent Keiling auf der Anklagebank, nach ſeiner Vergangenheit F 
und ſeinem Auftreten ein roher Patron, der der Berliner Polizei Spikel- 
dienſte leiſtet und nebenbei Geſellſchaften von Arbeitswilligen organiſiert. Von 3 
Deutſchland her iſt dieſer Mann offenbar gewöhnt, von der Polizei mit { 
Gußerſter Zuvorkommenheit behandelt zu werden, und er glaubte ohne wei⸗ 
teres, ſich auch in Oſterreich als einen beſonderen Schützling der Polizei * 
betrachten zu dürfen. Daher allenthalben ſein provozierendes Benehmen und 3 
jeine Unzufriedenheit mit der Polizei, wenn dieſe nicht auf Schritt und Tritt 1 

« 

3 

4 


ſchützend hinter ihm ſtand. Schon in anderen böhmiſchen Orten war es zu 


Zuſammenſtößen zwiſchen 5 und ſtreikenden Arbeitern gekommen; in Leit⸗ 
meritz wiederholte ſich das. Den Anlaß bot hier der Umſtand, daß Keiling 
in ſeiner Geſellſchaft einen neu angeworbenen Arbeitswilligen hatte und daß 
er die Streikenden verhindern wollte, mit dieſem Manne zu reden. Das 
Nähere über die einzelnen Vorgänge iſt in den Berichten zu leſen. Gewiß 
hinterließen die Berichte über die einzelnen Zeugenausſagen Widerſprüche, 4 
die dem Fernſtehenden und vielleicht auch den im Grichtsſaale Anweſenden 
unaufgeklärt geblieben ſind, aber den Eindruck erhält man doch aus den 


Ausſagen beſonders des zweiten Tages, daß es ſehr ſchwer iſt, hier eine 
Notwehr des Angeklagten zu konſtruieren. Darüber hat der Staatsanwalt 
in ſeinem Plaidoher ſehr einleuchtende Ausführungen gemacht. Gegen das 
Urteil des Leitmeritzer Schwurgerichtes hat der Staatsanwalt Reviſion an 


könnte ein Teil der Offentlichkeit ſeine Vorſtellung von Streikenden 2 


ee 3 in dem Streikenden vr allen PR 8 RER 
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im Arbeitswiligen die e Unſchuld zu ſehen. Der Seimeriter Prozeß 
hat ein ganz anderes Bild geboten: auf der einen Seite eine ſtreikende Ar⸗ 
beiterſchaft, der ſelbſt der Staatsanwalt das Zeugnis muſterhafter Beſonnen⸗ 
se und Mäßigung ausſtellt, und demgegenüber ein Streikagent, der im 
Vertrauen auf ſeine dunklen Beziehungen zur Polizei jeden Streikenden, der 
in ſeine Nähe kommt, herausfordert und mit dem Revolver wie mit einem 
Spieszeng hantiert. Mag im einzelnen Strafprozeß die Schuldfrage liegen, 
wie ſie will — und gewiß ſoll niemand beſtraft werden, der in Notwehr 


eher darüber klar . welche Seite in ſolchen Fällen die öffent⸗ 
liche Sympathie verdient.“ 

z Der Fall Keiling war kein Wer el Ausnahmsfall, ſondern ein 
typiſches Beiſpiel für die ganze Art und Weiſe, wie das Bürgertum zur 
Frage des Streiks und des Arbeitswilligenſchutzes vor dem Kriege ſtand. 
. Kurze Zeit darauf erbrachte eine andere Gerichtsverhandlundg den Be⸗ 
weis, daß kämpfende Arbeiter vogelfrei und Streikbrecher, auch wenn ſie 
. Verbrechen begehen, ſakroſankt ſind. Am 11. April ſchoß der Streik⸗ 
brecher Mattaſchitz in Graz auf den Vertrauensmann der damals 
in einer Lohnbewegung ſtehenden Schneidergehilfen, Michael Koſel, 
ind brachte ihm eine Verletzung bei. Das Beweisverfahren ergab, daß 
ein Mordverſuch vorlag. Nichtsdeſtoweniger wurde Mattaſchitz von den 
bürgerlichen Geſchworenen freigeſprochen. Wieder erwies ſich der Klaſ⸗ 
ſengegenſatz zwiſchen dieſen und den ſtreikenden Arbeitern als ſtärker 
denn das Pflichtgefühl, welches „Richter aus dem Volke“ beſeelen — ſoll. 
Und wenn auch nicht ſo grell wie in den vorangeführten zwei Fällen, 
ſo läßt die ganze Judikatur der Gerichte erkennen, und zwar der Ge— 
ſchworenen⸗ wie der Berufsgerichte, lehrt auch das Verfahren der Gerichts— 


Recht finden konnten, daß der geſamte ſtaatliche Apparat ein Exekutiv⸗ 


litionsgeſetz ſtatt gegen die Feinde der Koalition gegen dieſe exekutiert 
wurde. Beſſer als der anſcheinend harmloſe Wortlaut des Geſetzes hat 
. deſſen Praxis die klaſſenbewußten Arbeiter überzeugt, daß es kein 
Geſetz zum Schutze der Koalitionen iſt, daß es dieſe bloß erlaubt, um 
3 ſie hinterdrein, wenn ſie lebendig werden wollen, umzubringen. Mit 
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bf dem Papier, und von einem Koalitionsrecht iſt nur inſoweit die 
Rede, als es ſich die Arbeiter erkämpfen. Daß hiebei der Zwang nicht 
ntbehrt werden kann, beweiſen die Methoden der Unternehmer gegen 
ußenſeiter; und noch viel weniger können die Arbeiter des Zwanges 
ntraten, die mit einer ungleich größeren Maſſe, darunter oft ganz un⸗ 
isziplinierten und undisziplinierbaren, von den Unternehmern kor— 
impierten Elementen, die, jedes Solidaritätsgefühles bar, wider ihr 


ies beim Zuſammenprall zweier ſo gegenſätzlicher Parteien bei der⸗ 
jenigen, die mit . 1 1 das i der . 


ae eder hat —, in der Bevölkerung ſollte man ſich auch außerhalb der 


wie der Verwaltungsbehörden, daß kämpfende Arbeiter nur ſchwer ihr 


organ der beſitzenden, der herrſchenden Klaſſen war, und daß das Koa⸗ 


anderen Worten: Eine volle Koalitionsfreiheit exiſtiert nicht, auch nicht 


igen Fleiſch und Blut ſich mißbrauchen laſſen, zu rechnen haben. Daß 
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ſchärffte Stebreifion anmendete, Auch wo nur ein 1 Privatdelitt var 
und das Zivilrecht ausgereicht hätte, trat das Strafrecht ein. Nun 
liegt es in der ſoziologiſchen Natur der Klaſſen, daß die Formen des = 
Terrors beim Kapital andere ſind als bei ſeinem Gegenpol, der Arbeit. 
Sie ſind es aber nur äußerlich; in ihrer Wirkung iſt der von den Unter- 

nehmern geübte Terror gegen die Außenſeiter und vor allem gegen 5 
die Arbeiter viel gefährlicher“) als der Terror der Gewerkſchafter gegen 
die Nichtorganiſierten, und es iſt daher bloße Heuchelei, ſich über die 23 
terroriſtiſchen Arbeiter zu entrüſten. „Warum trennt man die Formen a 
des wirtſchaftlichen Kampfes in der Arbeiterbewegung und bekämpft 


ihren Inhalt, ohne zugleich feſtzuſtellen, daß auf der anderen Seite mit 4 
Waffen gekämpft wird, die in vielen Fällen tatſächlich Terror find?“ « ) 3 
Wie amerikaniſche Arbeiterblätter über Streikbrecher urteilten, 
zeigen folgende Zitate, die im Sommer 1917 in der öſterreichiſchen 
Preſſe zu leſen waren. Sie laſſen erkennen, daß auch die amerikaniſchen 2 
Gewerkſchafter, die nicht als Sozialisten anzuſehen ſind, über die 
Arbeitswilligen dieſelbe Meinung haben wie die deutſchen und öſter⸗ 2 
reichiſchen Arbeiter. Die Einſchätzung und Kennzeichnung iſt eine a 
ſcharfe, aber ſo denkt man überall unter klaſſenbewußten Arbeitern Fe 
über den Verräter an den Intereſſen der eigenen . Fa 
Der Streikbrecher. 5 3 

Als Gott die Klapperſchlange, die Kröte und den e che RE 
hatte, war ihm noch etwas Giftſtoff übrig geblieben. Daraus machte er den FR 


Streikbrecher. Ein Streikbrecher iſt ein zweibeiniges Tier mit einer Kork en 
ieherjeele, einem Waſſerkopf und einem aus Gallert und Leim zue 
geſetzten Rückgrat. Wo andere Leute ihre Herzen haben, trägt er eine faulige 

Geſchwulſt ſelbſtſüchtiger Grundſätze. Wenn der Streikbrecher die Straße 

hinabgeht, ſo wenden anſtändige Leute ihm den Rücken zu, die Gugel im . 
Himmel vergießen Tränen und ſelbſt der Teufel ſchließt das Tor der Hölle, = — 
weil er nichts mit ihm zu tun haben will. Niemand hat das Recht, Streik⸗ 
brecher zu werden, ſolange es noch einen Waſſerpfuhl gibt, worin er ſich rn 
ertränken, oder einen Strick, an dem er ſich erhenken kann. Judas Iſchariot 
war ein Ehrenmann im Vergleiche mit einem Streikbrecher, denn, nachdem en 
er jeinen Herrn und Meeriter: verraten hatte, trieb ihn ein Reſt von Ehr: 
gefühl, ſich an einen Baum zu hängen. So etwas Ei ein a Sr 
wu, fertig. („Iron City re Journal.“) . Es 
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Einige bemerkenswerte Verräter. 8 Pak ur 


Eſau verkaufte ſein Erſtgeburtsrecht für ein Linſengericht. 9 e 
Judas Iſchariot verkaufte den Erlöſer um dreißig Silberlinge. 
Benedikt Arnold F) verkaufte ſein Vaterland für das Versprechen einer 1 . l 
Offiziersſtelle im engliſchen Heere. 
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Der neuzeitliche Streikbrecher verkauft ſeine Erſtgeburt, ſein Wat ben ? £ 

fein Weib, feine Kinder und ſeine Mitarbeiter für ein N e 5 
von einem Unternehmer. 8 
Eſau war ein Verräter gegen u ' elber; Judas Iſchariot war ein BR 
Verräter gegen jeinen Gott; Benedikt Arnold war ein Verräter gegen er EZ 
9 Prof Keſtner: „Der Organiſationsgwang' 5 Berlin 1912. = 


n) Dr. Hugo Singheimer in einem Vortrage vor Frankfurter bee. . 8 
werkſchaften. „Metallarbeiter“, Jahrg. 1914, Nr. 28. 25 = „ 
. Ein 8 im . Fretheitskriede. ee er 
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Vaterland, aber ein Streikbrecher iſt ein Verräter gegen ſeinen Gott, ſein 


Vaterland, ſeine Familie und ſeine Klaſſe. 


Er: Ein wirklicher Menſch iſt niemals ein Streikbrecher. Sei ein Menſch! 


* Kollegen, ſchneidet dies aus und befeſtigt es an einer gut ſichtbaren 
Stelle.. („ Aſſiſtent Journal Agent.“) | 


* 


* Im Juni 1912 äußerte ſichein engliſcher Miniſter über 
Sttreikbrecherſchutz in ähnlicher Weiſe. Die liberale Regierung 
Englands befand ſich damals bei wirtſchaftlichen Kämpfen in kritiſcher 
Lage, da ihre Mitglieder in vielen Fällen von in Lohnkämpfen ſtehenden 
Arbeitern gewählt wurden und weil zu gleicher Zeit die reichen Kapita⸗ 
llliſten die Stützen der liberalen Partei find. So war es anläßlich des 
Transportarbeiterſtreiks in London. Me. Kennan, der Miniſter des 
AJgnnern, der ſeine Wahl in London hauptſächlich den Transportarbeitern 
bverdankte, hatte im Unterhauſe eine Rede gehalten, mit der er bei den 
Schiffsbeſitzern großen Unwillen erregte, weil er ſich darin gegen die 

Streikbrecher ausgeſprochen hatte. Der Miniſter ſagte nach der „Times“: 


Es iſt die Pflicht ders Regierung, den Frieden zu wahren; aber. 
wenn man zu Handlungen greift, von denen man weiß, daß ſie provokato⸗ 
rich ſind (Beifall bei der Arbeiterpartei), dann iſt es zu viel verlangt, daß 
Ptaolizei von außen importiert werden ſoll, um den Weg zu dieſer probofato- 
riſchen Handlungsweiſe zu ebnen. (Zurufe der Oppoſition: Welche provoka⸗ 
toriſche Handlungsweiſe?) Hier handelte es ſich nicht darum, Leute zu be⸗ 
ſchützen, die gewöhnlich in Purfleet beſchäftigt werden, hier handelte es ſich 
nur darum, Leute zu beſchützen, die ausgezeichnete Gelegenheit hatten, in 
Newport zu arbeiten, aber als Streilbrecher beſonders hergebracht worden 
waren. (Beifall bei der Arbeiterpartei.) Wenn dieſe Leute gearbeitet hätten 
und Unruhen wären entſtanden, dann wäre es die Pflicht der Polizei ge⸗ 
weſen, die Ordnung wieder herzuſtellen; aber es kann nicht die Pflicht der 
Polizei fein, bei jeder Gelegenheit Arbeitgebern in Handlungsweiſen beizu⸗ 
fſtehen, die in erſter Linie darauf hinzielen — ich will nicht jagen, in dieſem 
Falle —, aber die in vielen Fällen in erſter Linie darauf hinzielen, Unruhen 

u provozieren. In London wird gegenwärtig, wie Sie alle wiſſen, viel Arbeit 


: gekommen. Die Arbeiter haben ſich mit großer Selbſtbeherrſchung aufgeführt, 
obwohl ſie — ob nun mit Recht oder Unrecht — fühlten, daß ihnen in dem 


wenn ſie durch die in dem Hafen zur Anwendung gebrachten Maßnahmen 
geſchlagen werden würden. Sie haben nichts unternommen, um Unruhen zu 
provozieren, aber wenn man ein Schiff hereinbringt, das beſonders dazu be⸗ 
fſtimmt iſt, Streikbrecher zu beherbergen, muß es zu Unruhen kommen. Die 


* 


von denen ſie ſowohl wiſſen wie ich, daß fie Unruhen provozieren werden, 


glieder, mich in dem Verſuche, die Arbeitgeber daran zu verhindern, provo⸗ 
ZBierend vorzugehen, zu unterſtützen. Dies find Schiffe, die mit Streikbrechern 
gefüllt ſpeziell hereingebracht werden. Die ehrenwerten Mitglieder des Hauſes 


beitgeber zu ſolchen Taten ermutigen.“ 


forderung der Streikenden, als eine Provokation zu Unruhen. Bei 


Engländer. Wie erſt muß die Herausforderung, die in der Herbei⸗ 
ſchaffung von Streikbrechern nach der engliſchen Auffaſſung liegt, 
und die auch die aller gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter iſt, auf 
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beim Löſchen von Schiffen verrichtet, und es ſind praktiſch keine Unruhen vor⸗ 
Kampfe um das, was ſie als ihr Recht betrachten, großes Unrecht geſchehe, 


in London angewandten Methoden ſollten in anderen Diſtrikten nachgeahmt 
werden. Wenn Arbeitgeber dazu angeſpornt werden, Methoden zu benützen, 


Es dann muß ein Unglück paſſieren. Ich appelliere an die ehrenwerten Mit⸗ 


— 


werden der Allgemeinheit einen ſchlechten Dienſt erweiſen, wenn fie die Ar⸗ 


i 8 3 Demnach betrachtete der engliſche Miniſter (und England iſt kein 
Blarbarenland) die Herbeiſchaffung von Streikbrechern als eine Heraus⸗ 


alledem aber waren die herbeigezogenen Streikbrecher in London 


die Streikenden wirken, wenn die Streifbrecher einer anderen Nation, 
wie bei uns den Tſchechen oder Italienern, angehören? Erſcheint ſie 9 
hier nicht geradezu als Aufreizung zu Exzeſſen? Man kann zugeben, — 
daß ſich die Behörden Be uns, wenn durch die Unternehmer der Auf 
an ſie erging, zum Schutze fremdländiſcher Streikbrecher ihre ber 
waffneten Mannen ausrücken zu laſſen, in einer ſehr unerquicklichen = 
Situation befanden, aber fie haben ja immer verſtanden, jo zu Handeln, 8 
daß man ſich vom Standpunkte des Deutſchtums nichts vergab. Man 4 
hätte daher im wohlverſtandenen deutſchen Intereſſe keinen Anſtand 
zu nehmen brauchen, deutſche Arbeiter, die durch die teure Zeit ger 
zwungen waren, um ein größeres Stück Brot zu kämpfen, in Schuz 
zu nehmen gegen tſchechiſche und italieniſche Streikbrecher und nicht 
etwa die Herbeiſchaffung von ſolchen zu N ſo wie 8 die 
Fabrikanten und Unternehmer wünſchten. 4 
— 

; = 

7. Gewerbeordnung konirg Koalitkionsrecht. 3 

a) Kontraktbruch. 5 

So wie die Gerichte das Koalitiong- und Strafgeſen bei Loh 2 


kämpfen in einer den Arbeitern und ihren Koalitionszwecken abträg⸗ 
lichen Weiſe handhabten, ſo die Gewerbebehörden jene Geſetze, die im 
adminiſtrativen Wege zur Durchführung gelangen. Nicht umſonſt heißen 
unſere Verwaltungsorgane auch politiſche Behörden; es ware in der 
Tat politiſche ſowie wirtſchaftliche Geſichtspunkte, von denen fie ſich 
in allen Arbeiterangelegenheiten leiten ließen, zumal wenn es ſich um 
Lohnfragen und ſolche des Arbeitsverhältniſſes handelte. Während ſich 
ſonſt die Unternehmer, wenn es die Feſtſetzung der Warenpreiſe galt, 
jede Einmiſchung der Staatsgewalt auf das entſchiedenſte verbaten N 
und den Standpunkt vertraten, daß das freie Spiel der wirtſchaftlichen ee 
Kräfte nicht geftört werden dürfe, forderten fie bei der Beſtimmung 
der Preiſe für die Ware Arbeitskraft, daß der Staat — zu ihren 
Gunſten, verſteht ſich — interveniere. Und der „Staat“ ließ ſich das 
nicht zweimal ſagen. Die Handhabe hiezu boten ihm die famoſe Ge 
werbe, ordnung“, das Prügelpatent, das Schubgeſetz, das Preßgeſetz, das 
Vereins⸗ und Verſammlungsgeſetz. In welcher Weiſe ſpeziell die 
Gewerbe, ordnung“ gegen die Arbeiter ausgenützt werden kann, iſt in⸗ Ei 
befondere an den Beſtimmungen über das Arbeitsbuch und den Kon: 
traktbruch nachzuweiſen. Denn für die Arbeiter, welche ſich behufs = 
Durchſetzung ihrer Forderungen zur Arbeitseinſtellung entſchloſſen 
hatten, blieb nach der Sachlage in der Regel nichts anderes übrig, als 5 
einen ſogenannten Kontrakbruch zu begehen. Wollten ſie nicht aus- 2 
drücklich auf den Arbeitsplatz verzichten, dann mußten ſie den 8 2 Er 
der Gewerbeordnung übertreten. Dieſer Paragraph beſagt nämlich, 55 
daß ein Arbeiter, welcher den Gewerbsinhaber ohne einen geſetzlich 
zuläſſigen Grund vorzeitig verläßt, dafür beſtraft wird, überdies 
vom Gewerbsinhaber durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit für = 
die noch fehlende Zeit und zum Schadenerſatz verhalten werden kann. 
Dreifach alſo war die Verantwortung des kontraktbrüchigen Alrbeiters 
Nicht e 785 er dem „ den N nicht immer 5 
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* genau nachgewieſenen Schaden zu erg tert hatte, er wurde auch noch 
. eingeſperrt und zwangsweiſe auf den verlaſſenen Arbeitsplatz zurüd- 
gebracht. Der kontraktbrüchige Unternehmer kam — o „Rechtsgleich⸗ 
heit“! — viel billiger weg. Das Schlimmite, was ihm widerfahren 
* konnte, war, daß ihm die Bezahlung des Lohnes für die nicht eingehal⸗ 
tene Kündigungsfriſt auferlegt werden konnte. Aber von dieſem echt 
N = bee e Unterſchied abgeſehen, die eine Sache für ſich iſt: Wie 
ſollte der Arbeiter ſein Ziel, die Lohnerhöhung oder die Verbeſſerung 
3 der Arbeitsbedingungen erreichen? Gegenüber dem ſtarren Nein des 
8 Unternehmers war er, wenn er die Vorſchrift der Gewerbeordnung be- 
ö achten wollte, wehrlos; ordnungsmäßig kündigen wollte er nicht, weil 
er ja nicht die Abſicht hatte, den Arbeitsplatz als ſolchen aufzugeben. Im 
5 Gegenteil, ſeine Abſicht war doch, ihn zu behalten, ſeine Arbeit fort⸗ 
Auſetzen. Er, der Streikende, war eben wahrhaft der Arbeitswillige. 
Faür ihn bedeutete der Streik nur eine vorübergehende Niederlegung 
& der Arbeit, nur eine Unterbrechung, nicht einen Abbruch des Arbeits— 
3 verhältniſſes. Dieſes ſelbſt ſollte aufrechterhalten bleiben; könnte er 
. anderswo einen beſſeren Arbeitsplatz erlangen, dann allerdings hätte 
er keinen zwingenden Grund, ſich an den jetzigen zu klammern. Den 
Platz zu verlaſſen, ohne eines anderen mit günſtigeren Bedingungen 
cher zu fein, hatte alfo für den Arbeiter feinen Sinn. Alſo mußte er, 
wenn er dennoch! höheren Lohn oder ſonſt vorteilhaftere Vertragsbedin⸗ 
* gungen haben wollte, den ſich weigernden Unternehmer zwingen. Das 
nne aur durch den Streik, durch die Unterbrechung der Arbeit ge- 
ſchehen. Die Geſetzgebung aber, kannte derlei nicht und nannte dies einen 
Kontraktbruch, und der Arbeiter war es, der für dieſen Mangel der Ge— 
been büßen mußte, indes der Unternehmer, welcher den Betrieb 
ſperrte und ſeine Arbeiter entließ — wobei er es gar nicht notwendig 
hatte, das Arbeitsverhältnis ordnungswidrig zu löſen —, ſelbſt wenn 
5 Er ſich einen Vertragsbruch zuſchulden kommen ließ, ſchlimmſtenfalls 
E eine Geldſtrafe zu gewärtigen hatte, die ihn weiter nicht berührte. 
Der aus der wirtſchaftlichen Lage des Arbeiters hervorgehende Rechts⸗ 
zuſtand beſtand alſo darin, daß er den Arbeiter vor eine Alter⸗ 
native ſtellte: Entweder er verzichtete auf den Arbeitsplatz und die 
Ei Möglichkeit, feine Arbeit höher entlohnt zu ſehen, oder darauf, den 
. vertrackten § 85 der G.⸗O. einzuhalten. Man wird es wohl begreifen, 
daß der Arbeiter angeſichts dieſer Zwangslage es vorzog, die ihm un⸗ 
. bequemen und eventuell auch andere Vorſchriften, die deutlich den 
Stempel der Klaſſengeſetzgebung an ſich trugen, zu „übertreten“; warum 
auch ſollte gerade er den Ehrgeiz haben, um jeden Preis ein 
loyaler Staatsbürger zu ſein und die Geſetze einzuhalten, da er täglich 
faſt feinem Rechtsgefühl widerſtreitende Vorgänge erlebte, die zwar 
nicht als Geſetzesverletzungen angeſehen und behandelt wurden, die 
aber das Rechtsbewußtſein des Volkes nicht anders, ja oft viel ſtrenger 
beurteilte als jene, die ſchon das Geſetz dazu ſtempelte. Kurz, der 
N Corno des Arbeiters war, wie die Dinge liegen, in der Regel 
die Vorausſetzung für die Möglichkeit, durch Arbeitseinſtellung eine 
2 Forderung durchzuſetzen, und wurde deshalb begangen. Die auf Kon⸗ 
traktbruch durch den Arbeiter geſetzte Strafe war freilich eine Bleikugel 
an . EN: aber im Ernſtfalle lies Hard der Arbeiter ‚bon dieſem 
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8 | en ae 
Hemmnis jeiner Bewegungsfreiheit nicht abhalten die Arbeit ee l 
zulegen. Die mit der drohenden Beſtrafung des „Kontraktbruches“ = z 
verſuchte Einſchränkung feines Koalitionsrechtes verſchärfte nur die 
Situation, indem ſie den Unternehmer verleitete, geſtützt auf die 
ihm günstige Rechtslage, auch ſolche Arbeiterforderungen abzulehnen, 
die er ohne die Ausſicht, die widerſtrebenden Arbeiter feſſeln zu können, — 
wohl bewilligt haben würde und ohne Schädigung ſeiner Intereſſen hätte 5 
bewilligen können. Die Kontraktbruchſtrafe verfehlte alſo ihren Zweck. 
Nichtsdeſtoweniger iſt der & 85 G.⸗O. in der ſchroffſten Weiſe gegen 
die Arbeiter angewendet worden. Die zwangsweiſe Zurückführung dern 
Arbeiter in die von ihnen „widerrechtlich“ verlaſſene Werkſtätte war 
eine Zeitlang ein beliebtes Kampfmittel der Unternehmer, und die 
Gerichte kamen dieſer Scharfmacherei verſtändnisvoll entgegen, indem 
ſie den einſchlägigen Beſtimmungen der Gewerbeordnung eine Aus⸗ 
legung gaben, die den Wünſchen der Arbeitgeber entſprach. Sie = 
konnten ſich hiebei auf Anſchauungen der Regierung und auf Er- 
kenntniſſe des Verwaltungs- wie des Oberſten Gerichtshofes berufen, 2 


Aus Anlaß von Zweifeln über die Zuſtändigkeit bei Geltendmachung 
der aus § 85 G.⸗O. entſpringenden Rechte hatte das Min iſterium des 
Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminiſterium und dem Juſtiz. 
miniſterium einen Erlaß vom 19. September 1900, Z. 32.416, an alle . 
Landesbehörden gerichtet, in dem es heißt: „Nach dem Wortlaute des 8 85 
G.⸗O. macht ſich ein gewerblicher Hilfsarbeiter, welcher den Gewerbeinhaber 57 8 
ohne geſetzlich zuläſſigen Grund verläßt, eine Übertretung der Gewerbeord⸗ 
nung ſchuldig. Außerdem erwächſt eine zivilrechtliche Verpflichtung zum Scha ⸗ 
denerſatz und kann der Hilfsarbeiter zur Rückkehr für die noch fehlende Zeit ee 
verhalten werden. Die durch den Bruch eines gewerblichen Arbeitsvertrages 
eintretenden Folgen ſind alſo zweierlei Art: einerſeits die polizeiliche Straf⸗ 
barkeit des Hilfsarbeiters, anderſeits der Arbeitszwang auf der urſprünglichen 

Vertragsgrundlage in der Form zwangsweiſer Zurückführung in die Arbeit 
und die Schadenerſatzpflicht. Während ſich nun die Strafbarkeit des Bruches 
ausſchließlich als eine öffentlich-rechtliche (polizeiliche) Folge darſtellt, berührt 
dagegen der über Begehren des Gewerbeinhabers eintretende Arbeitszwang 
den eigentlichen Vertragszweck, die Erfüllung des Vertrages ſelbſt und gehört 
daher in den Komplex der dermalen den Gewerbegerichten beziehungsweiſe 
den ordentlichen Gerichten zur Judikatur zugewieſenen gewerblichen Lohn⸗ an 
ſtreitigkeiten. Da aber lediglich die Austragung der gewerblichen Rechtsſtreitig⸗ 

keiten und nicht auch die gewerbepolizeiliche Strafbefugnis den erwähnten 

Gerichtsbehörden übertragen worden iſt, ſo bleibt die Amtshandlung über die 

gewerbepolizeiliche Übertretung nach wie vor den Gewerbebehörden vor⸗ 32 

- behalten, welche hierbei von Amts wegen vorzugehen haben. 85 8 = 
Daß die gerichtliche Bewilligung zur zwang sweiſen Zurlickführung 
eines vertragsbrüchigen Arbeiters ſelbſtverſtändlich das Vorhandenſein = 

eines Exekutionsmittels vorausſetzte, hat die ſtreitluſtigen Unternehmern i 

in der Regel von der Erhebung einer Klage auf Erfüllung des De | 2 
trages nicht abgeſchreckt. Entgegen der Anſchauung der genannten 

Miniſterien, die in dem obzitierten Erlaſſe zum Ausdrucke gelangte BF 
und von den Unternehmern angefochten wurde, ſprach der Ver- > 

waltungsgerichtshof am 28. Dezember 1908 unter 3. 9114 

in einer prinzipiell wichtigen Entſcheidung den Grundſatz aus, daß 
die politiſche Behörde auch ohne Anrufung des Gerichtes berechtigt ſei, Erg % 

Arbeiter, die die Kündigungsfriſt nicht einhalten, durch Zwangsmaß⸗ BR 

regeln zur Rückkehr in die Arbeit anzuhalten. Eine Wiener Fabriks⸗ SE 
firma hatte bei W Gewerbebehörde es Inſtanz eine 8 gegen = 


2 


EN 


zwei Arbeiter wegen Nichteinhaltung der Kündigungsfriſt erſtattet. Die 
Behörde leitete gegen dieſe Arbeiter die Strafamtshandlung ein, lehnte 
jledoch gleichzeitig das Begehren, dieſe Arbeiter zur Rückkehr in die Arbeit 
zu zwingen, wegen Inkompetenz ab. Dieſe Entſcheidung wurde von der 
niederbſterreichiſchen Statthalterei und in letzter Inſtanz vom Handels⸗ 
* miniſterium beſtätigt. Begründet wurde die Zurückweiſung damit, daß 
es ſich um eine Verfügung zur Realiſierung des Arbeitsvertrages 
handle, welche in die Kompetenz der zur Austragung von Streitig⸗ 
. keiten aus dem Lohn⸗ und Arbeitsverhältniſſe berufenen Gerichts⸗ 
behörden falle. Die von der Firma an den Verwaltungsgerichtshof 
ergriffene Beſchwerde ſtützte die von ihr behauptete Kompetenz der 
pPolitiſchen Behörden, die Arbeiter zur Rückkehr in die Arbeit zu 
nötigen, auf die Vorſchrift des 8 85 der Gewerbeordnung, wonach DIE 
Gewerbebehörde berechtigt ſei, den Hilfsarbeiter über Begehren des 
Gewerbeinhabers zur Rückkehr in die Arbeit für die noch fehlende Zeit 


N — 


zu verhalten und dem Arbeitgeber den Erſatz des erlittenen Schadens 
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Buzuſprechen. Der Verwaltungsgerichtshof gab der Bejchiverde Folge 
And hob die angefochtene Entſcheidung als ungeſetzlich auf. In der Be⸗ 
EB: gründung wurde geſagt: N 


Wie im Strafverfahren überhaupt, ſo kommt gewiß auch in dem den 
Gewerbebehörden zugewieſenen Polizeiſtrafverfahren das „Adhäſions⸗ 
prinzip“ zur Geltung, wonach dieſe Behörde, welche in betreff eines Delikts 
als Strafbehörde zuſtändig iſt, unter gewiſſen Vorausſetzungen auch über die 
aus der betreffenden ſtrafbaren Handlung entſtandenen zivilrechtlichen An⸗ 
ſprüche zu entſcheiden hat. Dieſes aus Gründen der Prozeßökonomie allgemein 
anerkannte, in mehreren, das adminiſtrative Verfahren regelnden geſetzlichen 
Beſtimmungen (zum Beiſpiel des Waſſerrechtes, Forſtgeſetzes und dergleichen) 
zur Geltung gebrachte und in der allgemeinen Strafprozeßordnung genau 
ausgeführte Prinzip, muß auch für jene zivilrechtlichen Anſprüche, die der 
8 85 G.⸗O. im Auge hat, um ſo mehr zur Geltung kommen, als dasſelbe 
mit den Vorſchriften des Gewerbegerichtsgeſetzes in keinem Widerſpruche ſteht 
(8 98 des Geſetzes). Nach den für das Adhäſionsverfahren geltenden Grund⸗ 
8 ſätzen kann allerdings die Strafbehörde über die aus dem Titel eines Delikts 
begründeten zivilrechtlichen Anſprüche nicht immer, ſondern nur dann er⸗ 
kennen, wenn dieſe Anſprüche während des Strafverfahrens gemacht worden 
ſind und wenn weiter das im Strafverfahren geſammelte Material ſowie die 
Ergebniſſe des Strafverfahrens zur Entſcheidung' über die Anſprüche aus⸗ 


r 


IR Beſchuldigten geendet hat. Unter dieſen Vorausſetzungen kann und muß auch 
die nach § 85 G.⸗O. zuſtändige politiſche als Strafbehörde über die auf den 
Tatbeſtand der Übertretung des eigenmächtigen vorzeitigen Verlaſſens der 
Arbeit geſtützten zivilrechtlichen Anſprüche, darunter auch über den Anſpruch 
aaauf Verhaltung des Beſchuldigten zur Rückkehr in die Arbeit entſcheiden. Hat 
die angefochtene Entſcheidung die Zuſtändigkeit der politiſchen Behörde über⸗ 
haupt negiert, ſo erſcheint dieſelbe in dieſer Richtung ungeſetzlich, weshalb 
Br mit der Aufhebung derſelben vorgegangen werden mußte.“ 
Die Unternehmer waren mit dieſem Urteil, welches ihnen mittels 
des famoſen „Adhäſionsprinzips“ den Umweg über die Gerichte erſparte 
und ſie an die eher beeinflußbaren politiſchen Behörden verwies, nicht 
zufrieden, um ſo mehr mit dem folgenden Erkenntnis des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes vom 18. Dezember 1912, Nr. 8395: 5 
»Mit dem Beſcheide der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Mähriſch⸗Weiß⸗ 
kirchen vom 14. November 1909, Z. 27.692, wurde der beſchwerdeführenden 
Firma mitgeteilt, daß über ihre Anzeige das Strafverfahren gegen den 
Hilfsarbeiter J. K. . . r wegen Übertretung des § 85 der Gewerbeord— 
chgeführt wurde, daß aber dem Anſuchen der Firma um zwangs⸗ 
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reichend, und wenn ſchließlich das Strafverfahren mit der Aburteilung des 
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weiſe Zurückführung des genannten Arbeiters in die Arbeit, welche er ohne 
geſetzlich zuläſſigen Grund vorzeitig verlaſſen hat, nicht ſtattgegeben werde, 
weil der über Begehren des Gewerbeinhabers eintretende Arbeitszwang die 
Erfüllung des Arbeitsvertrages betrifft und daher in die Kompetenz der 


Gerichte (Gewerbegerichte bzw. ordentliche Gerichte) gehört. rt 
Diejer Beſcheid wurde im Inſtanzenwege vom k. k. Handelsminiſterium 


beſtätigt. Der Verwaltungsgerichtshof aber fand auf Grund feines Fach⸗ 
plenarbeſchluſſes vom 9. Dezember 1912, daß die in der Entſcheidung des 
k. k. Handelsminiſteriums zum Ausdrucke gelangte Rechtsanſchauung im Geſetze 


begründet iſt.“ ö 4 
„Im § 85 der Gewerbeordnung (Geſetz vom 8. März 1885, R.⸗G.⸗Bl. 


Nr. 22) wird nämlich feſtgeſetzt, welche Folgen der vorzeitige, ohne geſetzlich zu. 


läſſigen Grund erfolgte Austritt des Hilfsarbeiters und der Arbeit nach ſich 
zieht. Das Geſetz ſtatuiert die Strafbarkeit des Arbeiters und räumt dem 
Gewerbeinhaber nebſt dem Anſpruche auf Schadenerſatz das Recht ein, „den 
Hilfsarbeiter durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit für die noch 
fehlende Zeit zu verhalten“. Dieſe Beſtimmung hat lediglich materiellrechtlichen 


Inhalt, indem ſie das Maß der Anſprüche fixiert, welche gegebenenfalls der 


Arbeitgeber zu ſtellen berechtigt iſt, ſie enthält aber keine beſondere Kom⸗ 


petenzvorſchrift. Unter der „Behörde“ iſt im § 85 nicht die kraft allgemeiner * 
Kompetenznorm des § 141 der Gewerbeordnung als Gewerbebehörde fun 


gierende politiſche Verwaltungsbehörde zu verſtehen, ſondern jene Behörde, 
welche jeweils nach den ſpeziellen Kompetenzvorſchriften in Betracht kommt, 
die für die Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältniſſe gelten. Denn daß ſich 


5 


die Entſcheidung über das Begehren um Verhaltung des Arbeiters zur Rück⸗ 


kehr in die Arbeit als eine nach den Vorſchriften zu behandelnde Frage dar⸗ 
ſtellt, ergibt ſich daraus, daß ein Streit aus dem Arbeitsverhältniſſe vorliegt, 


indem der Arbeiter durch das Verlaſſen der Arbeit ſeinen Entſchluß, das 


Arbeitsverhältnis nicht fortſetzen zu wollen, kundgibt, der Arbeitgeber aber 
durch die Anbringung ſeines Begehrens den gegenteiligen Willen klar zum 


Ausdrucke bringt. Es liegt alſo ein Streit um die Fortſetzung des Arbeits 


verhältniſſes im Sinne des § 4, lit. v, des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 


27. November 1896, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 218, vor. Die Beſtätigung dafür, daß die 
erwähnte Frage eine Angelegenheit iſt, die vor das Gewerbegericht gehört, 


findet man auch im Gewerbegerichtsgeſetze vom 14. Mai 1869, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 68, 


welches im § 4, sub lit. b, „die Streitigkeiten über die Auflöſung des Dienſt⸗ů 
Arbeits⸗ oder Lehrverhältniſſes“ (§§ 78 bis 80 und 88 96 bis 100 der G⸗ 


werbeordnung) und sub lit. c „die Streitigkeiten über Entſchädigungsanſprüche 


aus dem Dienſtaustritte oder der Dienſtentlaſſung“ zuweiſt. Die Zitierung 
des § 80 der De vom Jahre 1859 (welcher im weſentlichen die 
t wie § 87 der Gewerbenovelle vom Jahre 1895) 


gleiche Beſtimmung enth ö 8 
sub lit. b zeigt, daß der Judikatur der Gewerbegerichte die Entſcheidung über 


den mach $ 80 erhobenen Anſpruch des Gewerbeinhabers auf Verhaltung des ; 
Arbeiters zur Rückkehr in die Arbeit überwieſen werden wollte, da die Gel 
tendmachung des Erſatzanſpruches in einem ſolchen Falle ſchon gemäß des 


Erſatzanſpruches, in einem ſolchen Falle ſchon gemäß der ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung der lit. „ vor das Gewerbegericht gehört. Da demnach die Entſchei⸗ 


dung über ein Begehren des angegebenen Inhalts vor das Gewerbegericht x 


eventuell mach 8 37 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom Jahre 1896 vor das 


Bezirksgericht gehört und da die Zuſtändigkeit des Gewerbegerichtes gemäß 
§ 3, Abſatz 2, dieſes Geſetzes die Zuſtändigkeit der politiſchen Behörden aus⸗ 


ſpricht die angefochtene Entſcheidung, welchef die Kompetenz der Gewerbe⸗ 


behörden für dieſen Fall negiert hat, dem Geſetze; es mußte daher die Be⸗ 


ſchwerde als unbegründet abgewieſen werden.“ N | 


Noch ärger in ihren Konſequenzen war eine Entſcheidung des 


mal über die recht ſeltſame Frage zu entſcheiden, ob ſtreikende Arbeiten 
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ſchließt und davon unter keinen Umſtänden gine Ausnahme zuläßt, jo ent⸗ 
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hg zur Wiederaufnahme der Arbeit. er werden können. 
Nach & 354 der Exekutionsordnung kann nämlich „der Anſpruch auf 
eine Handlung, die durch einen Dritten nicht vorgenommen werden 
kann und deren Vornahme ausſchließlich vom Willen des Ver— 
Bi pflichteten abhängt“, durch Haft bis zu ſechs Monaten gegen den Ver⸗ 
. pflichteten vollſtreckt werden. Geſtützt auf dieſe Beſtimmung, ſtellte ein 
Fabriksbeſitzer gegen ſeine ſtreikenden Arbeiter, die durch gerichtliche 

ö Erkenntnis zur Leiſtung der Arbeit bis zum 24. Juni 1908 verurteilt 
= worden waren, beim Bezirksgericht Windiſchgarſten den Antrag, die 
Arbeiter bei Androhung der Haft zur Rückkehr in die Arbeit zu ver⸗ 
halten. Das Bezirksgericht wies den Antrag ab. Das Kreisgericht Steyr 
ar Berufungsgericht hob jedoch dieje Entſcheidung auf und erkannte 

im Sinne des Klagebegehrens. In der Begründung wurde aus Der 
nien des § 85 G.⸗O. abgeleitet, daß es ſich darum handle, „die 
perſönliche, daher nicht vertretbare Rückkehr des Arbeiters zu er⸗ 
zwingen“; eine Vertretung ſei ausgeſchloſſen, da der Unternehmer tat- 
ſächlich keine Arbeiter finde, ſolange er boykottiert ſei; er könne auch 
nicht verhalten werden, dem Erſatzmann einen exorbitant hohen Lohn. 

zu zahlen. Soll alſo das erfloſſene Urteil überhaupt vollſtreckbar ſein, 
ſo müſſe der Verpflichtete durch geeignete Zwangsmittel, die ſich dem 
Antrag des betreibenden Gläubigers anzuſchließen haben, verhalten 
3 ſeinen urteilsmäßigen Verpflichtungen nachzukommen. Die 
dagegen eingebrachte Reviſion wurde vom Oberſten Gerichtshof ver⸗ 

3 worfen, der damit gleichzeitig feſtſtellte, daß Arbeiter, die ohne Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt in Streik treten, durch Haft⸗ 
. androhung zur Rückkehr in die Arbeit gezwungen werden können. 
Be; Dieſe Entſcheidung fand nicht nur in Arbeiterkreiſen, ſondern auch 
bei Juriſten Widerſpruch, denn ſie war mit der Beſtimmung des § 354 
er Exekutionsordnung kaum in Einklang zu bringen. Danach ſoll 
122 nämlich nur jener „Anſpruch auf eine Handlung, die durch einen 
Dritten nicht vorgenommen werden kann, und deren Vornahme aus⸗ 
ſchließlich vom Willen des Verpflichteten abhängt“, durch Saft bis zu 
ſechs Monaten gegen den Verpflichteten vollſtreckt werden. Die an⸗ 
gedrohte Zwangsvollſtreckung bezieht ſich alſo ausſchließlich auf einen 
Anſpruch⸗ der nicht durch einen Dritten für den urſprünglich Verpflich⸗ 

. teten vollzogen werden kann, was nun gewiß von einer durch Streik 
5 ochenen Arbeit nicht behauptet werden kann, die ohne Zweifel 
auch von anderen als den verpflichteten Arbeitern fortgeſetzt werden 
kann. Dabei iſt die Behauptung des Unternehmers, er könne keine 
* anderen Arbeiter bekommen, ebenſo wenig von Belang, wie etwa eine 
3 zu Recht beſtehende Schuld durch die Ausrede, man bekomme zum 
5 kein Geld, nicht in ihrem Beſtande beeinträchtigt werden kann. 
Davon abgeſehen, bedeutete eine derartige Auffaſſung für den Arbeiter 
5 bie Proklamation eines brutalen Rechtes. Es gibt Lohnkämpfe, bei 
denen ſich nun einmal die Verletzung der Vertragspflicht nicht ver⸗ 
meiden läßt, wie das beſonders bei Abwehrkämpfen, die den Arbeitern 
aufgezwungen werden, begreiflicherweiſe der Fall ſein kann. Schließlich 
* iſt jeder Lohnkampf einem wirtſchaftlichen Krieg gleichzuhalten, wo, 
wie im Kriege überhaupt, den Geſetzen der Moral . die ent⸗ 
5 . 5 | | | 
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= Vedder tens werter weiße hatte eben derselbe Obe 8 
hof vorher in einem konkreten Falle bei einem vor Ablauf der be 4 
dungenen Vertragsfriſt begonnenen Streik zivilrechtlich die ſolidariſche e 
Haftung der Arbeiter für den dem Unternehmer durch den Streik zuge- 
fügten Schaden ausgeſprochen. Nun ging er noch einen bedeutenden 
Schritt weiter und ſprach aus, daß die ſtreikenden Arbeiter eventuell 
zwangsweiſe zur Arbeit verhalten werden können. Praktiſch war die 
Entſcheidung ſicherlich ohne Bedeutung. Denn in Wirklichkeit dürfte es 
ſich gewiß jeder Unternehmer überlegen, ſich eine ſolche Aan eee 
leiſten zu laſſen, die für ihn ſicherlich nicht gerade rentabel ſein würds. 
Allein es iſt bezeichnend für den Rechtszuſtand, der ſich unter der wach⸗ 
ſenden Beeinfluſſung durch die Arbeitgeberverbände herausbildete, 8 a 
unſere Rechtſprechung Schritt für Schritt ſich den aller Sozialpolitik 
hohnſprechenden Wünſchen der Unternehmer näherte. Das Koalitions⸗ 
recht, das den Streik als geſetzlich zuläſſig. erklärt, ward hier mit 
einem Federſtrich beſeitigt, indem man dem Arbeiter bei daft. a 
androhung zum Streikbruch, alſo zu einer längſt als unehrentaft an⸗ 
erkannten Handlung 3u An ſich vermaß. | | 
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Die vorangeführten Tatſachen rechtfertigten vollauf die Bedenken, = 
die auch von bürgerlicher Seite gegen die Beſtrafung des Kontrakt? 
bruches gehegt wurden. Dr. van der Borght faßte fie prinzipiell in Be, 
ſeinem Buche über Sozialpolitik wie folgt zuſammen: Ve 

1. Daß eine Klaſſe der Bevölkerung für Handlungen beſtraft 
werden ſoll, die — wenn ſie von anderen Klaſſen vorgenommen 
werden — ſtraflos bleiben; denn im Verkehrsleben kommen auch ſonſt 2 
(namentlich bei Lieferungsverträgen uſw.) zahlreiche Vertragsbrüche EM 
mit dem Effekt der Vermögensbeſchädigung, auch der Abſicht einer 
ſolchen, vor, die nicht beſtraft werden: Eine ſolche Ausnahmsregel ee 
ſtehe im Widerſpruch mit der Idee des Rechtsſtaates, der gleiches Recht = a 
für alle fordere; Eur als sold Erbitterung unter den Arbeitern her⸗ Er 
or! T N 

2. Die eigentliche Natur des Abels ber rage zwiſchen 8 Lohn. "37 
arbeiter und dem großen Unternehmer, welcher tatſächlich in vielen a 
Fällen nicht den Charakter eines freien Vertrages habe, ſondern mn 
welchem die Arbeiter häufig wider Wunſch und Willen ſich Arbeits 
bedingungen fügen, weil ſie in ihrer Notlage ſelbe akzeptieren müſſen, 
die aber zu halten ſie eben deshalb ſich moraliſch nicht verpflichtet te 
fühlen. Die Zwangslage der Arbeiter, die Unfreiwilligkeit ihrer 
Handlung beim Abſchluß des Vertrages erfordere vom Standpunkt der 
Humanität und Gerechtigkeit eine andere Würdigung des Vertrags⸗ en 
bruches wie bei anderen, ganz auf dem freien Willen der Kontrahenten. 
beruhenden Verträgen und die Freilaſſung des „vertragsbrüchigen“ er 
Arbeiters von Strafe um jo mehr, als die Beſtrafung des Kontraft- 5 
bruches die ohnedies ſchon vorhandene Übermacht des Unternehmers Be 
als Kontrahenten noch erhöhen würde. Er 

3. Es kann bei einem Kontraktbruche dem Unternehmer auch bein . 
Vermögensſchaden zugefügt werden. Träte in dieſem Falle eine Be⸗ — 
ſtrafung ein, ſo 1 ſie, obgleich gar Fe I Se 8 


- - er . N 5 5 


2 


DEE 5 47 


belkin se a man aber die Beſtmafung nur eintreten laſſen, 

wenn in jedem konkreten Falle eine Vermögensſchädigung nachgewieſen N 
de, jo würde durch eine ſolche Regelung das Strafverfahren wegen 
Baer Schwierigkeit des Nachweiſes dieſer Vorausſetzung ſo kompliziert 
3 werden, daß in vielen Fällen die Durchführung der geſetzlichen B:- 
ſtimmungen kaum möglich ſein würde 


2 04 Damit eine Rechtsgleichheit für Unternehmer und Arbeiter 
a beim Kontraktbruch geſchaffen werde, müßte die Strafe nicht Geld⸗ 
| 2 Strafe oder Haft, ſondern nur Haft fein, da andernfalls die Strafe 
. E- regelmäßig für Arbeitgeber eine Geldſtrafe, für Arbeiter aber, welche 
die Geldſtrafe nicht zahlen können, eine Freiheitsſtrafe ſein würde, 
Ferner müßte die Beſtrafung davon abhängig gemacht werden, daß die 
Kündigungsfriſten im Arbeitsvertrage für beide Teile dieſelben ſeien, 
Pr; jedenfalls die den Arbeitern in der Arbeitsordnung auferlegte Kündi⸗ 
gungsfriſt nicht weſentlich von der Der’ ne differiere. Beide 
b Loynſeguenzen ſeien aber an ſich bedenklich. . 


5 5. Die Gefahr, daß. die Beſtrafung des Kontraktbruches bei der 
zunehmenden Organiſation der Arbeiter zu einer Beſeitigung der doch 
: ſehr ſtarken Verkürzung der Kündigungsfriſt. führen würde. 


6 Die Tatſache, daß bei maſſenhaften Kontraktbrüchen, an denen 
g Sunderte oder gar Tauſende von Arbeitern beteiligt ſind, die In⸗ 
| 1 der Verurteilten ee unmöglich ſei. . 


5 


8 Das Arbeitsbuch. 


1155 die Natur des Arbeitsbuches als eines Serrihaftsinftrne 
mentes der Unternehmer waren die Akten allenthalben geſchloſſen; 
nichtsdeſtoweniger wußten die Scharfmacher ihren Einfluß zugunſten 
3 der Beibehaltung dieſes Steckbriefes für die Arbeiter immer wieder 
geltend zu machen. Der von den Unternehmern angeſtrebte Zweck, über 
en Arbeiter umfaſſende Auskunft zu erhalten, wurde natürlich nicht 
erreicht, konnte nicht erreicht werden, weil das Buch nur neutrale An⸗ 
gaben enthalten und gewechſelt werden durfte. Um ſo mehr diente es 
zur Einſchränkung der Freizügigkeit und des Koalitionsrechtes der 
Arbeiter. Die Unternehmer hielten die Bücher der Streikenden zurück, 
38 daß dieſe nicht anderweitig Arbeit nehmen konnten. Das taten die⸗ 
8 ſelben Unternehmer, die jo oft Arbeiter, welche von ihrem Koalitions— 
4 vechte Gebrauch machten, als entlaſſen erklärten. Der Kontraktbruch 
der Arbeiter ſollte zuläſſig ſein, wenn es den Unternehmern ein 
E Vorteil dünkte, Streikende loszuwerden; in dieſem Falle wurden 
5 die Arbeitsbücher bei der Gewerbebehörde hinterlegt. Im anderen 
= Falle hielten die Unternehmer das Buch zurück und belangten den 

Arbeiter wegen Kontraktbruches. Der Mißbrauch mit den Arbeits⸗ 
büchern durch die Unternehmer wurde ſchließlich ſo arg, daß ſich die 
Regierung zu einer Erklärung veranlaßt ſah. Dieſe Erklärung fiel 
ganz nach Wunſch der Unternehmer aus. Sie wurde vom Oberſten 
Gerichtshof abgegeben, der am 9. November 1904 infolge Er⸗ 
ſuchens des Juſtizminiſteriums ein „Gutachten“ über die Frage beſchloß, 
was mit den e zu geſchehen habe, die entlaſſene . aus⸗ 


48 
getretene Arbeiter beim Arbeitgeber zurücklaſſen. Der benannte Ge⸗ 


richtshof äußerte ſich dahin: Sr 
Der Arbeitgeber iſt bei ordnung? m Löſung nicht ver⸗ 


pflichtet, das Arbeitsbuch weiter aufzubewahren, ſondern er könne es 


bei einem Dritten — der Gemeindebehörde, der Gewerbebehörde — 


oder nach § 1425 a. b. G.⸗B. bei Gericht erlegen. Dieſes Gutachten 


wurde im Verordnungsblatte des Juſtizminiſteriums vom 6. De 


zember 1904, S. 321 ff., veröffentlicht. Damit war die in der Praxis 
wiederholt aufgetauchte und von den Gewerbegerichten verſchieden be⸗ 
antwortete Frage unentſchieden gelaſſen, welche Grundſätze für den Fall 
nicht ordnungsmäßiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes, alſo nament⸗ 
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lich dann zu gelten haben, wenn Hilfsarbeiter ohne Kündigung die 


Arbeit verlaſſen. Das Juſtizminiſterium erſuchte deshalb den erſten 


Präfidenten des Oberſten Gerichtshofes in Gemäßheit des & 16 f. des & 


nit 


— 
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kaiſerl. Patentes vom 7. Auguſt 1850, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 325, einem Plenar⸗ 
ſenate die Frage vorzulegen, ob das Gutachten des Oberſten Gerichts⸗ a 


hofes auch für den Fall gelten ſollte, daß das Arbeitsverhältnis auf 


nicht ordnungsmäßigem Wege gelöſt wurde. Laut Note des Präſi⸗ 5 


denten des bezeichneten Gerichtshofes vom 2. Mai 1910, Z. 633/9, nn 
der Oberſte Gerichtshof in einem Plenarſenate vom 26. April 1910 
nachſtehendes Gutachten erſtattet: 


„Die in § 80 c Gewerbeordnung angeordnete Aufbewahrung des A 


beitsbuches beim Gewerbeinhaber dient gleichmäßig den rechtlichen Inter⸗ 
eſſen des Arbeitgebers, des Arbeiters und der öffentlichen ae Zu⸗ 


gunſten des Arbeitgebers ſoll hierdurch unter anderm vermöge der Veſtim⸗ 


mung des § 79, Al. 2, G.⸗O. das Arbeitsverhältnis geſichert werden, da ein 
anderer Gewerbeinhaber den Arbeiter ohne Ausweis nicht in Verwendung 
nehmen darf; dem Intereſſe des Arbeiters dienen die beim Gewerbeinhaber 


aufbewahrten Arbeitsbücher als Grundlage der Kontrollakte und Anordnungen 


öffentlicher Fürſorge ſeitens der Gewerbebehörden und Gewerbeinſpektoen; 


auf das Intereſſe der öffentlichen Verwaltung verweiſt $ 80 c Gewerbe⸗ 


ordnung durch die Anordnung, „daß der Gewerbeinhaber verpflichtet ſei, das 


Buch auf amtliches Verlangen vorzulegen“. Die zeitliche Begrenzung der 


Aufbewahrung regelt § 80 c, indem er als Anfang derſelben den Eintritt 


in das Arbeitsverhältnis und als Ende die ordnungsmäßige Löſung des Ar⸗ A 2 
beitsverhältniſſes bezeichnet. Damit erſcheint angeordnet, daß zwiſchen dieſen i 


beiden Zeitpunkten die Aufbewahrung anzudauern habe. Damit iſt zugleich 


entſchieden, daß, wenn der Arbeiter die Arbeit ohne geſetzlich zuläſſigen Grund 


verläßt (ſogenannte nicht ordnungsmäßige Löſung des Arbeitsverhältniffes), 5 


demſelben ein Recht auf ſofortige Ausfolgung des Buches nicht zuſteht. Sein 


Vorgehen beinhaltet eine Rechtsverletzung. Durch dieſe kann das Arbeitsver⸗ 


hältnis rechtlich nicht aufgehoben werden, der Arbeitsvertrag dauert fort und 
mit ihm die geſetzlich angeordnete Aufbewahrung des Arbeitsbuches beim 
Gewerbeinhaber. Vom Standpunkte des Arbeitgebers iſt dieſe — 
Aufbewahrung ein ihm zuſtehendes Recht und eine ihm im Hinblicke auf die 
öffentliche Verwaltung obliegende Pflicht. Es geht allerdinas nicht an, das 


Recht des Arbeitgebers als ein Retentionsrecht im techniſchen Sinne aufzu- | 


faſſen. Schon deswegen nicht, weil es als ſolches von der Gewerbeordnung 
nicht gekennzeichnet iſt, das bürgerliche Recht laut § 471 a. b. G.⸗B. das 
Retentionsrecht allgemein ausſchließt, das Handelsrecht aber laut der Ar⸗ 
tikel 313 bis 316 H.⸗G.⸗B. dasſelbe nur unter Bedingungen zuläßt, die me 
im Rechtsverhältniſf e zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter kaum jemals verwirk⸗ 
lichen können. Außerdem aber aus dem Grunde, weil das Retentionsrecht zu 
ſeiner begrifflichen Vorausſetzung hat, daß derjenige, gegen welchen retiniert 


17 5 


werden ſoll, an ſich einen Anſpruch auf ſofortige Ausfolgung der Sache 8 


beziehungsweiſe auf ſofortige Ausführung der Leiſtung habe, welche als 


Objekte der Meteo EEE werden ER Das er ar ur ne So 
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* weil beim rechtlichen Fortbeſtande des Arbeitsvertrages der Arbeiter vermöge 
der Vorſchrift des § 800 G.⸗O. ein Recht auf Rückſtellung des Arbeitsbuches 
nicht beſitzt. Die Fortdauer der Aufbewahrung iſt demnach lediglich ein Ay 

krollar des rechtlich fortdauernden Arbeitsverhältniſſes. Damit iſt zugleich die 


rechtliche Grundlage für die Beantwortung der Frage gegeben, wann in der 
Jaolge die Aufbewahrung ihr Ende zu nehmen habe. Denn daß fie nicht in 
Aunbeſchränkter Zeit fortdauern könne, ergibt ſich aus der wirtſchaftlichen und 
rechtlichen Natur des Arbeitsverhältniſſes, welches auf prompte faktiſche Aus⸗ 
Re: übung angelegt it, insbeſondere aber aus dem unabweislichen Intereſſe des 
Arbeiters, welches ſeine länger währende Behinderung in der Arbeitsbetäti⸗ 
gung geradezu ausſchließt. Nachdem das Arbeitsverhaltnis durch den Ver⸗ 
ttragsbruch des Arbeiters faktiſch aufgehört hat, nimmt in der Folge die Auf⸗ 


bewahrung des Arbeitsbuches beim Gewerbeinhaber ihr Ende, ſobald die 

rechtliche Löſung des Arbeitsverhältniſſes hinzutritt. Das kann in mannig⸗ 

faltiger Weiſe vor ſich gehen. Vor allem dann, wenn der Arbeitgeber aus⸗ 
g drücklich oder ſtillſchweigend in die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes willigt, 
denn von dieſem Zeitpunkte an hört der Arbeitsvertrag vermöge der Willens⸗ 
übereinſtimmung der beiden Teile zu beſtehen auf und es fehlt nunmehr jeder 
Rechtsgrund für die Zurückbehaltung des Arbeitsbuches. Als ſtillſchweigende 
Einwilligung wird insbeſondere die anſtandsloſe Rückſtellung des Buches an 
den Arbeiter anzuſehen ſein. Dann komant der Ablauf der geſetzlichen (even⸗ 
tuell vertragsmäßigen) Kündigungsfriſt (8 77 G.⸗O.) in Betracht. Es iſt mehr⸗ 
fach die Rechtsanſchauung geäußert worden, daß in der rechtlich unwirkſamen, 
kuündigungsloſen Verlaſſung des Dienſtes ſtillſchweigend eine rechtlich wirk⸗ 
ſäame Kündigung enthalten iſt. Der Arbeiter, der erklärt, daß er ſofort aus⸗ 
trete, der habe damit zugleich die Erklärung abgegeben, daß er die Arbeit 
über die Kündigungsfriſt hinaus nicht fortſetzen wolle und daher, falls ſeine 
ſofortige Verlaſſung des Dienſtes nicht ſtatthaft ſein ſollte, kündige. Dieſer 
Rechtsanſchauung kann nur mit einer erheblichen Einſchränkung beigepflichtet 
werden. Wenn der Arbeitgeber innerhalb der Kündigungsfriſt von dem Rechte 
des $ 85 G.⸗O. Gebrauch macht und den Antrag, den Arbeiter zur Rückkehr 
in die Arbeit zu verhalten, ſtellt, dann kommt dem Ablaufe der Kündigungs⸗ 
friſt keine Bedeutung zu. Denn das Recht auf Einhaltung der Kündigungs⸗ 
friſt bedeutet das Recht, daß innerhalb einer der Kündigungsfriſt ent⸗ 
ſßprechenden Zeit die Arbeit fortgeſetzt werde. Es iſt alſo dieſem Rechte 
nicht entſprochen, wenn vom Tage der Austrittserklärung, die die ſupponierte 
Kündigungserklärung in ſich ſchloß, die der Kündigungsfriſt entſprechende 
Anzahl von Tagen verlaufen iſt, ohne daß während derſelben die Arbeit fort— 
geſetzt wurde. Dem rechtzeitig geſtellten Antrage wird ſonach auch nach Ab⸗ 
lauf der Kündigungsfriſt zu entſprechen fein, ſonſt wäre die Befugnis des 
S8 ß eine illuſoriſche. Die Vollſtreckung wird auf jo viele Tage gehen, als der 
Arbeiter nach dem geltenden Kündigungsrechte mit dem Arbeiten im Rück⸗ 
ſtande blieb. Nur wenn vom Arbeitgeber innerhalb der Kündigungsfriſt der 
Antrag nach § 85 nicht geſtellt worden iſt, erlangt das Vertragsverhältnis 
infolge der hierdurch zutage getretenen Willensübereinſtimmung des Arbeit⸗ 
gebers mit dem Ablaufe jener Zeit ſein Ende. f 


| Für das im § 77 i. f. Gewerbeordnung gedachte Arbeitsverhältnis 
gegen Stücklohn und im Akkord kommt zunächſt ein anderes in Betracht. Die 
Vertragswidrigkeit beſteht hier darin, daß der Arbeiter ausgetreten iſt, ohne 
vorher „die übernommene Arbeit ordnungsmäßig beendet zu haben“. Daraus 
ergibt ſich, daß, wenn die Arbeit in der Folge von dieſem Arbeiter oder auch 
von irgend wem anderen tatſächlich ausgeführt worden iſt, von einer Fort⸗ 
dauer des Arbeitsvertrages nicht mehr geſprochen werden könne. Aber auch 
dann trifft dies zu, wenn die Ausführung dieſer Arbeit in der Folge unmög⸗ 
lich wird ($ 1447 a. b. G.⸗B.), zum Beiſpiel wenn der Arbeitgeber das Halbe 
fuabrikat beſeitigt oder anderweitig verwendet hat und dergleichen. Schließlich 
wird man auch in dieſem Arbeitsverhältniſſe dem Ablaufe der Kündigungs⸗ 
friſt — mit der obgedachten Einſchränkung — vertragsaufhebende Bedeutung 
beimeſſen müſſen, weil dieſe Friſt normalerweiſe ein Mehr darſtellt gegen⸗ 
über der zur Vollendung der übernommenen Arbeit erforderlichen Zeit, jo 
daß der Vertrag, der bei erforderlichen Kündigung nun aufhören würde, um 
ſo gewiſſer aufhört, wo nicht Kündigung, ſondern nur Arbeitsbeendigung hab 
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geſchrieben iſt. Denn es iſt anzunehmen, daß der Gewerbsmann, welcher nicht 


innerhalb der Kündigungsfriſt auf zwangsweiſe Ausführung der begonnenen 


Arbeit dringt, auf ſpäteren Zwang in dieſer Richtung verzichtet habe (8 1444 


a. b. G.⸗B.). Es geht nicht an, wegen Nichtvollendung einer angefangenen 
Arbeit, zum Beiſpiel einer Möbelgarnitur, einer Partie Garne oder Leder⸗ 
taſchen, das vertragsmäßige Arbeitsverhältnis Monate oder Jahre hindurch 
fortdauern zu laſſen, bis ſich der ausgetretene Arbeiter ſchließlich doch dazu 
verſteht, die Arbeit zu vollenden und konſequent ebenſo lange die Auf⸗ 
bewahrung des Arbeitsbuches beim Arbeitgeber fortdauern zu laſſen. Was 
aber ſpeziell das in der Frageſtellung berührte, vom § 85 der Gewerbeordnung 


dem Arbeitgeber eingeräumte Recht, „den Hilfsarbeiter durch die Behörde 


zur Rückkehr in die Arbeit für die noch fehlende Zeit zu verhalten“, an⸗ 
belangt, ſo muß darauf verwieſen werden, daß das Geſetz hier dieſes Recht 
des Arbeitgebers zeitlich nicht beſchränkt hat. Es iſt nicht angeordnet, daß 
er dieſes Recht nur ſofort oder nur innerhalb einer beſtimmten kurzen Zeit 
nach dem Verlaſſen der Arbeit ausüben könne. Demzufolge fehlt es zunächſt 
in Anſehung der Vorausſetzung, „wenn der Arbeitgeber von dem Rechte des 
§ 85 der Gewerbeordnung keinen Gebrauch macht“, an der zeitlichen Be⸗ 
ſtimmtheit, in welchem Zeitpunkte nämlich man jagen könne, es habe der 
Arbeitgeber vom § 85 der Gewerbeordnung keinen Gebrauch gemacht. Nach 
den vorſtehenden Ausführungen erledigt ſich dieſe Frage dahin, daß, inſo⸗ 
lange zur faktiſchen Löſung des Arbeitsverhältniſſes nicht die rechtliche Löſung 
des Arbeitsvertrages hinzugetreten iſt, der Arbeitgeber von dem rechtlichen 
Zwange des § 85 Gebrauch machen kann, daher auch bis zu dieſem Zeit⸗ 


punkte Recht und Pflicht zur Aufbewahrung des Arbeitsbuches keine Andeß 


kung erfahren. Aus jenen Ausführungen ergibt ſich aber zugleich, daß, ſo⸗ 
bald in der einen oder anderen Weiſe das Vertragsverhältnis ſein Ende 
erreicht hat, in Anſehung der Verpflichtung des Arbeitgebers, dem Arbeiter 
das Buch zurückzuſtellen, eben dasſelbe gilt, was in dem Plenarbeſchluſſe 
vom 9. November 1904 für den Fall der ordnungsmäßigen Löſung des Ar⸗ 
beitsberhältniſſes ausgeſprochen worden iſt. Die vorgelegte Rechtsfrage be⸗ 
antwortet ſich demnach, wie folgt: 


1. Der Inhalt des die Ausfolgung des Arbeitsbuches an den Arbeiter 
bei ordnungsmäßiger Löſung des Arbeitsverhältniſſes betreffenden 
Pleniſſimarbeſchluſſes vom 9. November 1904, Präſ. 162, gilt auch in dem 
[Falle, wenn der Arbeiter ohme geſetzlich zuläſſigen Grund die Arbeit ver⸗ 
läßt, ſobald die rechtliche Aufhebung des Arbeitsvertrages — insbeſondere 


mittels Einverſtändniſſes des Arbeitgebers, Ablaufes der Kündigungsfriſt, 


ohne daß der Arbeitgeber innerhalb derſelben einen Antrag auf zwangs⸗ 
weiſe Rückkehr in die Arbeit nach § 85 der Gewerbeordnung eingebracht hätte, 


Ausführung der Akkordarbeit oder Eintrittes der Unmöglichkeit derſelben — B 


hinzugetreten iſt. | 


\ 
2. Bis zu dieſem Zeitpunkte bleiben das Recht und die Verpflichtung 
des Arbeitgebers zur Aufbewahrung des Arbeitsbuches (§ 80 c der Gewerbe⸗ 
ordnung) unverändert.“ | 


Der ſchroff arbeiterfeindliche Standpunkt des Oberſten Gerichts⸗ | 


hofes erfuhr ſpäter durch die Entſcheidung desſelben Gerichtshofes 


vom 6. Juli 1909, Rv. III, 121/9 (Abänderung der Entſcheidung des 8 


Oberſten Gerichtshofes vom 5. Februar 1907, Nr. 17.228, Glaſer⸗-Unger 


N. F. 1753) eine kleine Milderung inſoferne, als die Zurückhaltung 


des Arbeitsbuches bei vorzeitigem Austritte des Arbeiters zeitlich be⸗ 


ſchränkt und deſſen Entſchädigungsanſpruch formuliert wurde. Danach 


galten hinſichtlich der 88 80 c 80 f und 85 der Gewerbeordnung folgende 


1 
5 


Grundſätze: 1 


1. Bei vorzeitigem Austritte des Arbeiters iſt der Arbeitgebern 


berechtigt, das Arbeitsbuch bis zum Ablauf der v 
geſetzlichen Kündigungsfriſt zurückzuhalten. 


ertragsmäßigen oder 


“ - N 8 7. 5 

„ 
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Nach Ablauf dieſer Friſt iſt der Arbeitgeber zur Aushändigung 
ü des Arbeitsbuches verpflichtet und darf das Arbeitsbuch auch nicht 
mehr an die Gewerbebehörde zum Zwecke ⸗ des . derſelben 
nach 8 85 G.⸗O. übermitteln. 


| . e Zurückhaltung des Arbeitsbuches nach Ablauf der Kündi⸗ 
gungsfriſt hat der Arbeitgeber dem Arbeiter den demſelben in der Zeit 
vom Ende der Kündigungsfriſt bis zur Aushändigung des Arbeits⸗ 
buches entgangenen Verdienſt zu erſetzen. Nur die auf dieſe Zeit ent⸗ 
fallenden Werktage ſind in Rechnung zu ziehen. Der Arbeiter hat den 
Kauſalzuſammenhang zwiſchen der Zurückhaltung des Arbeitsbuches 
und ſeinem Verdienſtentgang nicht zu beweiſen. 


Dieſer Entſchließung lag folgender Tatbeſtand, der im Beate 
„Volksfreund“ vom 29. Oktober 1909 von Dr. Viktor Haas mitgeteilt 
8 zugunde: 


: „Der Kläger A war bei dem Beklagten B als Tiſchlergehilfe gegen 
® Aktordlohn beſchäftigt. Über die Kündigungsfriſt war keine Vereinbarung 
getroffen worden. Bei übergabe einer Arbeit an den Kläger A erklärte der⸗ 
ſelbe, für den ihm von B angebotenen Akkordſatz nicht arbeiten zu können. 
Da B den Akkordſatz, der von Sachverſtändigen im Zuge des Beweisver⸗ 
fahrens als angemeſſen bezeichnet wurde, nicht erhöhte, verließ A am 55 Ok⸗ 
tober 1908 ohne Kündigung die Arbeit und verlangte jein Arbeitsbuch. B ver⸗ 
weigerte die Aushändigung des Arbeitsbuches an A und ſandte am 20. Ok⸗ 
tober 1908 das Arbeitsbuch des A an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in W. 
mit der Anzeige, daß A die Arbeit unbefugt verlaſſen habe. Die k. k. Ber 
Zirkshauptmannſchaft in W. ſtellte dem B das Arbeitsbuch des A mit dem 
Bemerken zurück, B möge ſeine eventuellen Anſprüche gerichtlich geltend 
machen. Am 29. Oktober 1908 überreichte B neuerlich das Arbeitsbuch des A 
bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in W. mit der Bitte, den A zur Rück⸗ 
kehr in die Arbeit gemäß § 85 G.⸗O. zu verhalten. A überreichte am 17. Ok⸗ 
tober 1908 beim k. k. Bezirksgerichte in Königsberg (Schleſien) die Klage auf 
3 Aushändigung des Arbeitsbuches und Zahlung von 4 K täglich ſeit dem 
13. Oktober 1908 bis zum Tage der Aushändigung des Arbeitsbuches. Das 
Arbeitsbuch blieb bei der Gewerbebehörde in W. und wurde am 8. Dezember 
1908 5 B behoben und dem A ausgehändigt. 

* 1. Mit Urteil des k. k. Bezirksgerichtes in Königsberg vom 8. De⸗ 
Ziember 1908, C. V. 115/8, wurde das Klagebegehren koſtenpflichtig ab⸗ 
gewieſen. — Aus den Gründen: Der Kläger A war mangels eines geſetz⸗ 
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lichen Grundes zur vorzeitigen Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes nicht be⸗ 
rechtigt. Die Löſung des Arbeitsverhältniſſes war daher nicht ordnungs⸗ 
* mäßig. Der Beklagte B war nur bei ordnungsmäßiger Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes zur Aushändigung des Arbeitsbuches verpflichtet. (§S 80 c G.⸗O.) 
Der Beklagte war zum Einſchreiten bei der Gewerbebehörde berechtigt ($ 85 
&.-9.); der Umſtand, daß er mit dieſem Einſchreiten einige Tage zuwartete, 
kann ihm nicht zum Verſchulden angerechnet werden; es war vielmehr Sache 
der Gewerbebehörde, das Verfahren zu beſchleunigen, um die raſche Ausr 
händigung des Arbeitsbuches an A zu ermöglichen. 

2 2. Das k. k. Landesgericht in Troppau hat in teilweiſer Abände⸗ 
rung des Urteils der I. Inſtanz mit Urteil vom 6. Februar 1909, Be. I, 6/9, 
dem Kläger A den Betrag von 144 K als Entſchädigung für die auf die Zeit 
N vom 27. Oktober bis zum 8. Dezember 1908 entfallenden 36 Arbeitstage zu⸗ 
* erkannt. (Da das Arbeitsbuch am 8. Dezember 1908 dem A ausgehändigt 
worden war, wurde in der Berufungsſchrift das Klagebegehren auf den An⸗ 
ſbvruch auf Zahlung von 4 K täglich vom 13. Oktober bis zum 8. Dezember 
1908 eingeſchränkt.) Mit den Begehren auf Erſatz des Verdienſtentganges 
3 N vom Tage des Austrittes bis zum Ablaufe der 14tägigen Kündigungsfriſt 
wurde Kläger abgewieſen. — Aus den Gründen: Die Auflöſung des Arbeits⸗ 
3 erhebe . des 1 8 A war nicht ordnungsmäßig; der er 
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B war daher erſt nach Ablauf der geſetzlichen 14tägigen Kündigungsfriſt, das 
iſt am 26. Oktober 1908, zur Aushändigung des Arbeitsbuches verpflichtet. 
Mit der Aushändigung des Arbeitsbuches vor Ablauf dieſer Friſt hätte dern 
Beklagte das Recht verwirkt, die Fortdauer des Arbeitsverhältniſſes und die 
Rückkehr des Klägers in die Arbeit zu erzwingen beziehungsweiſe den Erſatz 
des ihm durch den Vertragsbruch des Klägers erwachſenen Schadens geltend 
zu machen; denn dem Beklagten könnte gerechtfertigterweiſe eingewendet 
werden, daß er durch die Aushändigung des Arbeitsbuches der Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes nachträglich zugeſtimmt habe. Nach Ablauf der Kündi⸗ 
gungsfriſt lag für den Beklagten kein Grund vor, das Arbeitsbuch dem Kläger 
vorzuenthalten; der Beklagte durfte nach Ablauf dieſer Friſt das Arbeitsbuch 
auch nicht mehr an die Gewerbebehörde einſenden. Dem Beklagten fällt daher 
ein Verſchulden zur Laſt, wenn er durch die übergabe des Arbeitsbuches an 
die Gewerbebehörde nach Ablauf der Kündigungsfriſt die Rückſtellung des 
Arbeitsbuches an den Kläger unmöglich machte. Der Kläger konnte ohne 
Arbeitsbuch anderwärts nicht in Arbeit treten — den Gegenbeweis, daß 
Kläger ohne Arbeitsbuch Arbeit fand, hat Beklagter nicht geführt. Der Be⸗ 
klagte iſt daher verpflichtet, dem Kläger denjenigen Verdienſt zu erſetzen, 
der ihm vom Ablaufe der Kündigungsfriſt (26. Oktober 1908) bis zum Tage 
der Aushändigung des Arbeitsbuches (8. Dezember 1908), das iſt für 36 Ar⸗ 
beitstage, entgangen it. (§8 80 c, 85, 80 g G.⸗O.) 0 


3. Der k. k. Oberſte Gerichtshof hat mit Urteil vom 6. Juli 
1909, Rv. III, 121/9, die vom Kläger und vom Beklagten eingebrachten e⸗ 
viſionen verworfen und das Urteil der II. Inſtanz beſtätigt. — Aus den 
Gründen: Seitens beider Parteien wird die Reviſion aus dem Grunde der 
Z. 4 des § 503 Z.⸗P.⸗O. begehrt. Keiner der beiden Reviſionen kann Ber 
rechtigung zugebilligt werden. Mit Recht hat das Berufungsgericht den kläge⸗ N 
riſchen Anſpruch auf Zahlung von 4 K täglich als Schadenerſatz für die 
Arbeitstage innerhalb der der Kündigungsfriſt gleichkommenden lAtägigen 
Friſt nach dem am 13. Oktober 1908 erfolgten Verlaſſen der Arbeit ſeitenss 
des Klägers nicht anerkannt, weil der Kläger die Arbeit ohne Kündigung und 
ohne geſetzlichen Grund verließ, ſohin unrechtmäßigerweiſe das Arbeits 
verhältnis einſeitig löſte und ſo eines Vertragsbruches ſich ſchuldig machte, a 
welcher den Beklagten als Gewerbeinhaber nach § 85 G.-O. berechtigte, in - 
der zur Kündigung verabredeten oder vom Geſetze beſtimmten Zeit bei der 
Behörde ſeinen Anſpruch auf Verhaltung des Klägers zur Rückkehr in die 
Arbeit geltend zu machen. Der vorgedachte Anſpruch des Klägers könnte nur 
dann als berechtigt angeſehen werden, wenn der Beklagte der ſofortigen e 
Löſung des Arbeitsverhältniſſes zugeſtimmt und nichtsdeſtoweniger die Aus⸗ . 
folgung des Arbeitsbuches verweigert hätte. Daß dies aber nicht der Fall 
war, wurde von den Untergerichten entſprechend dargelegt. Dagegen iſt dem 
klägeriſchen Anſpruche, inſoweit dieſer in der Berufungsinſtanz Berückſich! 
tigung gefunden hat, Berechtigung nicht abzuſprechen, und iſt diesfalls auf 
die zutreffende Begründung des angefochtenen Urteiles zu verweiſen; hier⸗ 
nach iſt der notwendige Kauſalzuſammenhang gegeben zwiſchen der Hand⸗ 
lungsweiſe des Beklagten mit dem Schaden, welcher dem Kläger dadurch ver⸗ 
urſacht wurde, daß ihm auch noch nach Verſtreichung der erwähnten 14tägie 
gen Friſt das Arbeitsbuch nicht ausgehändigt wurde, und derſelbe ſich ſohin 
anderweitig um Arbeit nicht bewerben konnte.“ | 
Obwohl der Oberſte Gerichtshof die Zurückhaltung des Arbeits⸗ 4 
buches durch den Arbeitgeber auf die Zeit bis zum Ablauf der ber- 
einbarten oder geſetzlichen) Kündigungsfriſt begrenzte, war der Schaden 
des Arbeiters noch groß genug: Er konnte während dieſer Zeit keine 
Arbeit ſuchen. Nicht genug daran, zeigt folgender Fall, zu welchen 
Konſequenzen die Zurückhaltung des Arbeitsbuches durch den Unter- 
nehmer führen konnte: Ein Arbeiter war von einem Fabriksbeamten 
entlaſſen worden. Als er die Ausfolgung des Arbeitsbuches begehrte, 
wurde ihm dies verweigert, weil ſich die Firma auf den Standpunkt Be 
ſtellte, der Arbeiter ſei gar nicht entlaſſen worden, ſondern habe ſelbſt 
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- das Arbeitsverhältnis gelöſt und die nach der Arbeitsordnung vor— 
N geſehene 14tägige Kündigungsfriſt nicht eingehalten. Der Arbeiter 
klagte die Firma beim Bezirksgericht Rumburg auf Ausfolgung des 
| Arbeitsbuches, wurde aber koſtenpflichtig abgewieſen. Er brachte gegen 
das Urteil die Berufung beim Kreisgericht Böhmiſch⸗Leipa ein, doch 
dieſes beſtätigte das angefochtene Urteil. Auch der Oberſte Gerichts⸗ 
hof wies den Kläger koſtenpflichtig ab. Als Reviſionsgrund machte 
der Rechtsfreund des Arbeiters in ſeiner Beſchwerde die unrichtige Be⸗ 
urteilung der Sache im Sinne des § 503, Z. 4 Z.⸗P.⸗O. in folgender 
Weiſe geltend: 
„Der $ 80 G.⸗O. ſtatuiert lediglich eine Verpflichtung des Arbeitgebers. 
Dieſe geſetzliche Beſtimmung darf nicht ausdehnend interpretiert und es 
kann daher daraus keineswegs auf ein Recht des Gewerbeinhabers, das Ar⸗ 
beitsbuch ohne weiteres zu retinieren, ſonach einſeitig die nicht ordnungs⸗ 
mäßige Löſung des Arbeitsverhältniſſes feſtzuſtellen, geſchloſſen werden. Die 
a Rechte, die dem Gewerbeinhaber für den Fall der nicht ordnungsmäßigen 
Lioöſung des Arbeitsverhältniſſes ſeitens des Arbeiters zuſtehen, find im § 85 
5 G.⸗O. taxativ aufgezählt, darunter auch das Recht, den Arbeiter durch die 
Behörde zur Rückkehr in die Arbeit für die noch fohlende Zeit zu verhalten. 
| Macht der Arbeitgeber von dieſem ihm geſetzlich eingeräumten Rechte Ge⸗ 
brauch, ſo mag zugegeben werden, daß er auch das Recht hat, das Arbeits⸗ 


8 


buch inzwiſchen zurückzubehalten. Sonſt kann ihm dieſes Recht jedoch nicht 
AZugeſtanden werden, da dies einer Strafbefugnis des Gewerbeinhabers gleich⸗ 
5 käme, die dieſer nach eigener Willkür dem Arbeiter gegenüber ausüben könnte. 
Das Recht, den Arbeiter durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit zu 
berhalten, muß aber der Gewerbeinhaber, wenn er das Arbeitsbuch retiniert, 
gleich, das iſt ohne unnötigen Aufſchub geltend machen, und es darf ihm 
E: hierfür nicht die ganze, vorliegendenfalls 14tägige Kündigungsfriſt ein⸗ 
geräumt werden. Dies würde zu großen Härten gegenüber dem Arbeiter 
führen und ſonach den Grundſätzen von Recht und Billigkeit widerſprechen. 
2 Es geht ſicherlich nicht an, daß der Gewerbeinhaber beiſpielsweiſe erſt am 


14. Tage der Kündigungsfriſt bei der Behörde das Begehren um Zurück⸗ 
führung des Arbeiters in die Arbeit ſtellt. Dem Arbeiter würde hierdurch 
Auungebührlich lange die Möglichkeit benommen werden, eine neue Arbeit auf- 
zunehmen, da zu der 14tägigen Kündigungsfriſt noch die Friſt, bis zu welcher 
die behördliche Entſcheidung erfließt und der Arbeiter allenfalls in die Arbeit 
zurückgeführt wird, hinzukäme. Während dieſer Zeit müßte er, da er gemäß 
8 79, Al. 2, G.⸗O. ohne Ausweis von einem anderen Gewerbeinhaber nicht 
in Verwendung genommen werden darf, beſchäftigungslos und der Verdienſt⸗ 
möglichkeit beraubt fein, einzig und allein deswegen, weil es dem Gewerbe— 
inhaber beliebt hat, von ſeinem Rechte ſo ſpät als möglich Gebrauch zu 
machen. Der Gewerbeinhaber muß ſonach von dem ihm gemäß § 85 G.⸗O. 
eingeräumten Rechte, wenn er das Arbeitsbuch retiniert, gleich, nämlich ohne 
unnötigen Aufſchub, Gebrauch machen, widrigens angenommen werden muß, 
daß er ſtillſchweigend in die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes willigt. Dieſe 
Annahme muß auch in unſerem Falle Platz greifen, da der Arbeitgeber weder 
gleich noch auch nach Behändigung der Klage von ſeinem Rechte, den Arbeiter 
durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit zu verhalten, Gebrauch gemacht 
hat, ſo daß wohl angenommen werden muß, daß er auf dieſes Recht verzich⸗ 
tete und in die Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes willigte. Die Folgerung, 
daß der Arbeitgeber ſein Recht ohne unnötigen Aufſchub geltend machen 
müſſe, ergibt ſich aus der wirtſchaftlichen und rechtlichen Natur des Arbeits⸗ 
bverhältniſſes, welches auf prompte faktiſche Ausübung angelegt iſt, insbeſon⸗ 
* dere aber auch aus dem unabweislichen Intereſſe des Arbeiters, welches ſeine 
länger währende Behinderung in der Arbeitsbetätigung geradezu ausſchließt. 
Hat aber der Arbeitgeber ſolchermaßen durch Verſtreichenlaſſen der Friſt, 
innerhalb welcher er von dem Rechte gemäß § 85, Al. 2, G.⸗O. billigerweiſe 
hätte Gebrauch machen können, ſtillſchweigend in die Auflöſung des Arbeits- 
berhältniſſes eingewilligt, ſo iſt zu der faktiſchen Löſung des Arbeitsverhält⸗ 
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54 
niſſes die rechtliche hinzugetreten, der Arbeitsvertrag hat vermöge der Wil- 4 
lensübereinſtimmung beider Parteien zu beſtehen aufgehört, und es fehlt 
nunmehr jeder Rechtsgrund zur Zurückbehaltung des Arbeitsbuches. Von | 
dieſem Geſichtspunkte aus erweiſt ſich das Klagebegehren auf Ausfolgung des 
Arbeitsbuches als gerechtfertigt.“ PER | 
Dennoch hat der Oberſte Gerichtshof der vom benachteiligten 
Arbeiter eingebrachten Reviſion keine Berechtigung zuerkannt. In der 
Begründung ſeines abweiſenden Urteils führte er unter anderem aus: 
„Nach § 85 G.⸗O. iſt, wenn ein Hilfsarbeiter den Gewerbeinhaber ohne 
geſetzlich zuläſſigen Grund vorzeitig verläßt, der Gewerbeinhaber berechtigt, 
den Hilfsarbeiter durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit für die noch 
fehlende Zeit zu verhalten. Dieſen Antrag hat aber der Gewerbeinhaber 
während der Kündigungsfriſt zu ſtellen; wenn der Gewerbeinhaber die Kün⸗ 
digungszeit verſtreichen läßt, ohne den Antrag nach $ 85 G.⸗O. zu ſtellen, 
ſo gibt er hierdurch ſeinen Willen zu erkennen, daß er mit der Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes einverſtanden ſei. Mit Ablauf der Kündigungsfriſt iſt in 
einem ſolchen Falle der Arbeitsvertrag rechtlich aufgehoben und iſt nunmehr 
nach $ 80 G.⸗O. der Gewerbeinhaber verpflichtet, das Arbeitsbuch dem Hilfs⸗ 1 
arbeiter wieder einzuhändigen. Der Kläger hat am 3. April 1912 die Arbeit 
bei der Beklagten ohne Kündigung verlaſſen. Bis 17. April 1912 fand es 
der beklagten Firma frei, von dem Rechte nach § 85 G.⸗O. Gebrauch zu 
machen und deshalb das Arbeitsbuch des Klägers zurückzubehalten. Am 
12. April 1912, zur Zeit der Einbringung der Klage, hatte der Kläger noch 
kein Recht, ſein Arbeitsbuch zurückzufordern. Dieſes Recht des Klägers war 
auch noch nicht am 16. April 1912, an welchem Tage das Urteil des Gerichtes 
erſter Inſtanz gefällt worden iſt, eingetreten (vergleiche 8 406 Z.⸗P.⸗O.).“ 
In dieſer Entſcheidung ſagte alſo der Oberſte Gerichtshof in 
dürren Worten, daß der Arbeitgeber auch am letzten Tage der Kündi⸗ 
gungsfriſt noch das Recht hat, die Rückkehr des „vorzeitig“ ausge⸗ 
tretenen Arbeiters zu begehren. Der Oberſte Gerichtshof ſcheint nicht 5 
geahnt zu haben, daß mit dieſer Entſcheidung jedem Arbeitgeber das 
Recht gegeben wurde, „vorzeitig“ austretenden Arbeitern eine Bosheit 
anzutun, indem er dem Unternehmer erlaubte, von feinem Rechte, den 
Arbeiter durch die Behörde zur Rückkehr in die Arbeit zu verhalten, 
eben am letzten, eventuell vierzehnten Tag der Kündigungsfriſt Ge⸗ 
brauch zu machen, ſo daß der Arbeiter erſt nach einem vollen Monat 
nach dem Austritt aus der Arbeit zu ſeinem Arbeitsbuch gelangt, ohne 
das er ja keine andere Arbeit finden kann. In der Gewerkſchaftspreſſe 
wurde der Vermutung Ausdruck gegeben, als ob der Oberſte Gerichts 
hof den Arbeitern damit eine Entſchädigung dafür hätte bieten wollen, 
daß nach einem vom Abgeordnetenhauſe damals angenommenen 
Geſetze der kontraktbrüchige Arbeiter dem Unternehmer gleichgeſtellt 
werden, d. h. daß auch er wegen Kontraktbruches nicht mehr beſtraft 
werden ſoll. Das diesbezügliche Geſetz war allerdings noch gar nicht 
einmal vom Herrenhaus verabſchiedet worden; trotzdem räumte man 
den Arbeitgebern bereits ein, die Arbeiter in eigener Machtvoll⸗ 
kommenheit durch vierzehn⸗ und mehrtägigen Lohnverluſt zu beſtrafen. 
Über einen anderen, noch ärgeren Mißbrauch des Arbeitsbuches, 
das durch Eintragung geheimer Zeichen gleichſam zum Steck- und 
Uriasbrief für den betreffenden Arbeiter wurde, ſprechen wir im fol⸗ 2 
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8. Die kapilaliſtiſche Feme. 5 
| Schwarze Liſten. | Sr 
Im Kampfe zwiſchen Kapital und Arbeit geht es um den Ertrag 


der Produktion; um wirtſchaftliche Vorteile durchzuſetzen, werden von 


beiden Kampfmittel angewendet, die dem Gegner Schaden zufügen und 
ihn hiedurch gefügig machen ſollen für die Forderungen, die der andere 
Teil ſtellt. Aber welch ein Unterſchied iſt in der Anwendung der 
Kampfmittel und ihren Wirkungen! Wenn die Arbeiter über einen 
Betrieb die Sperre verhängen, ſo wird hiedurch zunächſt der betreffende 
Unternehmer getroffen; iſt der Betrieb ein ſogenannter gemeinnütziger, 
dann werden durch die Lähmung des Verkehrs und die Bedrohung 
öffentlicher Intereſſen wohl auch weitere Kreiſe in Mitleidenſchaft ge- 
zogen, aber die Regel iſt dies nicht, und ein Ausfall in der Produktion 
wichtiger Bedarfsgegenſtände, auf die die Allgemeinheit angewieſen iſt, 


kommt ebenfalls ſelten vor. Zumeiſt handelt es ſich um Induſtrie⸗ 
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zweige und Gewerbe, deren Boykott vermöge der großen Konkurrenz 


keinen merkbaren Ausfall herbeiführen kann. Die Arbeiter, die einen 
ſolchen Boykott verhängen, müſſen dies öffentlich tun, und ſchon da— 


durch iſt die Möglichkeit gegeben, einem eventuellen Schaden vorbeugend 
entgegezuwirken. Ganz anders liegen die Dinge, wenn der Verſuch von 


Unternehmern ausgeht. In dieſem Falle tritt eine Schädigung von 
Arbeitern ein, die ihre ganze wirtſchaftliche Exiſtenz ganz empfindlich 
berührt und wogegen der Arbeiter ſo gut wie wehrlos iſt. Das Mittel, 
deſſen ſich die Unternehmer hiebei bedienen, ſind die „ſchwarzen 
Liſten“, geheime Steckbriefe, die überallhin verſchickt werden, wo der 
verfolgte Arbeiter allenfalls Beſchäftigung finden könnte. Ihr Weſen iſt 


bekannt: es ſind namentliche Verzeichniſſe von Arbeitern, die die Unter— 


nehmer bew. die Unternehmerorganiſation unter ſich in Umlauf bringen, 
mit der Weiſung, die darin namentlich aufgeführten Arbeiter nicht ein- 


zuſtellen, gegebenenfalls wieder zu entlaſſen. Dieſes Verfahren iſt nicht 


etwa in neuerer Zeit aufgekommen, es iſt vielmehr io alt wie die ſelb— 
ſtändigen Regungen der Arbeiter überhaupt. Zu einem Syſtem aus⸗ 
gebildet wurde es erſt von den modernen Unternehmerorganiſationen 


und damit zu einem zermalmend wirkenden Mittel. Der einzelne, 


iſoliert ſtehende Unternehmer konnte die Achtung des von ihm ver— 


folgten Arbeiters nur durchſetzen, wenn es ſich um ganz enge Verhält⸗ 


niſſe handelte, etwa in einer Kleinſtadt oder in einem kleinen, leicht zu 
überſehenden Gewerbe. Je größer das Arbeitsgebiet war, um ſo 


ſchwerer war die über den Arbeiter verhängte wirtſchaftliche Fehme. 


Mit dem Aufkommen der Unternehmerorganiſation im modernen 
Sinne hatte der Unternehmer nur nötig, ſeiner Organiſation die 
Namen der Arbeiter mitzuteilen, die fie dann nicht nur in dem be- 
kreffenden Ort, ſondern überall, in der ganzen Provinz oder im ganzen 


2 | Lande durch G eheimbriefe bekannt gab. Wohl haben ſich die mit 
dem Hungertode bedrohten Arbeiter gewährt; allein fie fanden weder 
bei den politiſchen (Gewerbe-) Behörden noch bei den Gerichten Schutz. 


Da die ſchwarzen Liſten im Geſetze nicht ausdrücklich verboten 


ſind, wurden fie eben geduldet, d. h. den Unternehmern erlaubt, was 


freilich nicht hinderte, daß der über letztere ausgeſprochene Verruf, da 


r re 


er von Arbeitern ausging, ſeitens der Behörden alle mögliche Be⸗ 
hinderung erfuhr. Bemerkenswert iſt auch in dieſer Frage die Haltung 
des Oberſten Gerichtshofes. Im Jahre 1905 hatte derſelbe in 
der Frage der „ſchwarzen Liſten“ die Schadenerſatzpflicht der Unter⸗ 
nehmer feſtgeſtellt und ausdrücklich ausgeſprochen, daß der gewerbliche 
Hilfsarbeiter ſelbſt durch ſeine etwaigen ſittlichen Verfehlungen in der 
Arbeitsſuche nicht in der Weiſe behindert werden dürfe, daß derartige 
Momente den Unternehmern durch Verſendung „ſchwarzer Liſten“ auf⸗ 
gedrängt werden. Zwei Jahre ſpäter verließ der Oberſte Gerichtshof 
ſeine Anſchauung und ſtatuierte, daß die Arbeiter gegen derartige 


„ſchwarze Liſten“ vogelfrei ſind. Der Fall, um den es ſich handelte, 


war folgender: 


„Der Arbeitgeberbund für das nordböhmiſche Baugewerbe in Reichen⸗ 
berg und eine dieſem Bunde angehörige Firma wurden von acht Arbeitern 
dieſer Firma auf Schadenerſatz geklagt. Nachdem nämlich die Unternehmerin 
den Vertrauensmann der Arbeiter zu einem anderen Baue geſtellt hatte, 


legten dreizehn Arbeiter die Arbeit nieder und beharrten bei dieſem Be⸗ 


ſchluſſe, trotzdem die Firma nunmehr erklärte, ſie weiterhin auf dem Baue 
beſchäftigen zu wollen. Gegenſeitig war jederzeitige kündigungsloſe Auflöſung 
des Arbeitsverhältniſſes vereinbart. Die Firma meldete den Vorfall dem 
Arbeitgeberbunde, der ſodann ein Rundſchreiben an alle Mitglieder ver⸗ 
ſendete, worin dieſe erſucht wurden, die Arbeiter „unbedingt abzuweiſen“ und 


bei Maurern mit neuen Arbeitsbüchern die letzte Beſchäftigungsſtelle genau 


zu ermitteln. Das Bezirksgericht Tetſchen wies die Klage ab, „weil das 
Beharren auf der Löſung des Dienſtverhältniſſes ein rein mutwilliges war 


und dieſes Vorgehen nur von einem übertriebenen Solidaritätsgefühl und 


übelangebrachten organiſatoriſchen Beſtrebungen geleitet ſein konnte“. In⸗ 
folgedeſſen wurde auch die Widerrechtlichkeit der Liſtenverwendung und end⸗ 
lich der Zuſammenhang mit einem Schaden beſtritten, weil die Arbeiter bei 
dem beklagten Unternehmer weiterhin hätten arbeiten können und „keinen 
Grund hatten, bei ihm keine Arbeit zu ſuchen“. 

Das Kreisgericht hatte die Berufung der Arbeiter zurückgewieſen. 
„Schutz des Schwachen iſt ſchön, aber man darf keine Auswüchſe 
ſchützen“, meinte dieſes mit ſalomoniſcher Weisheit durchſetzte Gericht. 
Die vom Gericht anerkannten „Organiſationen der Arbeiter dürfen 
ihre Macht nicht dazu mißbrauchen, um ganze Induſtrien ohne jeden 
Grund lahmzulegen“. Am 31. Dezember 1907 nahm der Oberſte 
Gerichtshof die Gelegenheit wahr, ſeine Entſcheidung vom 
20. Juni 1905 aufzugeben. Er fand den Mut dazu und verwarf im 


Urteil Z. 14094/7 die Reviſion der Arbeiter mit folgender Begründung: 


„Werden die in Frage kommenden tatſächlichen Feſtſtellungen ins Auge 


gefaßt und erwogen, daß darnach insbeſondere als feſtſtehend angenommen 
werden muß, daß die Kläger keinen Grund hatten, die Arbeit bei dem Erſt⸗ 
beklagten einzuſtellen, daß ihre Handlungsweiſe in dieſer Richtung eine ganz 
ſelbſt⸗ und mutwillige war, daß die Erſtbeklagten trotzdem die Kläger noch 
fernerhin in Arbeit zu belaſſen beziehungsweiſe in dieſe wieder aufzunehmen 


bereit waren und daß es den Beklagten bei ihrem von den Klägern zum 


Vorwurf gemachten Verhalten darum zu tun war, die Kläger zu veranlaſſen, 


bei den Erſtbeklagten die Arbeit wieder aufzunehmen, nicht aber darum, um 


den Klägern die Mittel zu ihrer Exiſtenz zu entziehen, iſt mit Recht in dem 


inkriminierten Verhalten der Beklagten ein zum Schadenerſatz verpflichtendes 
widerrechtliches Handeln (88 1294, 1295 a. b. G.⸗B.) nicht erblickt worden. 


Es mangelt außerdem auch der Kauſalzuſammenhang zwiſchen einem den 
Klägern angeblich erwachſenen Schaden, das iſt deren Arbeitsloſigkeit, und 
dem Vorgehen der Beklagten, und iſt den Klägern denn doch ein Schaden 
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i erwachſ en, ſo waren nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt nur ſie ſelbſt die⸗ 
jenigen, welche ihn verſchuldeten, und könnten daher für den Schaden nur 
ſich ſelbſt verantwortlich machen.“ 


& Alſo: Die Arbeiter wollten nicht länger bei dem Unternehmer 
arbeiten, der ſie durch Verſetzung des Vertrauensmannes verletzt hatte. 
Auf * Papier ſind ſie allerdings nicht Leibeigene des Unternehmers, 
aber tſchaftlich und oberſtgerichtlich waren ſie es doch; denn wenn 
ſie nicht bei demſelben Unternehmer fortarbeiten mochten, ſo durfte er 
ſſie mit einem „Rundſchreiben“ von jeder ehrlichen Arbeit ausſchließen. 
In den folgenden Jahren entwickelte ſich die Judikatur noch weiter nach 
der arbeiterfeindlichen Seite. Mit der Entſcheidung vom 15. März 1910, 
Ry. I 221/10, erklärte der Oberſte Gerichtshof, der 1905 die 
Verſendung „ſchwarzer Liſten“ als eine ſchadenerſatzpflichtig machende 
Handlung hingeſtellt hatte, daß eine Erſatzpflicht nicht beſtehe. Er be- 
ſtritt ſie zwar nicht ausdrücklich, aber er bejahte ſie auch nicht. Es 
handelte ſich um einen Arbeitgeberverein und ſeinen Funktionär. Der 
Gerichtshof judizierte wie folgt: 


„Die Frage, ob eine juriſtiſche Perſon wie die Erſtbeklagte (Vereini⸗ 
gung der Tiſchlermeiſter Niederöſterreichs) in Ausübung ihrer Geſchäfte für 
das ſchuldbare Verhalten ihrer Organe ohne die von dem Berufungsgerichte 
gemachten Einſchränkungen zu haften hat, kommt im vorliegenden Falle gar 
nicht in Betracht, weil in tatſächlicher Richtung feſtgeſtellt erſcheint, daß von 
ſüeiten des erſtbeklagten Vereines ein allgemeiner oder beſonderer Auftrag nicht 
ergangen iſt, daß F. D. keinerlei Ermächtigung zur Verfaſſung und Verſendung 
4 des fraglichen „Werkſtättenberichtes“ durch das frühere Verhalten 
3 des Vereines hat ableiten können und daß auch das Vorgehen desſelben nach⸗ 
4 träglich nicht genehmigt wurde, der damalige Obmann vielmehr außer der 
Rüge des Vorgehens des F. D. die Anordnung traf, daß derlei Eigenmäch⸗ 
tigkeiten in Hinkunft zu unterbleiben haben. Es kann daher in der feſt⸗ 

geſtellt eigenmächtigen Handlungsweiſe des F. D., wenn er auch 
ſonſt ein Organ des erſtbeklagten Vereines war und deſſen Papier bemübte, 
4 die Ausübung eines Geſchäftes dieſes Vereines nicht erblickt werden, ſo daß 
von einer Haftung desſelben für den den Klägern durch die eigenmächtige 
Handlung des F. D. zugefügten Schaden keine Rede ſein kann, die Ent⸗ 
. ſcheidung in dieſer Richtung demnach richtig iſt und die auf § 503, Zahl 4, 
3 .⸗P.⸗O., geſtützte Reviſion jeder Begründung entbehrt. Ganz dasſelbe aber 
F iſt ficht Fall, inſoweit die Reviſion die Entſcheidung gegen den Zweitbeklagten 
aanficht.“ 


Ein anderer Fall: Eine Firma wird ſamt der Organiſation, der 
ſie angehört, auf Schadenerſatz geklagt. Das Berufungsgericht wies 
am 15. Juli 1910 die Reviſion koſtenpflichtig ab. Aus den Entſcheidungs⸗ 
gründen wird folgendes hervorgehoben: 


Daß eine widerrechtliche Handlung der Erſtbeklagten nicht vorliegt, 
3 haben die Untergerichte übereinſtimmend angenommen und haben die Sache 
richtig rechtlich beurteilt. Der Chef der erſtbeklagten Firma hat, wie feſt⸗ 
geſtellt erſcheint, den Sachverhalt bezüglich der Entlaſſung des Klägers dem 
Z3zweitbeklagten Verbande in deſſen Vorſtandsſitzung wahrheitsgetreu mitgeteilt. 
Zu dieſer Mitteilung war er nach § 16 der Satzungen des zweitbeklagten 
Arbeitgeberverbandes verpflichtet. Die als ſchwarze Lifte bezeichnete Zu⸗ 
ſchrift d. d. 13. April 1909 iſt nicht von der Erſtbeklagten, ſondern vom Zweit⸗ 
beklagten erlaſſen worden. Deshalb ‚bermag in der obigen Annahme der 
Untergerichte eine unrichtige rechtliche Beurteilung der Sache nicht gefunden 
werden. Daß die Handlungsweiſe des Zweitbeklagten keine ſchuldbare iſt 
und daß der dem Kläger erwachſene Schaden mit der in dieſer Sache ent⸗ 
wickelten Tätigkeit des Zweitbeklagten nicht in urſächlichem Zuſammenhange 
ſſteht, hat das Berufungsgericht in den Gründen feines Urteils in jo ein- 
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die klägeriſche Reviſion hierauf lediglich zu verweiſen iſt, weil die Aus⸗ 
führungen der Reviſionsſchrift hierdurch ihre vollſtändige Entkräftigung findet. 
Auch bezüglich des Zweitbeklagten iſt die auf Z. 4 des § 508 3.⸗P.⸗O. ge⸗ 
ſtützte Reviſion unbegründet. Aus dieſen Erwägungen war die . 
Reviſion koſtenpflichtig (§§ 41 und 50 Z.⸗P.⸗O.) abzuweiſen.“ 

Die Möglichkeit, durch geheime Zeichen die Arbeiter in ihre Frei⸗ 
zügigkeit, in der freien Wahl des Unternehmers und damit in der 
Ausnützung des Koalitionsrechtes zu hindern, genügte den Unter⸗ 
nehmern nicht; ſie fügten zu dieſem Mißbrauch noch einen weiteren 
hinzu, indem fie ſchwarze Liſten verſchickten, die den Arbeitern 
natürlich geheim blieben, deren Angaben die Arbeiter nicht zu kon⸗ 
trollieren vermochten, die ſie den Unternehmern auslieferten, die ſie 
vogelfrei machten. Schwarze Liſten, von einer Unternehmerorganiſation 
allgemein verbreitet, haben zahlreiche Arbeiter, die für ihre Berufs⸗ 
kollegen eingetreten ſind, auf das ſchwerſte geſchädigt, ja gezwungen, 
den Beruf oder gar die Heimat zu verlaſſen, wenn ſie nicht durch die 


unausgeſetzten Maßregelungen und die Verweigerung der Arbeit zur 


Verzweiflung gebracht und zu Verzweiflungstaten geführt wurden. Die 
gleichen Unternehmer, die ſich nicht genug entrüſten konnten, über die 
„Verrufserklärungen“, „Einſchüchterungen“ und „Gewalttaten“, alles 


Dinge, die ſich, ſoweit ſie überhaupt vorkamen, in der Offentlichkeit ab⸗ 


ſpielten, die gleichen Unternehmer begingen die unerhörteſten Ein⸗ 
ſchüchterungen, Gewalttaten und Drohungen durch die geheime Feme, 
der gegenüber die Arbeiter machtlos waren. Die Arbeiter ahnten oft 
die geheime Verfolgung, ſie konnten ſie aber nicht bekämpfen. Welch 
unerhörter Mißbrauch mit den ſchwarzen Liſten getrieben wurde, blieb 
den Arbeitern in der Regel vollſtändig verborgen. Es iſt ein Verdienſt 
ſozialdemokratiſcher Abgeordneter, in einer Interpellation an den 


Handelsminiſter die Führung und Verſendung ſchwarzer Liſten durch 


den Bund ö ſter re ichiſcher Induſtrieller im Jahre 1910 
‚um Gegenſtande einer parlamentariſchen Erörterung gemacht zu haben. 
Sie lautete: 


In der Sitzung vom 1. März hat der Interpellant bei der erſten 
Leſung der Regierungsvorlage über den Staatsvoranſchlag und das Finanz⸗ 


geſetz für das Jahr 1910 die Aufmerkſamkeit der Regierung und des Abge⸗ 


ordnetenhauſes auf die Führung ſchwarzer Liſten durch die e 


organiſationen gelenkt und dabei eine dieſer Liſten, die als Nummer 4 be⸗ 


zeichnet und am 27. Jänner von der Glanzſtoffabrik in St. Pölten aus⸗ 


gegeben worden iſt, . mitgeteilt. ver Liſte hat. folgenden 


Wortlaut: 
Liſte Nr. 4 Glanzftoffabrik St. Pölten. 
Name Geburtsdaten 4 Entlafjen: 

A. . . . Franz, Hilfsarbeiter 1890 Diebſtahl 

SG; ... Auguje 3 1860 Diebſtahlskeilnahme 
F. . . Hermann, WR 1880 a 5 

S. . .. Hermann, x 1878 PR 

R. Franz; 5 1878 3 
„ Ma; u R 18600 reenitent und frech 
W. Leop ed, 4 1888 9 6 RR: 

E e 2 8 8 1890 A et 

R Jod, 3 1882 5 8 
S 18 1886 A Ne 
„ 5 1886 * * 

8. Vinzenz, % 1889 5 BER 

N... . QLeopold, = 1882 x See ; 
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Liſten Nr. 4 Glanzſtoffabrik St. Pölten 
Name Geburtsdatum Entlaffen : 
doing. Hilfsarbeiterin 88 renitent und frech 
U... Hermine, . 1893 5 Bea 
Joſef, Hilfsarbeiter 1888 5 1 
olf. 4 1885 N 3 
W. . . . Hermann, 70 1886 notoriſcher Hetzer, 
Franz. 1 1886 Wühler und Organi⸗ 
BEN Franz, Aufſeher 1865 ſationswerber 
5 Leopold Hilfsarbeiter 1893 
Be. Nikolaus, Aufſeher 1868 
M. Johann, Hilfsarbeiter 1858 
R. Ludwig, 4 1892 organiſakoriſch ſehr eifrig, 
U, Amalie, Hilfsarbeiterin 1892 rührig, Hetzerin, ſtiftet 
M. .. Barbara, 2 1881 Unzufriedenheit gar nicht 
Er. Franz, Hilfsarbeiter 1880 empfehlenswert 
In = Franz, 3 1892 
89S .. Peler, 5 1887 
K Mathias, 9 1886 
lie Hilfsarbeiterin 1879 
def, Hilfsarbeiter 1870 
8 Heinrich, 1891 


Am 27. Jänner 1910. 


Die Mitteilungen über dieſe 1 Liſte haben begreiflicherweiſe 
den Unwillen der Scharfmacherorganiſationen erregt. Es iſt den Herren nicht 
angenehm, daß ihr verbrecheriſches Treiben, durch welches ſie Zahlreiche 
Arbeiter der Möglichkeit berauben, ihr einziges Beſitztum, ihre Arbeitskraft, 
zu verwerten, öffentlich an den Pranger geſtellt wird. Aus dieſem Grunde 
hat die Sektion St. Pölten des Bundes öſterreichiſcher Induſtrieller an ihre 
Mitglieder folgendes vertrauliche Rundſchreiben gerichtet: 

7. März 1910. 


Streng vertraulich! St. Pölten, 


Euer Wohlgeboren! f 


i 3 hat ſich abermals der bedauerliche Fall ereignet, daß vertrauliche 
Zuſchriften der Sektion an die Mitglieder den Weg in die Affentlichkeit 
gefunden haben. Unſere Arbeiteraufgabeliſte Nr. 4 vom 27. Jänner d. J. 
iſt Gegenſtand einer Diskuſſion und Anfrage im Abgeordnetenhauſe ge⸗ 

weſen. Wir müſſen der Sache ganz energiſch auf den Grund gehen und 
erſuchen deshalb Euer Wohlgeboren, uns die Liſte Nr. 4 vom 27. Jänner 
1910 betreffend Arbeiteraufgabe der Glanzſtoffabrik eheſtens freundlich ein⸗ 


ſenden zu wollen. 


Hochachtungsvoll: Sektion St. Pölten des Bundes öſterreichiſcher Induſtrieller. 
Der Obmann: Karl Burka (undeutlich). Der Schriftführer: Wiedemann m. p. 


Es iſt ja erfreulich, daß ſich die Herren ihrer Umtriebe zu ſchämen 
beginnen. Deſſenungeachtet ſetzen ſie ihre Bemühungen, Arbeiter, die ſich die 
Ungnade der Ausbeuter zugezogen haben, zugrunde zu richten, auch weiter 
fort. In der jüngſten Zeit ſind wiederum Pre: Liſten en worden, 
die folgenden Worklaut haben: 


Name Beruf Geburksdaken Enklaſſen 
. Sägearbeiter 1881, Hg. Humpoletz. 4. 9. 09 2 
= Arbeitsbuch von Gemeinde Schwindler. 


Rautenberg. 


Letzte Arbeitsſtelle: Dampfſäge H. Munk und Söhne, Pöchlarn. 
6. 9. 09. | 


L Sun Dreher 2. 4. 1888, Potlſchach. 14. 10. 09. 
ermann 
Bg. Absroth. Drohung 
b a 0 gegen Meilter. 


SAN nen Maſchinenfabrik J. M. Voith, St. Pölten. 


Name Beruf Geburtsdaten a Enklaſſen 
0 * 
8 Leopold Aufträger 1889, Rodaun, Gloggnitz. gef. e 
Vorſchußſchwindler 
R. . . Karl Haland. Helfer 1874, re W., aus n 0 U Arbeit. 


Letzte Arbeitsſtelle; M. Salzer und Söhne, Papierfabrik, Stattersdorf, 


Arbeiter und Arbeiterinnen der Firmen G. Richter und Söhne, Zwirnerei 
in Göblasbruck-Wilhelmsburg, und Gebrüder Lichtenſtern, Steingutfabrik in 


Wilhelmsburg, ſind nicht aufzunehmen. 


22. 9. 09. Nr. 4. 
| Name Beruf | Geburtsdaten | Wird entlaſſen | 
DEREN 17. 2. 1863, ; 
Joſef Hilfsarbeiter en bei Atzenbrugg. Hetzer 
G. Abſtetten. 
Gegenwärtige e Glanzſtoffabrik St. Pölten. 
Am 22. 1. 1910. : Nr. 3. 


Name Beruf Geburtsdaten Entlaffen 


23. 10. 1870 


5 | 8. 4. 1884, 55 
Rudolf Schloſſer oberndorf a. d. Elbe | 
| Oberndorf a. d. Elbe 28. 2. 1910 


Franz 5 \ - Tätticpkeiten 
beide H. G. Herzogenburg. gegen den Meifter, | 

8 | 29. 8. 1890, Rumburg. eee 

c 5 F 5 

Johann BR H. Gmnd. Nd. Ehrenberg Außerſt gefährliche 
NR 20 f 1. 5 89, und exzeſſive 

Maximilian . Rohrbach. H. Gmnd. Linz. Individuen 
8 | Heizer⸗ a 2 

Menzel hilfsarbeiter | IE ODER, 2 


Zementfabrik Steinſchal. 
Am 28. 2. 1910. 
Stempel: 
J. M. Voith, 
Majinenfahrit 


St Pölten. 


Name Beruf Geburtsdaten - Enklaſſen a 
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A Name | Beruf | Geburtsdaten | Entlaffen 
BEL. =; | 1868, Langenrohr 9. 12. 1910. 
Leopold | Alisarbeiter Bez. Tulln. Hege, renitent 
Leetzte Arbeitsſtelle: Kunſtmühle Hermann Schreck, St. Pölten. 
5 Am 9. 12. 1909. Nr. 1 


Dieſe Beiſpiele zeigen genügend, mit welch unlauteren Mitteln die 
Unternehmerorganiſationen die Profite ihrer Mitglieder ſchützen. Daß Unter⸗ 
. nehmerorganiſationen die Intereſſen ihrer Mitglieder vertreten, iſt ihr gutes 
2 Recht; daß aber die gleichen Herren auf der einen Seite ſich im Kampfe 
gegen die Arbeiter eines Mittels bedienen, das durch zahlreiche Gerichtsent— 
ſcheidungen als unſittlich gebrandmarkt worden iſt, und zugleich frech genug 
ſind, über den „Terrorismus“ der Arbeiter zu klagen, zeugt von einer ſitt⸗ 
lichen Verwahrloſung, die auch erbitterte Gegner den Herren, die ſich ſo gern 
als Stützen des Staates gebärden und mit denen die ſtaatlichen Behörden, 
nicht am wenigſten die Zentralbehörden, in ſehr engen Beziehungen ſtehen, 
nicht zugemutet hätten. Wir richten daher an die Herren Miniſter die Frage: 
Was gedenken die Herren Miniſter zu tun, um dieſem verbreche⸗ 
riſchen Treiben der dem Bumde öſterreichiſcher Induſtrieller angeſchloſſenen 
Rare endlich Einhalt zu gebieten? 
8 So waren Feinde des Koalitionsrechtes ununterbrochen bemüht, 
3 das Koalitionsrecht der Arbeiter lahmzulegen. Sie wollten es zwar 
formell weiterbeſtehen laſſen, aber für die Arbeiter völlig unbrauchbar 
| machen. Raſtlos bombardierten fie die Regierung mit Petitionen und 
3 ſonſtigen Eingaben, um das wahrlich nicht zu liberale Geſetz vom 
Jahre 1870 abzuändern, um bei ſcheinbarem Weiterbeſtehen der Koa⸗ 
litionsfreiheit die Arbeiter zu verhindern, es anzuwenden. Offen 
wagten die Unternehmer nicht, die Forderung der Abſchaffung des 
Koalitionsrechtes und die Wiederherſtellung der Koalitionsverbote zu 
erheben; aber tatſächlich hatten ſie kein Ziel, das ſie heißer erſehnten. 
Sie nützten nicht nur ihren Einfluß bei den Behörden aus, um eine 
Verſchlechterung des Koalitionsrechtes anzubahnen, ſie haben es auch 
verſtanden, den Wert des herrſchenden Koalitionsrechtes durch Aus— 
nützung des Arbeitsbuches und durch die Anwendung ſchwarzer Liſten 
in hohem Maße hinunterzudrücken. Oſterreich und Ungarn waren bis 
vor kurzem die einzigen Staaten Europas, die noch das obligatoriſche 
Arbeitsbuch für erwachſene Arbeiter beſaßen. Dieſes Arbeitsbuch 
war nicht bloß ein Mittel, bei den Arbeitern das Gefühl niedrigeren 
Ranges als der übrigen Einwohner zu erwecken, das Arbeitsbuch ſtörte 
die Arbeiter in der Freizügigkeit, ſteigerte die Abhängigkeit des Ar⸗ 
beiters vom Unternehmer, es drückte dem Arbeiter das Gefühl der Be— 
vormundung auf, endlich wurde der Arbeiter ſchutzlos gegen den Miß⸗ 
brauch des Arbeitsbuches durch die Unternehmer. Welche Schädigungen 
der Arbeiter durch das Arbeitsbuch möglich find, zeigt auf das deut⸗ 
lichſte eine Interpellation, die von ſozialdemokratiſchen Abge—⸗ 
ordneten an die Miniſter des Innern, des Handels und der öffentlichen 
Arbeiten wegen der Eintragung vereinbarter Geheim⸗ 
zeichen in die Arbeitsbücher gerichtet worden war: 
. „„Der 8 80 d, Abſatz 2, der Gewerbeordnung beſtimmt, daß ein Zeugnis 
über das ſittliche Verhalten und den Wert der Leiſtungen des Arbeiters in 


>. das Arbeitsbuch nur ſo weit aufgenommen werden darf, als es für den 
En Arbeiter sung 5 Um dieſe . Beſtimmung zu umgehen, haben 
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die öſterreichiſchen Unternehmerorganiſationen beſondere geheime Zeichen 
vereinbart, die in unauffälliger Weiſe in die Arbeitsbücher eingetragen 
werden. Wir laſſen hier die Liſte dieſer Geheimzeichen folgen: Erz 
E Gut. c 5 ; 4 
II. Lobenswert. | er 
III. Willig, aber nicht leistungsfähig. l 
a) Hat nicht ordnungsmäßig gearbeitet. a | 
b) Während der Kündigung nicht ordnungsmäßig verhalten. 3 
c) Nachläſſig und faul. ö N 
d) Unbeſtändig. 
e) Blaumacher. 
f) Unverträglich. 
g) Nenitent. N 4 
h) Sozialiſt. | | ä 
1) Trinker. | 
k) Dieb. 2 
1) Fällt der Krankenkaſſe zur Laſt. 

m) Materialverſchwender. 

Welche Wirkung die Einſchaltung ſolcher Geheimzeichen haben muß, 
bedarf keiner längeren Erörterung. Arbeiter, die ſich die Ungnade eines 
Unternehmers oder Werkmeiſters zugezogen haben, finden oft jahrelang keine 
Stellung und bleiben mit Weib und Kind dem furchtbarſten Elend preis⸗ 
gegeben. Die Arbeiter wiſſen oft gar nicht, worauf es zurückzuführen iſt, daß 
ſie ſo lange keine Arbeit finden können, und wenn ſie ſelbſt die Urſache 
kennen, ſo iſt es ihnen oft unmöglich, den Erſatz des erlittenen Schadens zu 
erlangen. Wenn ſelbſt ein Gewerbegericht erkennt, daß die Einſchaltung der 
geheimen Zeichen geſetzwidrig ſei, ſo bleiben die Zeichen doch im Arbeits⸗ 
buche ſtehen und ſchädigen den Arbeiter oft viele Jahre lang in ſeinem Fort⸗ 
kommen. Solche verbrecheriſche Machinationen unmöglich zu machen wird 
nicht gelingen, ſolange die zweckloſe und längſt veraltete Einrichtung des 
Arbeitsbuches überhaupt beſteht. Ein Antrag, dieſe Einrichtung abzuſchaffen, 
liegt bereits dem Sozialpolitiſchen Ausſchuſſe vor. Doch ift es notwendig, 
noch für die nächſte Zeit, bis dieſer Entwurf Geſetzeskraft erlangt, Vorſorge 
zu treffen, damit nicht durch die Tücke der Scharfmacher noch Hunderte von 
Arbeitern auf dieſe Weiſe geſchädigt werden. Aus dieſem Grunde ſtellen die 
Gefertigten an die Herren Miniſter die Fragen: f f 

1. Sind die Herren Miniſter bereit, die Ortspolizeibehörden und die 
Gewerbegenoſſenſchaften unverzüglich auf die Rechtswidrigkeit der Eintra⸗ 
gung geheimer Zeichen in die Arbeitsbücher aufmerkſam zu machen, ihnen 
die vereinbarten Zeichen mitzuteilen, ſie zu beauftragen, bei der Erteilung 
der Beſtätigung nach § 80 d G.-O. nachzuprüfen, ob ſolche geheime Zeichen 
in die Arbeitsbücher eingetragen worden ſind, und wenn dies geſchehen iſt, 
die Arbeiter hierauf aufmerkſam zu machen und ſie über ihr Recht, vom 
Unternehmer Schadenerſatz zu verlangen, zu belehren? 70 b 
2. Iſt der Herr Miniſter des Innern bereit, die Unternehmerorga⸗ 
niſationen und insbeſondere den Bund öſterreichiſcher Induſtrieller darauf 
aufmerkſam zu machen, daß Vereinbarungen über Eintragung geheimer 
Zeichen in die Arbeitsbücher geſetzwidrig ſind, daß daher ein Verein, der 
ſolche Vereinbarungen veranlaßt und durchführt, feinen ſtatutenmäßigen 
Wirkungskreis überſchreitet?“ f 8 5 

Alle die Aktenſtücke, deren Zahl noch um zahlreiche andere ver⸗ 
mehrt werden könnte, beweiſen, daß es eine Frivolität ſondergleichen 
war, wenn die Unternehmer von einem durch die Arbeiter mißbrauchten 
Koalitionsrecht ſprachen. Tatſächlich war das Koalitionsrecht bedroht, 
weit mehr bedroht als durch den offenen Kampf der Unternehmer gegen 
das beſtehende Koalitionsrecht durch die feigen, gewiſſenloſen, die 
Offentlichkeit ſcheuenden Praktiken der Unternehmer, die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Abgeordnete in den beiden Interpellationen an den Pranger 
geſtellt haben. Wäre es der Regierung ernſt geweſen mit der Sicherung Pr 
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des geſetzlich gewährleiſteten Koalitionsrechtes, ſo hätte fie Maßnahmen 
treffen müſſen gegen die Unternehmer, ihre Organiſationen und Sekre— 
täre, die die ganze Bedeutung des Koalitionsrechtes durch den Miß— 
brauch der Arbeitsbücher und durch die Verfemung der Arbeiter durch, 
ſchwarze Liſten in Frage ſtellten. Die Unternehmer untergruben das 


Geſetz und die Achtung vor dem Geſetz und zeterten dann über Ver— 


giftung des Klaſſenkampfes. 


9. „Sozialpolitik“ kontra Koalitionsfreiheil. 
Wohlfahrtseinricht ungen. — Arbeits vermittlung. — 
Gelbe Organiſationen. f 
Es iſt ſonderbar: Der Lohnſchutz wurde, wenn auch ſehr unvoll- 


ſtändig gewährt, ſo doch grundſätzlich teilweiſe wenigſtens als notwendig 
anerkannt; wirtſchaftspolitiſche Freiheit und Unabhängigkeit, die noch 


viel wichtiger für den Arbeiter ſind, hingegen blieben der Diktatur des 


Unternehmers preisgegeben. Nun konnte der Arbeiter mit den Lohn- und 
Arbeitsbedingungen ſeines Arbeitgebers im großen und ganzen wohl 
einverſtanden und dennoch wegen der Beſchränkung ſeiner Meinungs⸗ 
freiheit in Sachen von Wahlen für die Krankenkaſſe, Unfallverſicherungs⸗ 
anſtalt, das Gewerbegericht, den Gemeinderat, Landtag oder das Abge— 


ordnetenhaus höchſt unzufrieden ſein. Ein folder Arbeiter mußte ſich 


fragen: Warum genießt meine perſönliche Geſinnungsfreiheit nicht eben⸗ 
falls einen Schutz? Kann ich denn meiner politiſchen überzeugung ohne 
Gefahr für meine Exiſtenz ungehindert Ausdruck geben, wenn ich gleich⸗ 
ſam der Hinterſaſſe eines feudalen Fabriksherrn bin? Was ſollen die 
ſogenannten Wohlfahrtseinrichtungen? Sind ſie nicht ebenſo viele 


Schranken meiner ſozialpolitiſchen Freizügigkeit? Allerdings — der 


Unternehmer ſtellt mir den Austritt frei, aber damit iſt mir nicht 


2 geholfen. Ich brauche Brot und Freiheit! Auch ein goldener Käfig 
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it ein Käfig und ein eiſerner Schuh iſt ein ſpaniſcher Stiefel. 


Das iſt der Gedankengang, der ſich jedem unbefangenen Be⸗ 
urteiler der Sachlage aufdrängte und der zu der Anſicht führte, das 
Syſtem der Wohlfahrtsanſtalten, welches „philanthropiſche“ Unter⸗ 


nehmer unterhalten (fie laſſen ſich's wirklich was koſten!) als ein Netz von 


Einrichtungen zur Feſtigung ihres Herr-im⸗Hauſe⸗Standpunktes, zur 


Umgehung des Truckunfugs anzuſehen. Truck heißt Tauſch. Minder⸗ 
wertige Ware ſoll nicht anſtatt vollwertigen Lohnes dem Arbeiter auf⸗ 


gedrängt werden; als ob es bloß darauf ankäme und nicht auch der 


Zwang zur Untertänigkeit ein Mißbrauch des kapitaliſtiſchen Syſtems 
wäre, das ſich nicht damit begnügt, die Kaufkraft des Arbeiters durch 


den Truckunfug zu mißbrauchen und ſelbſt noch bei der Auszahlung des 


Lohnes den Arbeiter zu übervorteilen, ſondern das auch ſonſt aus ſeiner 
ſeozialen Hörigkeit Kapital zu ſchlagen bemächtigt, wobei zum Schaden 
der Spott hinzugefügt wird, indem man die Mittel zur Verſtärkung 


und Feſtigung des feudalen Fabriksſyſtems „Wohlfahrtseinrichtungen“ 


nennt. Beſonders in der Großinduſtrie hatte hiedurch das Verhältnis 


zwiſchen Arbeiter und Unternehmer eine Verſchärfung erfahren, weil 


. ee Einrichtungen den letzteren befähigten, ſeinen Herren⸗ 
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ſtandpunkt ſchroffer zu betonen. Die ene hiefür iſt in der wi 
ſchreitenden Konzentration des Kapitals, in der wachſenden Vertruſtung 5 . 
unſerer Induſtrie zu ſuchen. Es iſt leicht erklärlich, daß ein Unter⸗ a 
nehmer, der mit wenigen Kapitaliſten die Möglichkeit hat, das Wohl, \ 
eines Landes in Frage zu ſtellen, vor allem über „ſeine“ Arbeiter un- 
umſchränkt gebieten will. Und weil dieſer Drang des Unternehmer- 
tums nach Selbſtherrſchaft auf Widerſtand, beſonders auf den der 
ſtarken Arbeiterorganiſationen, ſtieß, bemühten ſich die Großindu⸗ 
ſtriellen, die Macht der letzteren zu brechen dadurch, daß ſie „ihre“ 
Arbeiter den Organiſationen entfremdeten. 

Das Unternehmertum hat in den Betrieben, die ſeit langem das 
patriarchaliſche Prinzip hochgehalten haben, zwei Mittel mit Erfolg zur 
Unterjochung der Arbeiter angewendet. Zur Peitſche, zum brutalen 
Zwange ſelbſtherrlichen Größenwahns geſellte ſich das Zuckerbrot, das 
mit heuchleriſchem Augenaufſchlag edler Menſchenfreundlichkeit dar⸗ 
geboten wurde. Was jene nicht erreichen konnte, was fie in den meiſten 
Fällen verdarb, das Zuckerbrot führte es zu herrlichem Ende, es machte f 
die Arbeiter anſcheinend wenigſtens zu ſanftmütigen Trägern des Unter⸗ 
nehmerjoches. In der Tat ſehen wir, daß die modernen Unternehmer, 
die in Wohlfahrtseinrichtung machten, ſich wegen der Fürſorge für ihre ; 
Arbeiter über den grünen Klee loben ließen. Der Widerſpruch zwiſchen = 
Herrſchſucht und Arbeiterfürſorge war freilich etwas auffallend und gab Er 
manchem zu denken; allein ſogar bürgerliche Sozialßolitiker Bren- 
tano, Herkner u. a.) unterzogen das Märchen von der patriarcha⸗ 
liſchen Sorge dieſer Induſtriemagnaten für ihre Arbeiter einer zer⸗ 
zauſenden Kritik. In der Schriftenſammlung des Vereins für Sozial⸗ 
politik iſt ſeinerzeit ein Buch erſchienen, das ein umfangreiches Material 
zuſammentrug und ſyſtematiſch den Nachweis führte, daß der Unter⸗ 
nehmer durch die Wohlfahrtseinrichtungen die Freiheit des Arbeits⸗ 
vertrages praktiſch aufhob und in unſerer Großinduſtrie den Feudaͤ⸗ . 
lismus einführte.“) | | 

Worin beſtehen die Wah ahr n In der A 
Hauptſache im Bau von Mietswohnungen und der Gewährung von 


Zuſchüſſen zum Erwerb von kleinen Häuſern, ferner in der Zahlung 


von Produktionsprämien und der Errichtung von Penſionskaſſen 7 
und von Konſumanſtalten. Bürgerliche Speichellecker und ihre ge 
dankenloſen Nachbeter ſind nicht müde geworden, die hohe Ein⸗ | 
ſicht der „Arbeitgeber“ und ihre aufopfernde Unterſtützungsfreudig⸗ 
keit dem Arbeiter gegenüber in allen Tonarten zu preiſen. Nun, wir 3 
wiſſen es heute daß nicht Menſchenliebe den Anſtoß zum Bau bon 
Arbeiterwohnungen gab, ſondern daß die Unternehmer ; 
ſſelbſt durch die Verhältniſſe gezwungen wurden, in diefer Weiſe vor 
zugehen. Wollte man nicht überhaupt auf den Ausbau und die 

Vergrößerung der Betriebe verzichten, ſo mußte man eben oft auch P 
Unterkünfte für die Arbeiter herſtellen. Und ſo machte man denn aus 
der Not eine Tugend nicht nur in der Hinſicht, daß man für ſichh 
immer und immer wieder Reklame beſorgen ließ, daß man Vieh von 


) Dr. Adolf Günther: Die e der ace. 2 
geber in Deutſchland. Verlag von Duncker & N 1905 Ben > 
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5 . die nichts 955 een oder abſichtlich logen, einen Heiligen. 

5 ſchein ums Haupt malen ließ, ſondern auch dadurch, daß man den 

Arbeiter feſt an den Betrieb kettete. Wollte jetzt der Arbeiter ſeine 

: Tätigkeit auf dem Werke aufgeben, fo lief er- Gefahr, bevor er 95 

A anderwärts Beſchäftigung gefunden hatte, mit ſeiner Familie und ſeinen 
en auf der Straße zu liegen. Er wäre, da die Wohnung 
mit dem Arbeitsverhältnis aufgegeben werden mußte, mit ſeiner 
Familie obdachlos geworden und — weil gewöhnlich in der Nähe des 
bisherigen Aufenthaltsortes kaum Arbeit zu erlangen war — auch ge⸗ 
nötigt geweſen, fortzuwandern. Dies war für den Arbeiter in den 
allermeiſten Fällen ein jo großer Nachteil, daß er es vorzog, Unfreiheit 

3 und Druck weiterhin zu tragen. 

5 Wußte der Arbeitgeber bei ſeinen Machtgelüſten die richtigen 
Grenzen nur einigermaßen einzuhalten, jo verblieben ſeine beivohl- 
fahrteten Arbeiter tatſächlich in voller Hörigkeit. Dieſe Grenzen waren 
oft ſo weit gezogen, daß es in der Hand des Unternehmers lag, die 
Hörigkeit in Erbuntertänigkeit zu verſchärfen. Und davon wurde in 

N der Großinduſtrie auch reichlich Gebrauch gemacht. Unter anderem 
konnten die Mietsverträge von Fabrikswohnungen beſtimmen, daß da⸗ 
ſelbſt nur ſolche Erwachſene untergebracht werden dürfen, die in der 
Fabrik arbeiten, welcher die Wohnung gehörte. Wollte alſo der Vater 
ſeinem Sohne ein anderes Handwerk beibringen laſſen, ſo mußte er 

5 ihn bei fremden Leuten einquartieren. Doch auch damit kam er nur 

5 ſelten durch, denn gewöhnlich flog er auch aufs Pflaſter, wenn er ſeine 

Kinder nicht dem angeſtammten Ausbeuter auslieferte. Sonach ſtellte 
die Wohlfahrtseinrichtung der Fabrikswohnung den damit beglückten 

3 Arbeiter vor die ſchwere Wahl zwiſchen endloſem Helotentum und Ar⸗ 

beits⸗ und Obdachloſigkeit. Dieſelben Wirkungen hatten, nur in noch ver⸗ 

Ichärſterer Form, die von manchen Fabriken geleiſteten Zuſchüſſe, die den 

Arbeitern zum Bau eigener Häuschen gewährt wurden. Die Bedingungen, 

Hunter denen man fie gab, waren zuweilen ſchamlos. Das auf das Haus 

als Hypothek eingetragene Kapital wurde ſofort. fällig, wenn der Arbeiter 

aus irgendeinem Grunde, ſei es freiwillig, jet es durch Entlaſſung, die 

Fabrik verließ. Er war Aliens imſtande, die Schuld beim Verlaſſen 

des Hauſes zurückzuzahlen. Es folgte Zwangsvollſtreckung, bei der der 

Arbeiter nicht nur ſeine Erſparniſſe, die im Hauſe ſteckten, verlor, jon- 

3 dern meiſt noch tiefer in Schulden geriet, denn der Unternehmer, der 

ſich ſtets das Vorkaufsrecht geſichert hatte, erwarb das Anweſen oft weit 

unter ſeinem Werte. So ging der e Wohltäter aus Nächſten⸗ 

Ehe unter die Bauſchwindler. 

Aber ſagte man: Auf den Werken einer ſolchen Weltfirma lebten 

die Arbeiter ſorgenfrei, ihnen war auch im Alter die Exiſtenz geſichert! 

Waren ſie eine Reihe von Jahren bei ihrem Herrn beſchäftigt und 

arbeitsunfä ig geworden, jo werden fie unterſtützt und „penſioniert“. 

Dazu waren die Penſionskaſſen vorhanden, die durch beſtimmte 

Beiträge der Arbeiter und durch unbeſtimmte des Geſchäftes geſpeiſt 

wurden. Man überſah: Die Überſchüſſe dieſer Fabriksunterſtützungs⸗ 
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zwungen war, ſich vom Lohne einen beträchtlichen Teil abziehen zu 
aus wenn er niemals in die Lage kommen ſollte, etwas aus der 
N | 5 


. e 


fonds waren nur dadurch möglich geworden, daß ein jeder Arbeiter ge⸗ 5 


| ſammelten Fondsanteil einen ſo großen Verluſt bedeutet, daß auch el 


nehmer fo vorſichtig, nur „Würdige“ zu unterſtützen. Kam die Zeit, wo 


| begehren ab. Sie alle — auch der Oberſte Gerichtshof — anerkannten 
(d. h. unverdienten, geſetzwidrig angewendeten) Furcht nicht geſprocen 


auch ohne Angabe von Gründen zu kündigen und es daher keine Un⸗ 


horſams gegenüber einem ſeiner Befehle die Kündigung droht. Der 0 


auf die Bedienſteten ausgeübt hätte, um e A Üibereinfommen 5 


mit der Entlaſſung rechnen. Beiſpiele ſolcher Art waren nicht gar ſelten 


der infolge eines Unfalls im Grubendienſte minderdienſttaugljch ge ; 


halb die mit der Generaldirektion getroffene Vereinbarung an, und zwar ar 


ee | | o 
Kaſſe zu beziehen. Hatte der Arbeiter aber wirklich Tängere Zeit a f 4 


dem Werke ausgehalten, ſo hätte für ihn ein Verzicht auf den ang» 


von einer Löſung des Arbeitsverhältniſſes abſah. Auch waren die Unter- A 


u 1 
BR 


ein unbeliebter Arbeiter bezugsberechtigt wurde, jo durfte er 1 1 


und ſind aktenmäßig nachgewieſen worden. Der Arbeiter verlor dann 
jeden Anſpruch an die Kaſſe, in die er jahrzehntelang große Summen 
gezahlt hatte. Er konnte dies nur dadurch umgehen, daß er ſich beſtrebte, 
das gute Einvernehmen mit ſeinen Vorgeſetzten auf Koſten ſeiner über⸗ 
zeugung und auch gewiſſer materieller Intereſſen aufrecht zu erhalten. 
Für ihn ergab ſich als „ſittliche“ Forderung: krieche vor deinem Herrn ee, 
und laß dir ohne Murren jeden Fußtritt verſetzen. 5 
Eine ſehr draſtiſche Illuſtration zu dem Kapitel „Fabriks⸗Unter⸗ N 


ſtützungskaſſen“ liefert folgender Fall, den wir dem Brünner „Volks⸗ > 


freund“ vom 21. November 1913 entnehmen. Danach wurde im Sän- 
ner 1905 für die Bedienſteten (Arbeiter) und Meiſter in den Montan⸗ 
werken der erzherzoglichen Güterdirektion Teſchen ein ſogenannter 
Bruderladenergänzungsfonds geſchaffen. Die unzulängliche Dotierung 
des „Fonds“ nahm der Güterdirektor Günther zum Anlaß, um durch 
die Herabſetzung der Anwartſchaften den „Fonds“ zu ſanieren. Er er⸗ 
zwang die Herabſetzung durch die Drohung mit der Entlaſſung und ſetzte 
ſie auch durch. Der Vorteil für die Unternehmung lag auf der Hand: Sie 


erſparte ſo weitere Zuſchüſſe und erhielt die Möglicheit, widerſpenſtigen 8 


Arbeiter ſich zu entledigen. Dem entgingen letztere durch die Er⸗ 
klärung, daß ſie mit der „Sanierung“ einverſtanden ſeien. Unter A 4 
Arbeitern, denen durch die Angſt vor der Entlaſſung die Unterſchrift 
abgezwungen wurde, befand ſich auch ein Mann mit 39 Dienſtjahren, 


worden war. Für dieſen Bedienſteten bedeutete die Unterwerfung unter 
den Revers einen Ausfall von 76 K jährlich an Penſion. Er focht des⸗ 


hauptſächlich aus dem Grunde, weil ſie ihm durch die Dröhung mit der 
Entlaſſung erpreßt worden war. Die Gerichte wieſen jedoch das Klage⸗ 1 


zwar, daß die Furcht vor der angedrohten Entlaſſung begründet und 
daß dies mit Rückſicht auf das Alter und die teilweiſe Invalidität des g 
Klägers keine gleichgültige Sache war, daß aber von einer „ungerechten“ 


werden könne, weil der Unternehmer das Recht habe, den Angeſtellten 
geſetzlichkeit ſei, wenn der Dienſtgeber auf die Verweigerung des Ge⸗ 
Oberſte Gerichtshof ſtellte ſich wie das Berggericht und das Ober⸗ 2 
landesgericht auf den Standpunkt, daß die zwiſchen dem Bedienſteten 5 
und der Güterdireftion abgeſchloſſene „Vereinbarung“ nicht es 5 


jet. Nur in dem Falle könne man von einer „ungerechten“ Furcht 
ſprechen, wenn die beklagte Unternehmung zu dem Zwecke einen Druck ir 
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auf Koſten der Bedienſteten ſich einen Vorteil zuzuwenden; in dieſem 
Jalle allerdings wäre die Drohung mit der Entlaſſung ein den ethiſchen 
Grundſätzen widerſprechender Akt. — Daß der erpreßte Verzicht des 
Bedienſteten auf die volle Höhe der in Ausſicht geſtellten Penſion, wie 
ſie ja eine Zeitlang auch ausgefolgt worden, kein Vorteil für die 
Unternehmung ſein ſoll, iſt eine Anſicht, die bloß den weltfremden, 
kapitalsfreundlichen Oberſten Gerichtshof charakteriſierte, ſonſt aber als 
ſinnlos bezeichnet werden muß. Angeſichts einer ſolchen Beurteilung 
der durch wirtſchaftliche Abhängigkeit bedingten Zwangslage nimmt es 
freilich nicht wunder, daß den Recht ſuchenden Bedienſteten eines mit 
* Wohlfahrtseinrichtungen⸗ ausgeſtatteten Unternehmens zugemutet 
ward, dieſe Einrichtungen als zu ihrer Wohlfahrt beſtimmt anzu⸗ 
ſehen. Natur und Zweck dieſer Wohlfahrtsanſtalten ſelbſt erhielten da⸗ 
durch die richtige Beleuchtung: ſie kennzeichneten, was das Großkapital 
als mit den „guten Sitten“ vereinbar hält. 
5 In der Verwaltung der Kaſſen hatten ſich die Unternehmer durch 
ein Syſtem, welches den Arbeitern den Schein einer Mitbeſtimmung 
gewährte, den ausſchlaggebenden Einfluß geſichert. Die Beauftragten 
des Fabriksherrn entſchieden endgültig darüber, ob ein Arbeiter arbeits⸗ 
= unfähig war oder nicht, ſelbſt Arzte und Richter konnten dieſe Ent- 
e nicht umſtoßen. Eine ähnliche Wirkung wie die Penſions⸗ 
kaſſen hatten die Produktionsprämien, die für größere Lei⸗ 
ſtungen gewährt wurden. Der Sache nach bedeuteten dieſe Prämien 
5 einen Teil des in der Regel geringen Lohnes. Da die Arbeiter nicht in 
der Lage waren, auf die Höhe dieſer Prämien einzuwirken, hob dieſe 
. den freien Lohnvertrag gänzlich und dauernd auf, der 
Fabrikant ſetzte den Lohn einſeitig nach Fertigſtellung der Arbeit fall⸗ 
weiſe t. 
Am die Feſſelung des, Arbeiters an den Betrieb oltre ee zu 
ö machen, gab es da und dort noch eine Einrichtung: die Konſum⸗ 
1 


2 
2 4 
5 
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anſtalt. Daß die Werkfaſſungen nur die ſpaniſchen Wände waren 
für den Truckunfug, wußte jeder, der die Verhältniſſe kannte. Das 
dei mochte zehnmal die Auszahlung in barem Gelde vorſchreiben, 
der Unternehmer hiezu auch bereit ſein — der Arbeiter kam mit ſeiner 
Jamilie nur zu oft in die Lage, ſelbſt das Geſetz umgehen zu müſſen. 
Da er keinen Kredit hatte, Lohnvorſchüſſe nicht unter allen Umſtänden 
zu bekommen waren, nahm er Lebensmittel auf Borg im „Werks⸗ 
konſum“. Dieſe Werkskonſumvereine waren, auch wenn ſie rechtlich die 
Form von Wirtſchaftsgenoſſenſchaften hatten, nichts weniger als demo⸗ 
r ratiſche Selbſtverwaltungskörper. Die Mitglieder hatten in ihnen am 
ö wenigſten zu ſagen, es diktierte der Unternehmer durch ſeine Beamten 
und Werkführer. Die Borgwirtſchaft widerſtritt dem Intereſſe des 
Arbeiters an einer wirtſchaftlichen Führung ſeines Haushaltes, auch 
dem genoſſenſchaftlichen Grundſatze der Solidarität, ſie verhängte über 
den Arbeiter die Kurdtel des Fabriksbeſitzers, und dieſe Schuldknecht⸗ 
. ſchaft verſchärfte ſeine Lohnknechtſchaft. Aber auch dort, wo dieſer Fall 
nicht zutraf, waren ſolche Werkskonſumanſtalten Herrſchaftsinſtrumente 
@ des Unternehmers und vermehrten die Abhängigkeit der Arbeiter. Die 
5 ee dieſer Konſumanſtalten iſt daher ſowohl vom Standpunkte 
einer . Warkatntzahlung wie von dem der Wahrung der 
x 5* 
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Koalitionsfreiheit Vonpendig ober Hu deshalb, weil die Kaufkraft des 
Arbeiters nicht verzettelt werden darf, vielmehr einheitlich in großen En 
Aſſoziationen zuſammengefaßt werden muß, wenn der Zweck: Mit⸗ 8 
beſtimmung der Preiſe auf den Warenmärkten, erreicht werden ſoll. De 
Nur jo kann der Gegenſatz aufgehoben werden, der zwiſchen dem Sinne = 
des Truckverbotes und den Werksanſtalten beſteht. Wer erſteres 
wirklich und vollſtändig durchgeführt wiſſen will, der muß darauf 
dringen, daß die Beſchaffung von Lebensmitteln und anderen Bedarfs. 
gegenſtänden, die der Arbeiter für ſich und ſeine Familie braucht, nicht 
durch die Unternehmer oder deren Beauftragte, ſondern unabhängig 
von ihnen durch die Arbeiter ſelbſt erfolge. Auf der einen Seite n 25 ö 
Unternehmern die Barzahlung vorzuſchreiben und auf der anderen die 
Erlaubnis zur Zuwendung von Wohnung, Feuerungsmaterial, Grunde 2 S 
ſtücken, Arzneien und ärztlicher Hilfe ſowie von Werkzeugen und Roh⸗ 
ſtoffen zu den von ihnen anzufertigenden Erzeugniſſen unter Ab. 25 
rechnung bei der Lohnzahlung „nach vorausgegangener. Vebeir be 
(§ 78, Abſatz 2 der G. O.) — das iſt ein Widerſpruch. Truckverbot und 
Truckmöglichkeit können nebeneinander nicht beſtehen. England hat den 
auch ſeit 1831 ein ziemlich ſtrenges Truckverbot, welches ſeit 1887 auf = — 
alle Betriebskategorien ausgedehnt wurde und die ſogenannten Werks⸗ 
anſtalten ausſchließt. Frankreich hat im Jahre 1910 ein Truckgeſetz er⸗ 5 
laſſen, welches die Lebensmittelmagazine unterſagt und damit den Miß⸗ = . 
brauch aus der Welt ſchafft, den die Unternehmer damit trieben. Der | 
Bericht der öſterreichiſch— ungariſchen Handelskammer in Paris vom 
Jahre 1910 ſpricht im Hinblick auf die Fabrikskonſumanſtalten von 2 
einem „Syſtem, MER 8 ſehr oft in ein Mittel der e aus- 
artete“. >” 
Noch unheilvoller für die Arbeiter als alle dieſe Maßnahmen der 8 
Unternehmer war ihre Beherrſchung der. 1 er 
Der Kampf um den Anteil am Produktionsertrag begann für den 
3 
1 


— 


Arbeiter ſchon vor ſeinem Eintritt in die Werkſtatt — auf dem 
Arbeitsmarkte. Hier kam der wahre Charakter der Arbeitskraft deutlich 
und für den Verkäufer, den Arbeiter, meiſt recht ſchmerzlich zum Aus⸗ 
druck. Beſonders der ungelernte, unorganiſierte Eingänger, der aus 
Unwiſſenheit, Indifferenz oder Eigenbrötelei allein ſich anbot, war 
übel daran und mußte die Arbeitsbedingungen, die ihm der Unter⸗ > 
nehmer diktierte, in der Regel ohne Weigerung annehmen; es ſei denn, 2 
daß er ein beſonders gut qualifizierter Arbeiter war, der in ſeinem 4 
Fach wenig oder keine Konkurrenz hatte. Eben dieſe Konkurrenz herbei⸗ 2 
zuführen, war nun ſeit je das Beſtreben der Unternehmer. Dies be⸗ 
werkſtelligten ſie hauptſächlich durch zwei Mittel: erſtens durch die Be⸗ 4 
herrſchung der Arbeitsnachweiſe und dann durch die Förderung bon- 
Gegenorganiſationen. Hier wie überall muß die charakteriſtiſche Tar. 
ſache konſtatiert werden, daß die Unternehmer den Kampf um den 3 
Arbeitsnachweis viel energiſcher führten als die Arbeiter, die die große | 
Wichtigkeit der Sache lange Zeit verkannten. Die Unternehmer a 
natürlich auch hiebei die tatkräftigſte Unterſtützung bei den Behörden 
und insbeſondere bei den Gemeindeverwaltungen. Indem ſie eigene = 
ER ins e 1 oder a durch 4 
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SE "Wannen - ae die Möglichkeit, die von den Gewerkſchaften eingeengte 
Konkurrenz unter den Arbeiter wieder herzuſtellen. Die von ſolchen 
Alrbeitsnachweiſen vermittelten Arbeiter waren genötigt, individuelle 
Arbeitsverträge zu ſchließen und ſich den Bedingungen des Unter- 
nehmers zu unterwerfen. Bei Streiks lieferten ſolche unter dem ein- 
ſeitigen Einfluſſe der „Arbeitgeber“ ſtehende Stellenvermittlungen 
nicht ſelten Streikbrecher oder doch ſolche Arbeitsloſe, die ihre Arbeits⸗ 
kraft um jeden Preis verkauften. Es war geradezu die Aufgabe mancher 
Arbeitsnachweiſe, aus, andersſprachigen, induſtriell noch unentwickelten 
Gegenden Arbeitskräfte heranzuziehen und ſo die Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkte zuungunſten der heimiſchen Arbeiter zu vergrößern. 
Die von Gewerkſchaften geſchaffenen Stellenvermittlungen wurden von 
den Unternehmern und ihren Organiſationen nach Möglichkeit ge- 
mieden und bekämpft. Schließlich mußten ſie ſich doch zu Konzeſſionen 
. herbeilaſſen und die paritätiſche Verwaltung der Arbeitsvermittlungs⸗ 
ämter bewilligen; die Gewerkſchaften behielten aber auf ihrem Kongreß 
(41896) mit Recht eine ablehnende Haltung bei. Erſt 1906 entſchloſſen 
ſie ſich unter gewiſſen Bedingungen, für den Arbeitsnachweis auch die 
Unternehmer zuzulaſſen. | 
2 Als letztere nunmehr ſahen, daß ſie in dieſer Hinſicht nicht mehr auf 
die bedingungsloſe Unterſtützung durch die Staatsverwaltung und 
Geſetzgebung rechnen können, begannen fie um fo eifriger ein anderes 
Mittel anzuwenden, das anfangs auch vorzüglich geeignet erſchien, in 
die Reihen der Arbeiter Verwirrung zu bringen: Es waren dies die 
gelben Vereine, die nicht bloß jeden Klaſſenkampf grundſätzlich 
und tatſächlich ablehnten, ſondern auch noch den Unternehmern Hilfs- 
Ddienſte leiſteten. Die Induſtriellen ſchufen ſich mit fo gekennzeichneten 
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Arbeitern und Angeſtellten gebildet und ſpäter zu lokalen Vereinigungen 
: ausgeſtaltet wurden, eine Schutztruppe, deren Hauptaufgabe der Krieg 
gegen die freien Gewerkſchaften war. Daß die Judasrolle dieſer Auch- 

Gewerkſchafter mit dem gelben Fleck von der Maſſe der Arbeiter bald 

durchſchaut wurde, iſt nicht weiter verwunderlich, und die Unternehmer 
beeilten ſich deshalb, die anſtößige Farbe durch die nationalen Farben 
zu übertünchen, freilich ohne damit den angeſtrebten Zweck zu erreichen. 

Denn ſchließlich ſchimmerte das Gelbe auch durch das Schwarzrotgold 

| hindurch und ward ſo dem blödeſten Auge kenntlich. : 

Etwas größeren Erfolg hatten die Kleingewerbetreibenden mit der 

Förderung der chriſtlichſozialen Gewerkſchaften, zumal in Wien, 
wo durch die bis zum Kriege ziemlich unerſchütterte Machtpoſition der 
OChriſtlichſozialen die Möglichkeit gegeben war, in den großen Gemeinde- 
betrieben durch einen mehr oder minder ſanften Druck die Maſſen in 

die ſchwarzen Gewerkſchaften zu preſſen und ſo den freien Organi⸗ 
ſationen der klaſſenbewußten Arbeiter eine Gegenorganiſation ent- 
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eim weſentlichen die Aufgabe hatten, den ſozialdemokratiſch geführten 
Gewerkſchaften bei jeder Gelegenheit in den Rücken zu fallen und durch 
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| nalen letztere ſelbſt zu treffen, iſt bekannt. Ebenſo, daß hie- 
Se Durch der e in Ela Betrieben direkt und indärekt genährt wurde 


Organiſationen, die zuerſt aus den in ihren Betrieben beſchäftigten 


eee Daß auch dieſe kleingewerblich⸗klerikalen Gegenfüßler 


ndinen perſönlichen Kampf gegen die Vertrauensmänner der freien 
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und nicht ſelten zu häßlichen Akten der erweist führte. And 1 
ſtrielle und Gewerbetreibende wußten ſehr gut, warum ſie dieſe ver⸗ 1 
ſchiedenen Scheingewerkſchaften unter ihre Patronanz nahmen und 
ſich's was koſten ließen. Sie gingen nach dem bekannten Jeſuiten⸗ ri 
grundſatz vor: „Teile und herrſche!“, zerſplitterten fo die folidariihe 
Einheitsfront des Proletariats, verringerten deſſen Möglichkeiten den 
Ausnützung des Koalitionsrechtes, ſchwächten deſſen Kampfkraft und 
ſicherten ſich ſo einen erhöhten Einfluß auf den Arbeitsmarkt. Je 
geringer und unorganiſierter aber das Angebot der Arbeitskräfte war, 
deſto niedriger der Lohn, deſto ſchlechter die Arbeitsbedingungen. Nur 
allzu viele Arbeiter haben dies nicht begriffen oder gleichgültig und 
feige hingenommen. Sie unterſtützten damit, auch ohne daß ſie Mit⸗ 
glieder der nationalen oder chriſtlichſozialen Vereine waren und ohne 
daß fie ſich ihrer traurigen Rolle bewußt waren, die Pläne der Unter 
nehmer, von denen ſie ſich einreden ließen, daß die Intereſſen der Arbeit 
mit jenen des Kapitals unter allen Umſtänden völlig gleich ſeien, wäh⸗ 
rend fie in Wirklichkeit ihrem eigenen Fleiſch und Blut den unlauterſten 
Wettbewerb bereiten halfen und für ein ſchnödes Judasgeld (welches 3 
aber von Antiſemiten ebenſo wie von deren jüdiſchen Gegenfüßlern 
aufgebracht wurde) das Intereſſe der Geſamtarbeiterſchaft verrieten.“) a 
Die Unternehmer aber hatten den von ihnen angeſtrebten Zweck err 
reicht: Sie, die für ſich ſelbſt das Recht beanſpruchten, dem uneinge⸗ 
ſchränkten Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte mittels der Kartellierung 
Zügel anzulegen, verwehrten es den Arbeitern, das freie Walten des 
Geſetzes von Angebot und Nachfrage zu ihren Gunſten zu regulieren. 5 
Dank der zielbewußten Arbeit der Gewerkſchaften iſt es ſchließlich doch 
gelungen, alle dieſe Machenſchaften der Unternehmer und ihrer Sid 
linge zu durchkreuzen, und was das Unternehmertum bei zeitgemäßer 
Nachgiebigkeit im Einvernehmen mit den gewerkſchaftlich disziplinierten 
Arbeitern für ſich allenfalls noch hätte retten können, muß es jetzt, daa 
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ihm die ungezügelte Kraft der Maſſen gegenüberſteht, e 8 2 8 
geben. re 3 
10. Anki-Streiligeſeh⸗Beſtrebungen. „ 
* des Strafrechtes. — Verſchlechte. 3 
| rung des Koalitionsgeſetzes. | 2 


Je deutlicher es wurde, daß alle Vergewaltigungen des Koali⸗ IR 
tionsgeſetzes, aller Mißbrauch der Gewerbeordnung und anderer Ge 
ſetze nicht zum Ziele führen — und das Ziel war die völlige Unter 
bindung des Koalitionsrechtes — deſto mehr ſtrengten ſich die Unter⸗ are. 
nehmer an, eigene Anti⸗Streikgeſetze durchzuſetzen, wie ſolche in einigen 23 
anderen Staaten beſtehen. Allein ihrer Liebe Müh' war umſonſt, die N 
Regierung ſcheute ſich, mit offenen Karten zu ſpielen, und N es BI 


) Auf Die übrigen Mittel 5 Methoden, die die Schar an⸗ Sr 


end um den Arbeitsmarkt in ihre Hand zu bekommen und die Kon⸗ 5 

W unter den Arbeitern zu vergrößern, können wir hier nicht . . 80 

Wer Näheres darüber wiſſen will, der kaufe ſich die im Verlage des „öfter 

0 reichiſchen M etallarbeiterverbandes“ 1908 erſchienene Schrift: 2 2 
„Die Unternehmerverbände, ihre Ziele und Kampfmittel“, welche 8 x 


9 anderem auch über. die gelben . Kt a 3 
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Be 5 heben Wege. Die 8 hiezu bot die längſt fällige 
Reformd es alten Strafgeſetzes, das 1803 entſtanden und 1854 
noch verſchärft worden war. Dieſer „Reform“ ſollten die Strafgeſetz⸗ 
entwürfe aus den Jahren 1889, 1896, 1906, 1909 und 1912 Rechnung 
tragen. Beſonders deutlich ſind in dieſer Beziehung die zwei letzten 
Entwürfe; ihr ſchlecht verhehlter Zweck war u. a., durch Schutz der 
„Arbeitswilligen“ (Streikbrecher) die Ausübung des Koalitionsrechtes 
ſeitens der klaſſenbewußten Arbeiter unmöglich zu machen. Man ſprach 
8 nicht ausdrücklich vom Lohnkampf oder von Arbeitseinſtellung. Koalition 
und Streik wurden nicht ausdrücklich verboten, aber man bemühte ſich, 
5 die Wege dazu abzuſperren, den Organiſationszwang für die Arbeiter 
2 unter dem Deckmantel des Schutzes allgemeiner Intereſſen, der Freiheit, 
Ehre, der öffentlichen Wohlfahrt, praktiſch überhaupt aufzuheben und die 
Anwendung des Koalitionsrechtes nach Möglichkeit zu erſchweren. Wäre 
3 es nach den Abſichten der Scharfmacher von damals und ihrer Hand- 
0 lung in der Regierung ſowie in den beiden Häuf ern des verfloſſenen 
RMeichsrates gegangen, dann hätte man mit einigen Paragraphen des 
vorerwähnten Strafgeſetzes jeden Verſuch einer Verbeſſerung der Ar⸗ 
beitsbedingungen im Keime erſticken und die um ein größeres Stück 
Brot ringenden Arbeiter als Verbrecher behandeln können. Es kam 
nicht dazu. Die Gewerkſchaften kündigten durch ihre Vertreter im 
Arbeitsbeirat und im Abgeordnetenhauſe den ſchärfſten Kampf an und 
die Regierung war durch die zunehmenden Wirren im Parlamente 
daran gehindert, die Geſetzwerdung der Vorlage ernſthaft zu betreiben. 
Die letzten Jahre vor Kriegsausbruch ſahen die bedenklichſte Zuſpitzung 
der Gegenſätze nicht bloß zwiſchen den Nationen, ſondern auch zwiſchen 
den Klaſſen, und der Krieg mit der folgenden Revolution riß dann 
alle die faulen Blüten des verſumpften Sſterreich in den Abgrund. 
Dort verweſt mit manch anderer Hinterlaſſenſchaft (Arbeitsbuch, Strafe 
für Kontraktbruch) auch der arbeiterfeindliche Strafgeſetzentwurf, der 
das Koalitionsrecht erdroſſeln ſollte. Er iſt begraben für immer und 
wird kein Auferſtehen feiern. Das gleiche Schickſal teilt der Ent⸗ 
wurf eines nach rückwärts revidierten neuen Kaoalitionsgeſetzes, 
welcher beſtimmt war, den verruchteſten Scharfmacherambitionen Rech⸗ 
3 nung zu tragen. Damit ſowie mit dem „reformierten“ Strafgeſetze 
4 hätte das Ausbeutertum die längſt angeſtrebten Anti⸗Streikgeſetze er- 
3 halten, durch welche es nicht nur das Streben der einzelnen nicht⸗ 
organiſierten Arbeiter, ſondern auch die Tätigkeit der Gewerkſchaften 
=» hätte lahmlegen können. Was damals der Arbeiterſchaft drohte, iſt 
® zwar für immer vorbei. Aber es hat mehr als ein bloß geſchichtliches 
Intereſſe, die T Tatſachen von damals feſtzuhalten. Man halte ſich 
3 ‚folgendes vor Augen: Das geltende Koalitionsgeſetz vom 7. April 1870 
beſchränkt ſich (in den 88 2 und 3) auf die Sicherung der „Arbeits⸗ 
willigkeit“ allein bei Streiks, und zwar ausſchließlich bei Loh n ſtreiks; 
es beſtimmt (mit Weglaſſung der auf die e ſich e 
Bestimmungen: 8 


* 
5 


x ee Durchführung einer Verabredung von Arbeitnehmern zu bewirken, 
welche bezweckt, mittels gemeinſchaftlicher Einſtellung der Arbeit von den 
2 Arbeitgebern höheren Lohn oder überhaupt günſtigere Arbeitsbedingungen zu 
e, an Bien, an der Sr, ki freien „ Arbeit 


„Wer, um das Zuſtandekommen, die br oder eine zwangs⸗ > 


ſtimmten Inhalts zu bewirken, nämlich auf Seite der Arbeitgeber einer 
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oder zu hindern verſucht, iſt, ſofern ſeine Handlung nicht unter eine ſtrengere * 
Beſtimmung des Strafgeſetzes fällt, einer Übertretung ſchuldig und von N 
Gerichte mit Arreſt von acht Tagen bis zu drei Monaten zu beitrafen.“ e 


2 
Der Entwurf zur Verſchlechterung des Koalitionsgeſetzes erweiterte = 


die Strafandrohung auf alle Streiks und darüber hinaus bei einem 8 


ſelbſt nur individuellen Arbeitskonflikt; ſein Wortlaut war folgender: 


„Wer einen Arbeitgeber oder einen Arbeitnehmer tätlich mißhandelt. 
mit Mißhandlung bedroht oder gegen ihn ein anderes Mittel der 
Ein ſchü „ anwendet, um ihn an der Ausübung ſeines freien 
Entſchluſſes, Arbeit zu geben oder Arbeit zu nehmen, zu hindern, wird von 
dem Gerichte mit Haft bis zu drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis su = 
1000 Kronen beſtraft.“ 99 


Nicht genug Bakau, beabfichtigte m man, die Geltung des 8 4, der Hie 8 
Verabredungen von Gewerbsleuten betrifft, durch die der Preis einer 5 
Ware zum Nachteil des Publikums erhöht werden ſoll, auf die Arbeits⸗ 2 


löhne auszudehnen, indem auch Verabredungen einbezogen wurden, En 
die den „Preis einer Big oder Leiſtung“ zum „Nachteil des Publi⸗ 7 
kums“ erhöhen wollen. Die Erläuterungen der damaligen Regierung 2 
zu dieſer infamen 1 die im ſchnödeſten Scharfmachertone ge⸗ Bar 
halten waren und die arbeiterfeindliche W . N 
hatten folgenden Wortlaut: > 


„Die neue Faſſung des 8 3 des Koalitionsgefetes vom 7. April 1% 5 
weicht von der gegenwärtigen nach zwei Richtungen ab. Das geltende Geſetz 
führt als Formen, in welchen die ſtrafbare Handlung begangen werden kann, > 
die Anwendung von Gewalt und die Einſchüchterung an; der Entwurf die = 
tätliche Mißhandlung, die Bedrohung mit Mißhandlung oder die Anwendung 
eines anderen Mittels der Einſchüchterung. Die Anderung ſtrebt eine genauere 
Scheidung vom Tatbeſtande der Nötigung an, zu deſſen Begriffsmerkmalen 
die Anwendung von Gewalt gehört. Die Beſtimmung wird dadurch nicht aus⸗ 
gedehnt, da die Einſchüchterung ſchon heute ſtrafbar iſt und der a 
die tätliche Mißhandlung und die Bedrohung mit Mißhandlung nur 8 
typiſche Formen der Einſchüchterung demonſtrativ hervorhebt. 5 


Die zweite Anderung iſt von materieller Bedeutung. Das e 
Geſetz erklärt die Hinderung eines Arbeitgebers oder Arbeitnehmers an der 
Ausführung ſeines freien Entſchluſſes, Arbeit zu geben oder zu nehmen, als 
ſtrafbar, wenn der Täter in der Abſicht handelt, das Zuſtandekommen, die Be 
Verbreitung oder die zwangsweiſe Durchführung einer Verabredung be⸗ x 


% 


a an 2 3 


rn 


Verabredung, mittels Einſtellung des Betriebes oder Entlaſſung von Arbeitern 
dieſen eine Lohnverringerung oder überhaupt ungünſtigere Arbeitsbedingungen 
aufzuerlegen, oder auf Seite der Arbeitnehmer einer Verabredung, mittels 
gemeinſchaftlicher Einſtellung der Arbeit höheren Lohn oder überhaupt gün⸗ 
ſtigere Arbeitsbedingungen zu erzwingen. Zur Strafbarkeit wird ſomit ge⸗ 
fordert, daß die Abſicht vorhanden ſei, eine ee Wa e die 
ſich auf die Arbeitsbedingungen bezieht. 


Angeſichts der Erſcheinungen, die nicht bloß in Oſterreich, ſondern | 
in allen Staaten beobachtet werden können, ift die Tatſache augenfällig, 8 
die Freiheit des Arbeitsvertrages durch terroriſtiſche 2 
Einwirkungen in einer Weiſe beeinträchtigt wird, die Ab⸗ 
hilfe verlangt. Einzelne Staaten haben ſich ſchon veranlaßt geſehen, durch 
neue geſetzliche Beſtimmungen den Übergriffen entgegenzutreten. In Oſter⸗ 
reich iſt man bisher, über Vorſchläge und Anträge nicht hinausgekommen, 
obwohl die Aktualität der Frage nicht beſtritten werden kann. Der Entwurf 
5 zu ihr Stellung nehmen. Er hat alle Vorſchläge abgelehnt, die darauf 
abzielen, den Tatbeſtand des § 3 des Koalitionsgeſetzes durch Aufnahme n euer 
Formen der Handlung zu erweitern oder die Strafandrohung zu verſchärfe 
weil das gegenwärtige Geſetz in 3 2 8 doch wohl als « 
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eerſcheinen dürfte; es ſoll aber nicht unerwähnt bleiben, daß ſich in der aus⸗ 
ländiſchen Geſetzgebung vielfach die Neigung zeigt, in der erwähnten Weiſe 
vorzugehen; jo haben neueſtens einige Kantone der Schweiz, nämlich Zürich, 

Bern und Graubünden, in ihren Geſetzen vom 26. April 1908, 23. Februar 


= 1908 und 25. Oktober 1908 ſchon das Abhalten von der Ausübung eines 
ö Berufes oder die Hinderung in der Ausübung desſelben durch ernſtliche oder 
erhebliche Beläſtigung als ſtrafbare Nötigung erklärt. 8 8 


ru Dagegen konnte der Entwurf den offenbaren Mangel des geltenden 
Reechtes nicht überſehen, daß es ſich in der Abwehr terroriſtiſcher Einwirkungen 
auf den Lohnſtreik beſchränkt. Es läßt ſich dieſer Mangel nur hiſtoriſch damit 
erklären, daß man zu der Zeit, als das Geſetz erlaſſen wurde, an Streiks 

anderer Art nicht dachte und nach dem damaligen Stande der Verhältniſſe 


. Arbeitsbedingungen nur einen Teil der Aufgaben, welche die Koalitionen ſich 
ſtellen. Zu dem Lohnſtreik iſt der Machtſtreik hinzugetreten, mit dem Ziele 
ganz verſchiedener Art verfolgt werden, zum Beiſpiel die Anerkennung der 
Organiſation, die Beſtellung von Vertrauensmännern, die Entlaſſung oder 


. angehören, oder von Anbeitern einer beſtimmten politiſchen Richtung oder von 
ſſolchen, die ſich einem Streik nicht angeſchloſſen haben, die Entlaſſung eines 
Be unbeliebten Werkführers, die Wiederaufnahme eines entlaſſenen Arbeiters. 
Der Machtſtreik iſt nicht nur ein Kampfmittel gegen den Arbeitgeber, um 
Forderungen durchzuſetzen, die mit dem Arbeitsverhältnis entweder gar nicht 


oder nur loſe im Zuſammenhange ſtehen, ſondern auch ein Kampfmittel 
gegen jene Arbeiter, die ſich dem Willen einer Mehrheit nicht beugen wollen; 
ſie werden zum warnenden Beiſpiel für andere rückſichtslos in ihrer 


R. 


1 Exiſtenz, in ihrem Erwerb getroffen, bis ſie, bedrängt und verfolgt, ſich 
Aunterwerfen. Die Koalitionsfreiheit iſt jo allmählich zu einem Koalitions⸗ 
3 zwange geworden, welcher die Freiheit der Arbeit bedroht und beſchränkt; 
daran trägt das Geſetz zum Teil ſelbſt ſchuld, indem es die Strafdrohung 
agaauf den Lohnſtreik beſchränkt. Der Entwurf ſchlägt vor, dieſe unbegründete 
Begünſtigung des Machtſtreiks zu beſeitigen: niemand ſoll gezwungen werden, 
ſſſich einer Koalition anzuſchließen, deren Beweggründe er nicht billigt, gleich— 


pbpveiel, ob ſie wirtſchaftliche oder andere Zweck verfolgt. Der Entwurf will ferner 
ur das Recht der Selbſtbeſtimmung des einzelnen auch in den Fällen wahren, 

in welchen ein Zwang geübt werden ſoll, ohne daß eine Verabredung beſteht, 
x weil es für den in ſeinen Rechten Verletzten gleichgültig iſt, ob der gegen 
ihn gerichtete Angriff ſich als Teilerſcheinung einer Koalitionsbeſtrebung oder 
aäauals eine ſelbſtändige Handlung darſtellt. Er faßt deshalb die Freiheit des 

Entſchluſſes, Arbeit zu geben und zu nehmen, an ſich als Schutzobjekt auf, 
Auund erklärt es als ſtrafbar, jemanden an der Ausführung dieſes Entſchluſſes 
durch Mittel der Einſchüchterung zu hindern. Zt 


vielleicht auch nicht denken konnte. Heute bildet die Erzwingung günſtigerer 


die Verhinderung der Aufnahme von Arbeitern, die einer Organiſation nicht 


U„E“dDdie neue Faſſung des § 3 des Koalitionsgeſetzes hat zur Folge, daß 
auch ein Arbeitnehmer wegen eines gegen den Arbeitgeber durch tätliche Miß⸗ 
— handlung, Drohung mit einer ſolchen oder durch Einſchüchterung geübten 
FR Zwanges, beſtimmte Arbeiter zu entlaſſen oder auſtzunehmen, ſtrafbar werden 
3 kann. Dieſes Ergebnis kann nicht als unbillig oder ungerecht bezeichnet 
werden, da der Arbeitgeber einen legitimen Anſpruch beſitzt, über Aufnahme 
Auund Entlaſſung der Arbeitskräfte in ſeinem Betriebe ſelbſt zu entſcheiden. 
RE Ebenſo wird künftig der einzelne Arbeitgeber gegenüber feinen Berufs⸗ 
genoſſen unabhängiger und ſelbſtändiger geſtellt, da nicht bloß im Falle einer 
Koalition, ſondern auch dann, wenn eine ſolche nicht beſteht, die Ausübung 
eeeines Zwanges durch einen Arbeitgeber auf einen anderen verboten iſt, um 
dieſen an ſeinem Rechte zu hindern, Arbeit zu geben. In letzter Linie dient 
3 dies zum Schutze der Arbeitnehmer, da ſie davor bewahrt werden, infolge 


5 eeines gegen den Arbeitgeber gerichteten Zwanges ihren Erwerb zu verlieren. 


anbwendbar iſt, ſie wird zu einer allgemeinen Norm zum Schutze des Arbeits⸗ 
vertrages. Die Freiheit der Koalition bleibt unberührt; die neue Beſtimmung 


die ſchon heute beim Lohnſtreit ſtrafbar ſind.“ 


— 
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Durch die Loslöſung von der Koalition verliert die Strafandrohung 
die Natur einer Ausnahmsbeſtimmung, die bloß auf beſtimmte Verhältniſſe 
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einer Besen ren Charakteristik Wir denken nicht Auch der 1 4 55 5 
Proletarier muß jetzt begreifen, welch großen, unſchätzbaren Dienſt die 2 


Gewerkſchaften ihm durch ihren zähen Kampf um das freie Roalitiong- 


recht geleitet haben und welche ſchändlichen Pläne vor wenigen Jahren N 


noch von den induſtriellen und kleingewerblichen Scharfmachern erwogen 


und ausgeheckt wurden. Das elementarſte Recht der Arbeiter, das auf SE 3 


Vereinigung und gemeinſame Geltendmachung wirtſchaftlicher Inter⸗ 


eſſen — was die Unternehmer jederzeit voll für ſich in Anſpruch 


nahmen und ausübten — ſollte den Arbeitern entriſſen werden. Wären 5 
die Pläne der Scharfmacher in Erfüllung gegangen, die von der Re⸗ a 


gierung ſo eifrig unterſtützt wurden, ſo hätte das Ideal des rück⸗ 
ſtändigſten Ausbeutertums ſeine Verwirklichung erhalten: Eine 


Zwangsarbeitskaſerne wäre jede Werkſtatt geworden, in der brutale . 7 
Arbeitsvögte ihre Peitſche über machtloſe Sklaven hätten ſchwingen E 


können. Und heute? Was Uhlands Sänger von dem Schloſſe des 


blutigen Königs in prophetiſcher Verwünſchung ſagt, das gilt nun von 
der kapitaliſtiſchen Zwingburg: „Verſunken und vergeſſen! 
Das iſt der Arbeit Fluch!“ Gewiß ſoll nicht verkannt werden, da 
der Koalitionszwang nicht immer in den Grenzen der ſanften Über- 


redung und moraliſchen Einwirkung ſich geltend machte; aber noch | 


viel gefährlicher als „Einſchüchterung“, „Drohung“, „Erpreſſung“ der 
Arbeiter war der Terror der Unternehmer und ihr oft gemeingefähr⸗ 


liches Verhalten, nicht zu reden von der Gewalttätigkeit der von ihnen 5 E 


bezahlten Streikbrecher, für die freilich Polizei und Juſtiz blind waren. 
Kämpfende Arbeiter haben es eben nicht ſo bequem wie Unternehmer, 
die ſich leicht über Gewalt und Drohung, über Ehrverletzung und Ver⸗ 


rufserklärung ſittlich entrüſten können, weil — ſie ſie nicht brauchen. 
Was auch hätte es zu bedeuten, wenn ein Arbeitgeber, welcher einen 


Arbeiter hindert, an Vereinbarungen teilzunehmen oder ihnen Folge 


zu leiſten, deren Ziel die Herbeiführung einer Anderung des Arbeits⸗ 


vertrages iſt, beſtraft wird? Das Strafrecht trifft doch in 99 von 


100 Fällen nur den Arbeiter; ſeine Anwendung könnte daher nur unter 


beſonderen Bürgſchaften zugelaſſen werden, wobei man die Tatſache . 
im Auge behalten müßte, daß die bloß formale Rechtsgleichheit nicht 


genügt, er das höchſte Recht leicht zum höchſten Unrecht werden Tann, 55 85 


11. der Mißbrauch des Soalifionsgejehes . die 
i Unkernehmer. 


Der Organiſationszwang der Arbeitgeber. — . 8 


Kartellunfug. 


So oft in der Offentlichkeit von dem Koalitionsrechte die ehe 7 
war und die Agenten a Unternehmer eine Abänderung des Geſetzes = 
mer nur unter der Vorſpiegelung, daß dies 


begehrten, 1 
im Intereſſe der rbeit, deren Freiheit gegen den Terror geſchützt 


werden müſſe, notwendig ſei. Die Mißbräuche des Koalitionsrechtes 85 N 
2 die Unternehmer N u oder e 50 5 a: 
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23 Sache hingeſtelt, . aus Rückſicht auf die allgemeine Wohlfahrt dem 
Kapital nicht vorenthalten werden dürfe, und wenn es nach den Ab- 
ſichten der Scharfmacher gegangen wäre, hätten die Arbeiter ihrer 
= Arbeitskraft im „öffentlichen“ — lies: kapitaliſtiſchen — Intereſſe ent- 
eeignet werden müſſen. Verweigerten fie die Beiſtellung ihrer Arbeits- 
kraft — es ſtand ihnen ja „leider“ frei —, jo wurde das als ein Miß⸗ 
brauch der Freiheit bezeichnet und als ein Beweis ihrer Freiheit ge⸗ 
prieſen. In der Regel aber entrüſteten ſich die Verteidiger der „Arbeits⸗ 
freiheit“ über jede Arbeitseinſtellung: Für die Arbeiter hätte man am 
lliebſten eine unbedingte Arbeitspflicht ſtatuiert. Wenn jedoch die 
Unternehmer ihre Produktionsmittel den Arbeitern vorenthielten, 
dann war dies eine ſelbſtverſtändliche Sache, die nur den Unter⸗ 
nehmer anging. So erklärt es ſich, daß Ausſperrungen, Verrufs⸗ 
erklärungen (Boykott) und ähnliche Kampfmittel der Unternehmer 
anders behandelt wurden, als wenn fie durch Arbeiter zur An⸗ 
wendung kamen. Ein Streik der Arbeiter — das war Hochverrat 
sat Kapitalismus; eine Ausſperrung (Lockout) der Arbeiter 
war ein unantaſtbares Recht der Unternehmer. Ein Boykott 
von Arbeitern durch eine Scharfmacherorganiſation mittels ſchwarzer 
Lliſten, der Tauſende Proletarierexiſtenzen gefährdete, wurde nicht 
beſtraft, auch wenn Schadensabſicht und möglichkeit nachgewieſen 
wurden (nicht einmal Schadenerſatz war geſichert); eine Verrufs⸗ 
erklärung, die von im Lohnkampfe befindlichen Arbeitern ausging 
(„Zuzug iſt fernzuhalten”), wurde mit den ſchärfſten Strafen bedroht 
und belegt. In einem Erkenntniſſe des Kaſſationshofes vom 
2 14. November 1911, Rv. VIII, 82/11 (Dfterr. Zeitſchrift für Strafrecht, 
3. Jahrg., S. 110 0, heißt es: „Die Aufforderung zum Boykott gegen 
eeine beſtimmte Perſon war (im vorliegenden Falle) darauf gerichtet, 
daß an ihr wegen ihrer Haltung gegenüber der Parteileitung organi⸗ 
ſierter Arbeiter durch Herbeiführung ihres wirtſchaftlichen Ruins Rache 
genommen werden ſolle. Sie ſtellt ſich ſomit als eine terroriſtiſche 
Wirkung übende Aufforderung zu unſittlichen Handlungen dar und 
verſtößt gegen die Beſtimmung des § 305 des Strafgeſetzes.“ In 
der Sphäre des Strafrechtes wie in der ganzen wirtſchaftspolitiſchen 
3 Geſetzgebung, ſoweit ſie Intereſſen von Kapital und Arbeit berührt, 
genoß erſteres eine Bevorzugung, die durch die Art der Hand— 
habung der geſetzlichen Vorſchriften ſeitens der Behörden noch mehr 
Zuungunſten der Arbeiter verſchärft wurde. Das tote Kapital (die Pro⸗ 
. duktionsmittel) ſtand höher als das lebendige Kapital — die menſch⸗ 
liche Arbeitskraft — weil erſteres in den Händen einer Minderheit 
3 ſich befand und damit auch letztere in Händen hatte, weil dieſe Minder⸗ 
2 heit Staat und Verwaltung beherrſchte und die Arbeiterſchaft den Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Politik und Wirtſchaft nicht begriff und, als 
dies geſchah, aus Indifferentismus nicht mit der notwendigen S 
E die Konſequenzen daraus zog. 2 5 
. So war es auch beim Koalitionsgeſetz. Die Koalitionen der Unter⸗ 
5 nehmer und der von ihnen ausgeübte Koalitionszwang erfuhren 
eine weſentlich andere Behandlung als die der Arbeiter. Die Klaſſen⸗ 
juſtiz verſchlechterte noch das Klaſſengeſetz. Die menſchliche Arbeitskraft 
wurde aa ae privates Gut der Eee aufgefaßt, . wie 


23 jei unſittlich, Arbeiter durch eine „ zu dem Beitritt zu dem 
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deren 5 Produktion u Wirtſchaft BE ae 
inſoweit als des öffentlichen Schutzes würdig, als das Intereſſe 5 
Kapitals in Frage kam. Daß auch die Arbeit als mindeſtens gleich⸗ = 5 
wertiger Wirtſchaftsfaktor zu behandeln ſei, fiel den Herrſchenden und 
Beſitzenden nicht ein. Daraus erklärt ſich die Tatſache, daß ein Ausſtand 
der Arbeiter, als dem allgemeinen Intereſſe zuwiderlaufend, mit allen = 
Mitteln bekämpft wurde; ein Ausſtand der Unternehmer hingegen, 
als dem allgemeinen Intereſſe entſprechend, mit allen Mitteln unter⸗ 
ſtützt wurde. Nur ſcheinbar proklamierte das Koalitionsgeſetz das gleiche 
Recht für beide Teile. In Wirklichkeit war das Koalitionsrecht der 
Unternehmer größer als das der Arbeiter. Mit „trockenen“ Wechſeln, 
Kredit- und Materialſperre, Preisunterbietung und ähnlichen Mittelnn 
übten die Unternehmer den ſtärkſten Koalitionszwang aus, mit Strei- 
arbeit und Streikkaſſen unterſtützten ſie einander und hatten Erpreſ⸗ ur 
Jung, Nötigung und Beleidigung gar nicht nötig. Das wirtſchaftliche 25 
Klaſſenintereſſe ſchmiedete auch die politiſchen Gegner zuſammen, 73 
alle waren ein Herz und eine Seele, wenn es gegen die Arbeiter ging. a 
Zum Schluſſe einige Fälle, welche illuftrieren, wie Vereinbarungen 
der Unternehmer reſpektiert und der von en ausgeübte Ko el, 
tionszwang beurteilt wurde: 4 
Die Vereinigung der N in BERN halte ch 
im Jahre 19 . von ihren Mitgliedern auf tauſend Kronen lautende Wechſe! 
ausſtellen laſſen als Sicherſtellung für die Einhaltung ihrer Verpflichtungen . 4 
gegen die Organiſation. Die Vereinigung hat dann beſchloſſen, daß ihre We BET. 
glieder alle Tiſchlergehilfen re 9 die nicht der chriſtlich⸗ge 
Holzarbeiterorganiſation beitreten. Der Meiſter S. lehnte es ab, dieſem W 
ſchluß zu entſprechen. und ſeine Gehilfen auszuſperren. Die Vereinigung prä 
ſentierte ihm nun den Wechſel und verlangte die Zahlung der Wechſelſumme 
von 1000 Kronen. Der Meiſter verweigerte die Zahlung. Die Vereinigung 
klagte ihn nun. Der Geklagte machte gegen die Klage zwei Einwendungen. RE 
Erſtens beſtimmte der § 2 des Koalitionsgeſetzes, daß Verabredungen bon 
Arbeitgebern, welche bezwecken, mittels Einſtellung des Betriebes oder en, 
u von Arbeitern dieſen eine Lohnverringerung oder ungünstigere 
Arbeitsbedingungen aufzuerlegen, keine rechtliche Wirkung haben. Daß ſich 
die Vereinigung habe einen Wechſel ausſtellen laſſen, um die rechtlich ach 1 
wirkſame Vereinbarung ſicherzuſtellen, ſei nur ein Verſuch der Um chung 
des Geſetzes; da die Wechſelforderung nur aus einer rechtlich unwir ſamen 
Vereinbarung hervorgegangen ſei, ſei ſie gleichfalls rechtlich nicht wirkſam. Br 
Zweitens aber ſei der Beſchluß der Vereinigung, von den Beſtimmungen des =. 
Koalitionsgeſetzes gang abgeſehen, ſchon nach den allgemeinen Rechtsgrund. 5%, 
ſätzen des Vertragsrechtes nichtig, weil er den guten Sitten widerſtreite; denn 


17 


r 


chriſtlichſozialen Verein zu zwingen. Das Handelsgericht in Graz hat ſich 
in der Tat den zweiten dieſer Einwände angeeignet. Es hat die Klage der 
Moiſtervereinigung mit der Begründung abgewieſen, daß ihr Geſchluß, den ig 
der Meiſter S. verletzt hatte, den guten Sitten widerſtreite. Dieſes a 
hat das Oberlandesgericht Graz beſtätigt. 10 5 
Der Oberſte Gerichtshof hob es jedoch auf und verurteilte den 
Meiſter S zur Zahlung von tauſend Kronen. Der Oberſte Gerichtshof b 
gründete diele erſtaunliche Entſcheidung in folgender Weiſe: Zunächſt it 
er feſt, daß der Aus ſperrungsbeſchluß ſatzungsgemäß zuſtande gekommen ſe 
„Er erſcheint daher für den Geklagten nach Et Der Vereinsſatzungen, 8 5 
vertragsgemäß, bindend.“ Vertragsgemäß? Ja, das Koalitionsgeſetz erkl 
doch ganz ausdrücklich, daß ſolche Vereinbarunngen „keine rechtliche Wirkun 
haben! Kann das Koalitionsgeſetz durch Vereinsſtatuten aufgehoben werde 
| Der EEE a LE ol Rage nl gans er er 
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u hs ihre ae Mitglieder verpflichtet, ae Beſchluß der Mehrheit in 
den Streik zu treten, könnte fie dann auch von Streikbrechern, die Den: 
222 en Beſchluß verletzen, vor Gericht Schadenerſatz oder eine ver⸗ 
. einbarte Vertragsſtrafe fordern? 

Noch merkwürdiger iſt die Entſcheidung des Oberſten Gerichtshofes 
ER den zweiten Einwand, über die von dem Handelsgericht und dem Ober- 
landesgericht feſtgeſtellte Tatſache, daß der Beſchluß der Meiſtervereinigung 
die guten Sitten verletze. Darüber ſagt der Oberſte Gerichtshof: „Der ſtrenge 
Maßſtab des ſittlich geſtatteten muß dort eine Einſchränkung erfahren, wo 
im Lohnkampf Organiſationen von Arbeitnehmern und Arbeitgebern ein— 
ander gegenüberſtehen. Dies deshalb, weil die Mittel zur Erreichung des ge⸗ 
ſteckten wirtſchaftlichen Zieles, ſobald fie von intereſſierten Intereſſenten⸗ 
E- gruppen angewendet werden, vom jittlichen Standpunkt minder ſtreng be⸗ 
Aurteilt werden, wie in dem Falle, wenn ſich derſelben ein Einzelner bedient, 
2 eine Erwägung, die einerſeits in der Größe der beiderſeits auf dem Spiele 

ſtehenden Intereſſen und anderſeits in dem Juen wirtſchaftlicher. Notwehr 
x au . findet. 
= Man hat den Oberſten Gerichtshof nicht immer dieſe laxe Moral 
3 e gehört! Bei den Erpreſſungsanklagen gegen Vertrauens- 
3 männer der Arbeiter zum Beiſpiel war der Oberſte Gerichtshof als 
= Kaſſationshof keineswegs der Anſicht, daß im wirtſchaftlichen Kampfe 
= erlaubt ſei, was ſonſt verboten iſt. Insbeſondere den Beſchluß, die 

ſozialdemokratiſchen Arbeiter zum Eintritt in die chriſtlich-gelbe Organi⸗ 
ation zu zwingen, hält der Oberſte Gerichtshof darum für unbedenklich, 
weil „nicht feſtſteht, daß die Aufnahme der dem Sſterreichiſchen Holz- 
€ 5 A erderband angehörigen Arbeitnehmer in den Verband chriſtlicher 
ben mit beſonderen Schwierigkeiten oder Nachteilen verbunden 
geweſen wäre.“ Daß die Arbeiter auch eine Überzeugung, eine Ge⸗ 
8 ſittung einen Charakter haben, die ihnen den Beitritt zu einer gelben 
= =  Shreifhredierorganijation verbieten, Scheint der Oberſte Gerichtsohf nicht 
zu ahnen. Schließlich meint er, der Beſchluß hätte nicht einmal geſagt, 
5 wie lange die Zugehörigkeit zum (chriſtlichſozialen) Verband zu dauern 
hat.“ Damit ſoll wohl geſagt ſein, die ſozialdemokratiſchen Arbeiter 
hätten ja in den chriſtlich⸗ 7 Verein eintreten können, um am 
. nächſten Tage wieder auszutreten! Und ein Beſchluß, der zu ſolcher 
= Geſinnungslumperei zwingt, ſoll nicht wider die guten Sitten verſtoßen? 
Die Unternehmer koalierten ſich aber nicht nur gegen die Arbeiter 
als Verkäufer ihrer Ware Arbeitskraft, fie organiſierten ſich nicht bloß in 
Arbeitgeberverbänden, ſondern vereinigten ſich auch gegen die Arbeiter 
als Kon]: ſumenten und ſchufen ſich Kartelle zur Hochhaltung der 
Warenpreiſe. Dabei genierte fie der 8 4 des Koalitionsgeſetzes, welcher 
den „Verabredungen von Gewerbsleuten zu dem Zwecke, um den Preis. 
einer Ware zum Nachteile des Publikums zu erhöhen“, die rechtliche 
Wirkung verſagte und die Anwendung von Mitteln der Gewalt und 
Ex Einſchüchterung mit Strafen bedrohte, nur wenig oder vielmehr gar 
nicht. Freier noch als in ihren Koalitionen bewegten ſich die Unter⸗ 
WER nehmer in ihren Kartellen. Nur ſelten kamen da Vertragsbrüche vor. 
Kam es zu einem Streit, dann mußte zwar der Richter in der Regel 
den von einem kontraktbrüchigen Kartellmitgliede verletzten Vertrag, 
ſofern er den „guten Sitten“ zuwiderlief, als null und nichtig er⸗ 
klären; allein die kartellierten Unternehmer waren in der Regel nicht 
5 uf die Rechtsverbindlichkeit der Verträge angewieſen; das wohlver⸗ 
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Landdwirtſchaft ſolche Neigungen haben könnten und bekunden W. N 
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at Und darum 1 5 ſich in zahlreichen Jed tee 
Unternehmer, welche Kartellverträge unterſchrieben, ſich 3u Konden- 
tionalſtrafen verpflichteten und andere Verpflichtungen auf ſich nahmen. 
Das Kartellweſen blühte üppig und die Auswüchſe wurden immer 
kraſſer. Eingriffe der Staatsgewalt unterblieben, wie auf anderen Ge. Be : 
bieten des wirtſchaftlichen Lebens huldigten die Regierungen auch hier: 
der öden Mancheſterlehre und lehnten es ab, gegen den Kartellwucher 
vorzugehen. Die Gerichte, welche dann und wann angerufen wurden, a 
verſagten. Denn wenn auch nach dem eee die Rechtsgül⸗ 

tigkeit von Kartellverträgen nicht anerkannt wurde, fo fanden ſich doch 
Auswege, die es ermöglichten, die Kartellorganiſation wirkſam zu 4 
machen. Und vor allem: die Intereſſenſolidarität zwiſchen den farte- 
lierten Unternehmern war im allgemeinen ſo groß, daß es keines Bi a 
deren Zwanges bedurfte. > 


Dieſer § 4 ſollte offenbar die Unternehmer mit dem 8 1 des oa A 
litionsgeſetzes verſöhnen. Es war jedoch vom Standpunkte der liberalen 5 
Wirtſchaftstheorie inkonſequent, daß nicht bloß die Koalitionen der 2 
Arbeiter und deren Gegenkoalitionen, ſondern auch die Kartelle 5 
der Unternehmer, welche die preispolitiſche Profitſteigerung Ders, 
zweckten, dem Koalitionsgeſetz unterſtellt wurden. Damals freilich, 
in den Siebzigerjahren, kannte man die Kartelle noch nicht, fm 
dern bloß „Verabredungen von Gewerbsleuten zu dem Zwecke, um a 
den Preis einer Ware zum Nachteil des Publikums zu erhöhen“. 9 
Man hatte vornehmlich die Preisverabredungen der kleinen und e 
mittleren Geſchäftsleute vor Augen, Kleingewerbetreibende und Kauf⸗ 
leute, die ungerechtfertigte Preisaufſchläge machten — „zum Nach⸗ 75 
teile des Publikums“. Daß auch die Großen der Induſtrie und der 


wurde offenbar überſehen, oder aber man ging von der beruhigenden 
Annahme aus, daß deren Preiserhöhungen nicht „zum Nachteile Be gr 
Publikums“ ausſchlagen würden. Die Praxis der folgenden Jahre ließ 
denn auch erkennen, daß man diejenigen Organiſationen der Unter⸗ 
nehmer, die ſich bloß gegen das Publikum, d. h. die Verbraucher 
richteten, nahezu gänzlich ungeſchoren ließ, mochten es nun bloße Ver⸗ 
eine, Handels⸗ oder Aktien⸗ oder ähnliche Erwerbsgeſellſchaften oder 


auch Wirtſchaftsgenoſſenſchaften ſein. Allerdings wird mit der Kon⸗ Sn 
zeſſionierung einer derartigen Geſellſchaft der gerichtlichen Entſcheidung a 
über die Frage, ob es ſich nicht bei einer ſolchen Organiſation um die = 
Verdeckung einer rechtlich nicht verbindlichen Kartellierung handle, nicht x 


vorgegriffen, und die kozeſſionierenden Behörden waren verpflichtet, ihre ö 
Mitwirkung zur Herſtellung auch nur des Scheins einer rechtlich Wirk: 
ſamen Kartellorganiſation zu verſagen, wenn fie darauf abzielte, den 


| So 
durch das Koalitionsgeſetz für unverbindlich erklärten Verabredungen 5 


Verbindlichkeit zu ſichern. Wie die rechtliche Auffaſſung Yin. den 8 
juriſtiſchen Kreiſen über dieſen Teil der Materie beſchaffen iſt, geht 1 
aus folgender Darſtellung hervor, die wir der T ez n Re Re NE 
des Vereinsgeſetzes entnehmen. Es heißt da u. a.: 8 

„Die Beſtimmungen des $ 78 des Allg. bürgerl. Ge welche Ber Se: 
pflichtungserklärungen nicht nur mit unerlaubten, ſondern auch mit tatſächlich 2 
oder rechtlich N ri IE ae, und jene Ber BE 
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el dieses Geſetzes, die jeglichem Verſuche der e e einen Riegel vor⸗ 
ſchiebt, ſind nicht bloß privatrechtlichen Inhalts, ſondern Grundſätze der ſtaat⸗ 
lichen Rechtsordnung überhaupt. Die Vereitelung der Wirkſamkeit zwin⸗ 
Fe Rechtes, wie es im Koalitionsgeſetze niedergelegt iſt, iſt ein unerlaubter 
ereins⸗ oder geſellſchaftlicher Zweck, mag die Verabredung ſelbſt nicht, wie 

dies die Praxis von den unter die Beſtimmung des § 4 des Koalitionsgeſetzes 
ſubſummierbaren Kartellen annimmt, für unerlaubt, ſondern nur für un⸗ 

25 verbindlich erklärt, und mag auch der Zweck vom Standpunkte des poſitiven 
Rechtes nicht erreichbar ſein, was doch ganz ebenſo von dem ſtrafgeſetzlich ver⸗ 
pönten Vereins- oder Vertragszweck gilt. Es iſt nicht bedeutungslos, daß im 

8 90 des Geſetzes über die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften nur 
die Anwendung des Vereinspatentes, nicht aber auch jene des 
Vereins geſetzes vom Jahre 1867 ſchlechthin ausgeſchloſſen erſcheint, und 
wenn auch der Kaſſationshof in feiner Erkenntnis vom 16. Oktober 1884, 
3. 5420, auch dieſes letztere Geſetz für unanwendbar erklärt hat, ſo muß 
dieſer Rechtsanſchauung die Beſchränkung beigefügt werden, daß zwingende 
Beſtimmungen des Vereinsgeſetzes als des Grundgeſetzes für freie Vereins⸗ 
5 bildungen auch auf Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften als eine 
Unterart der freigebildeten Vereine zur Anwendung zu kommen haben. Man 
käme ſonſt zu dem unerträglichen Ergebnis, daß die Vereinsbehörden ſolchen 
Genoſſenſchaften, die trotz der rechtlichen Unmöglichkeit ihres Zweckes regiſtriert 
worden ſind, machtlos gegenüberſtänden, da gegen ſie aus dieſem Grunde mit 
der Auflöſung nach § 37 des Geſetzes ſolange ſie ſich im Rahmen ihres durch 
die Geſetzgebung doch für unrealiſierbar erklärten ſtatutariſchen Zweckes 
halten, mit der Auflöſung nicht vorgegangen werden könnte. Um fo mehr be⸗ 
ſteht die Verpflichtung der Vereinsbehörden, die Bildung von erkennbaren 
Kartell vereinen, deren rechtlicher Beſtand gemäß § 9 des Vereinsgeſetzes 
von Jahre 1867 nie beſcheinigt werden dürfte, gemäß den $$ 6 und 20 dieſes 
Geſetzes zu unterſagen und beſtehende Vereine, wenn ihre auf die Eludierung 
(Umgehung durch geſchickte Auslegung) des Koalitionsgeſetzes gerichteten Bee 
ſtrebungen deutlich genug hervortreten, nach § 24 aufzulöſen. Soweit die 

Eu Verdeckung des Kartells durch irgendeine Form der Aktiengeſellſchaft in Be⸗ 
tracht kommt, ſind die Vereinsbehörden durch § 14a des Vereinspatentes ver⸗ 
pflichtet, die Bewilligung zur Bildung zu verſagen und durch § 24d die er⸗ 
teilte Bewilligung wegen rechtlicher Unmöglichkeit zu widerrufen und die 
Kartellgeſellſchaft mit beſchränkter Haftung durch die nach § 86 des Geſetzes 
vom 6. März 1906, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 58, zilſtändige Behörde bietet dieſe Be⸗ 
ſtimmung zuſammen mit § 1 des Geſetzes, demzufolge auch dieſe Geſell⸗ 
ſchaften ſich nur zu geſetzlich zuläffigen Zwecken bilden dürfen, 
einen ausreichenden Stützpunkt. Es erweiſt ſich ſomit jeder Verſuch, Ver⸗ 
abredungen, die den Tatbeſtand des Koalitions geſetzes erfüllen, ver⸗ 
er bindlich zu gejtalten, vom Standpunkte der Geſetzgebung als ausſichtslos. 
Die Möglichkeit, wirtſchaftlich gebotene und rationelle Kartelle zu retten, 
erſchiene nur dann gegeben, wenn ſich eine umſichtige Beſprechung über das 
e der „Benachteiligung des Publikums“ zu bilden vermöchte. 723 
Allein was nützte dieſe ſchöne Theorie? In der Praxis ging ja 

doch die Sache regelmäßig ſo, daß die Behörde gar nicht oder doch 
biöchſt ſelten in die Lage kam, über einen ſolchen Rechtsſtreit zu ent⸗ 
ſcheiden; und aus eigener Initiative iſt es ihr nie eingefallen, ſich um 

| 0 Geſchäftsgeheimniſſe der Kartelle zu kümmern, auch wenn deren 
Gebarung alle Merkmale der Diebsmoral aufwies. Dabei ſpringt der 
Unterſchied zwiſchen den Kartellen der Arbeiter und jenen der Unter⸗ 
nehmer in die Augen: obgleich ſie im weſentlichen beide die gleichen 
Zwecke: Steigerung des Lohnes bzw. des Warenpreiſes durch Organi⸗ 
ſation verfolgen, erfuhren ſie ſeitens der Staatsverwaltung eine ganz 
verſchiedene Behandlung, ſo daß von einer Rechtsgleichheit nicht mehr 
die Rede ſein konnte. Die Arbeiter tauſchten für die in den kar⸗ 


kellierten Betrieben erhöhte Sicherheit der Beſchäftigung eine größere 
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. ein und 9 überdies die Folgen des Preisdruckes h 


Sm Zügelloſigkeit ausarten darf, ſondern in der ebenmäßigen Ausglei- 


80 


zu tragen, Ser bon 920 Kartellen ausging. Gelegentlich d . 191 
Abgeordnetenhauſe eingeleiteten Aktion gegen die Teuerung wur 
deshalb auch die Kartellfrage angeſchnitten und die Forderung Fe 
geftellt, die Regelung des Kartellweſens von der des Koalitions⸗ 3 
rechtes zu trennen und den Arbeitern der Kartellbetriebe gegen die 
- Übermacht des konzentrierten Kapitals wirkſamen Schutz zu be. 
währen. Es iſt nichts geſchehen. Nach wie vor genoſſen die Unter- 

nehmer eine weit größere Koalitions- und Kartellfreiheit als die 

Arbeiter. Daß dieſe Tatſache bei der Beurteilung der ſo Enki 5 
gerügten Stveiferzeffe und Kämpfe der Arbeiter nicht außer acht ge⸗ = 
laſſen werden darf, liegt auf der Hand. Was dem einen Teil recht. = 
iſt dem anderen billig. Die Koalitionen der Arbeiter dürfen rechtlich IE 
nicht anders und nicht ſchlechter behandelt werden als die der Unter = i 
nehmer. Dieſer Grundſatz wird in der e bei einer Reform feit Er 
gehalten werden müſſen. wre 


Aber noch ein anderes Moment kommt in Betracht: die ver- Fa 
änderte Situation in politischer und wirtſchaftlicher Beziehung. Infolge 7 
des Umſturzes iſt der Klaſſenſtaat abgebaut, die demokratiſche Republik 
mit ihm nicht zu verwechſeln. Das Proletariat hat heute in Gejek- 
gebung und Verwaltung eine weſentlich ſtärkere Poſition als vor dem = 5 
Kriege. Die Sozialiſierung der Wirtſchaft einerſeits, die Notwendig⸗ 
keit der Wiederherſtellung anderſeits legen ihm Verantwortung und 2 
große Pflichten gegen die Allgemeinheit auf. Mehrwert wird künftig . 
nicht mehr ſo leicht erzeugt und noch weniger unterſchlagen, das 
Intereſſe des Konſums in ungleich wirkſamerer Weiſe gewahrt werden 
können als in der kapitaliſtiſchen Zeit. Darauf wird bei Dahn forde 3 
rungen gebührend Rückſicht zu nehmen ſein. Denn jeder durch Arbeits⸗ 
niederlegung angerichtete Schaden muß jetzt die Maſſe des Volkes 
treffen, nicht mehr bloß das Unternehmertum. Heute kann das Volk 
ſagen: der Staat bin ich! Die Volkswirtſchaft wird immer mehr zu sa 
einer Gemeinwirtſchaft des Volkes. Der Klaſſenkampf in ſeiner alten, = 
ſchroffen, intranſigenten Form und Methode iſt auf beiden Seiten: auf 
der des Kapitals und jener der Arbeit, nicht mehr möglich. Dieſen 
Tatſachen muß ſich das neu zu ſchaffende Koalitionsrecht anpaſſen. 5 
Eine unbeſchränkte Freiheit im Gebrauche desſelben ſtünde mit der BR 
öffentlichen. Wohlfahrt in Widerſpruch, wie ja überhaupt Freiheit nicht En, 


chung der Rechte aller beſteht. Ein Streik in gemeinnützigen Betrieben 1 
würde ſich nicht gegen das kapitaliſtiſche Unternehmertum, ſondern 
gegen die Gemeinwirtſchaft richten und dieſe ſchädigen. Das wird unter 3 
allen Umſtänden und um ſo eher zu vermeiden ſein, als manche . 
Hinderniſſe der Freizügigkeit der Arbeiter, wie Arbeitsbuch und Kon⸗ SE ee 
traktbruch, bereits aufgehoben find, andere durch die 15 
Sozialreform und Sozialiſierung der Wirtſchaft gleichfalls in abſeh⸗ 
barer Zeit werden beſeitigt werden. Ein Syſtem von Einrichtungen 
wird überdies Arbeitgebern wie Arbeitern die Möglichkeit geben, alle FR 
Intereſſenkonflikte rechtzeitig auf normalem Wege aus der Welt au ER 
ſchaffen und vorbeugend zu wirken, jo daß aus dem freilich nicht zu 
unterdrückenden Kampfe um den Arbeitsertrag überflüſſige, we 
RE und TER SER Bi 8 TEE: AR 5 
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= Die Abele den der wirtſchaftlichen und d politiſchen Machtver⸗ 


Peri durch den Krieg haben den Wert des Koalitionsrechtes für die 
: Arbeiter keineswegs vermindert. Auch in der Zukunft wird ihr Inter⸗ 
= eſſe an der unbehinderten Wahrung ihrer wirtſchaftlichen Intereſſen 
ein großes ſein. Doch legen die großen Rechte, welche das Geſetz über die 
x Betriebsräte den Arbeitern einräumt, dieſen auch die Pflicht auf, auf 
5 die ungeſtörte Fortführung der Produktion Bedacht zu nehmen. Denn 
En in dem Maße, als das Kapital zurückgedrängt, das Unternehmertum 
durch die fortſchreitende Sozialiſierung der Wirtſchaft ausgeſchaltet 
wird und an ſeine Stelle die Geſellſchaft, der organiſierte Konſum tritt, 
ſchwindet auch das Profitintereſſe des Einzelnen und entſteht das Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſe aller, deſſen Förderung in der Hand der Arbeiter 
2 ruht. Dieſe Rückſichtnahme muß durch eine ausgiebige Sozial⸗ 
reform — Verbeſſerung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung und der ſozial⸗ 
politiſchen Verwaltung — erleichtert werden. Ein verheißungsvoller 
Anfang iſt bereits gemacht. Die Fortſetzung kann nicht ausbleiben. 
8 Maßnahmen zur Stabiliſierung des Gleichgewichtes zwiſchen Kapital 
und Arbeit müſſen getroffen, durch Vereinheitlichung des Arbeits 
rechtes geſichert und durch ein eigenes Arbeitsamt (Arbeitsmini⸗ 
ſterium) durchgeführt werden. Als leitender Grundgedanke hätte, dem 
Rechtsgefühl des Volkes entſprechend, zu gelten, daß der ökonomiſch 
Starke und der ökonomiſch Schwache nicht nach der gleichen Schablone 
behandelt werden dürfen, daß die vorhandenen Arbeitsgelegenheiten 
= jedem unbeſcholtenen Arbeiter zugänglich bleiben müſſen, daß die Frei⸗ 
heit der Konjunkturausnützung für Kapital und Arbeit gleichermaßen 
zu gewähren ſei und daß der Pflicht zur Arbeit auch ein Recht auf 
Arbeit entſpräche. Die Entlaſſung von Arbeitern darf nicht von der 
bloben Willkür des Unternehmers äbhängig ſein und die Rentabilität 
eines Betriebes iſt vor Einſtellung 1 oder vor Reduktion der 
Loſnde und Entlaſſungen des beſſer entlohnten Perſonals auf ſeine 
Leiſtungsfähigkeit hin zu prüfen. Denn der heutige Arbeitsvertrag, 
der ig kühe auf individualiſtiſchen Grundſätzen beruht, hat ſich über⸗ 
lebt. (Siehe Brentanos und Anton Mengers Schriften, 
= insbeſondere deſſen Kritik des bürgerlichen Rechtes im Kapitel über 
den Dienſt⸗ und Lohnvertrag.) Die individuelle Vertragsſchließung hat 
keine Exiſtenzberechtigung mehr, der kollektive Arbeitsvertrag iſt 
eine volkswirtſchaftliche Notwendigkeit, ein Staatsintereſſe geworden. 
E Si Arbeiter 5 als Produzent gegen Ausbeutung ſtärker als bisher 


3 
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Aber an. die en Sozialreformen ee das Koa⸗ 
35 litionsrecht der Arbeiter nicht überflüſſig machen, wie eine optimiſtiſche 
= Auffaſſung des Arbeitsverhältniſſes voreilig glauben machen könnte; 
die Sicherung des Koalitionsrechtes iſt unter allen Umſtänden im Auge 
25 zu behalten. Immerhin hätte eine planmäßige Sozialpolitik, die alle 
Stadien des Arbeiterlebens erfaßt, die erfreuliche Folge, daß die Ge— 
Eier je der. 5 1 . würden. 7 


Eine ee = 1 ft die er E der 
Arbeitsleiſtung. Das Syſtem der ſtaatlichen Lohnfeſtſetzung (Minimal- TE 
löhne) wird verbeſſerte Anwendung finden müſſen, die Wuchergeſetz⸗ 
gebung durch eine Novelle gegen den Lohnwucher zu ergänzen ſein. Über- 
haupt wäre die Lohnbildung einer ſtaatlichen Kontrolle zu unterſtellen. 
Wir denken da an Lohnprüfungsämter, die gleich den Bröisprinmae 
ſtellen die einzelnen Elemente des Arbeitslohnes, ſeine Grundlagen und 5 
Berechnungsmethoden von Zeit zu Zeit überprüfen und mit den Koſten 
der Lebenshaltung, den ſie bedingenden wichtigſten Warenpreiſen, Wi 7 
nungsmieten uſw. in Relation zu ſetzen. Geſchieht dies, dann wird es Er 
nicht allein möglich ſein, viele Lohnſtreitigkeiten im Keime zu erſticken, 
Bringen auch 1 e Lohnkämpfe 8 zum Abſchluſſe W 

ringen. IE 


Denn darüber darf ſorten kein Zweifel 1 5 eee jeden 
wirtſchaftliche Imperialismus widerſtreitet der allgemeinen Wohl⸗ 5 
fahrt, und darum obliegt nicht nur den Minderheiten einer Branche, 
ſondern auch allen Gruppen, die eine Lohnbewegung beginnen wollen, 
die Aufgabe, vorher die Sachlage mit ihren Notwendigkeiten und 
Möglichkeiten gewiſſenhaft zu prüfen, ſowie die Gelegenheiten zur 
friedlichen Durchſetzung der Forderungen auszunutzen, ehe der letzte 
Schritt getan, das äußerſte Mittel angewendet wird. Eine Arbeits 
pflicht von Geſetzes wegen, ein ſtaatlicher Zwang für den Arbeiter be⸗ 
ſteht im allgemeinen nicht. Arbeit iſt aber eine wirtſchaftliche Not⸗ 
wendigkeit und eine ſittliche Pflicht gegen ſich und die Geſellſchaft. Sie 
darf deshalb, wenn der Arbeitsvertrag abgeſchloſſen iſt, nicht ohne 
weiteres verweigert werden. Der Vertrag wird künftig nicht mehr von 
einzelnen individuell, ſondern durch Vermittlung der Betriebsräte und ar l 
der Organiſation kollektiv für alle Beteiligten abgeſchloſſen werden; 4 
beanſprucht auch deshalb eine andere Wertung als der Einzelvertrag. a 
Verletzungen des Vertrages durch den Unternehmer werden fi ſich künftig 5 f 
auf normalem Wege von den Betriebsräten, die erforderlichenfalls die 
Gewerkſchaft anzurufen haben, mit weit größerer Ausſicht auf Erfolg 
N und beheben laſſen als in der Vorkriegszeit. Um ſo mehr, 5 

3 der Einfluß der Arbeiterſchaft in Geſetzgebung und Verwaltung 4 
er bedeutende Steigerung erfahren hat und die Gewerkſchaften heute 
eine ungleich größere Macht ausüben als früher, da ihnen der Groß. 
teil der Arbeiter fernſtand. In Induſtriezweigen, wo die Gewerk⸗ 
ſchaften ihre Stärke aufrechterhalten werden, wird es ſich zeigen, da N 
dieſer Faktor zur Wahrung der Arbeiterintereſſen in der Regel aus- a 
reicht. Auch aus dieſem Grunde wird die Arbeitseinſtellung keine 2 
vermeidliche Kampfhandlung mehr ſein. ER: 


Dazu kommen noch andere Momente, die es = Arbeitern zur 
Pflicht machen, Störungen der Produktion und der Wirtſchaft über⸗ 3 
haupt jetzt, da ſie leichter denn je herbeizuführen ſind, ohne die zwin⸗ 
gende Not zu vermeiden. Erſtens trifft nach den ungeheueren ne 
ſtörungen des Krieges jede Arbeitseinſtellung nicht nur die Unter 
nehmer, ſondern auch die Arbeiter, und dies in weit härterem Grade ge 
als hlt zur Zeit des e Aberfküſes . hat. die Ei 15 


Mer 
7 


1 * 5 
Boyz 5 
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führung Er Betriebsräte und die Belegt egg 3 Wirtschaft 
Rinsgeſamt den Einfluß des Unternehmertums weſentlich zurück⸗ 

geſchraubt. In den halbſozialiſierten Unternehmungen und mehr in 
den vollſozialiſierten (gemeinnützigen) Anſtalten wird das Moment der 

Ausbeutung keinesfalls die Rolle ſpielen wie in der kapitaliſtiſchen 
Zeit; der Kapitalismus geht ſeiner völligen Bändigung entgegen, und 

mit dem verſchwindenden Objekt verliert auch der Streik ſeinen Sinn. 
Ki: Gemeinwirtſchaft verpflichtet auch die Arbeiter zu Vor⸗ und Rücktſicht 
= auf das Ganze. Endlich iſt feſtzuſtellen, daß das Koalitionsrecht nicht 
S Selbſtzweck ſondern nur Mittel zum Zwecke iſt; daß es — wie ſchon 

betont — nicht fo ſehr auf die vorübergehenden Koalitionen, als viel⸗ 
2 mehr auf die dauernden Organiſationen ankommt. Ge⸗ 
3 rade weil volle Koalitionsfreiheit anzustreben iſt, müſſen auch von den 
Arbeitern Garantien geboten und gegeben werden, die einen Miß⸗ 

brauch, der die Geſamtheit der Arbeiter ſchädigt, ſicher und möglichſt 
N vollkommen ausſchließen. Es wird künftig eher als vordem ohne Inan⸗ 
ſpruchnahme der Streikwaffe gehen. Ein Lohnkampf kann energiſch und 
erfolgreich geführt werden, ohne daß es zur Niederlegung der Arbeit 
kommt. Die Betriebe und Arbeitsbedingungen ſind nicht mehr Privat⸗ 
angelegenheiten einzelner Kapitaliſten, ſondern Sache aller Glieder des 
Volksganzen, unter deren Schutz jede Gruppe der Geſellſchaft ſteht, und 
deren Schutz ſie nur dann beanſpruchen kann, wenn ſie ſelbſt ihn den 
anderen Gruppen gewährt. Die Freiheit kann nur durch gegenſeitigen 
Verzicht auf Vor⸗ und Sonderrechte genoſſen werden. Das unein⸗ 
2 geſchränkte Koalitionsrecht macht die Arbeiter zu Mitintereſſenten an 

der ungeſtörten Fortführung der Wirtſchaft und belaſtet ſie mit 

Pflichten, die ſie früher nicht hatten. Das Koalitionsrecht wird darum 

kein Poyanz ſein; im Gegenteil: ein ſehr realer Faktor, mit dem alle 

Unternehmungen und Betriebsleitungen in der denkbar ernſthafteſten 
Wieiſe rechnen werden. Von ſeiner geſetzlichen Verankerung muß eine 
höhere Ordnung in dem Verhältnis zwiſchen Kapital und Arbeit aus⸗ 
2 gehen; die Anarchie wird einem Zuſtande Platz machen, der beiden 
5 Teilen gerecht wird und alle in den Grenzen des Intereſſes der Ge— 
ſamtheit befriedigt. Das freie Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte, unter 
dem die Arbeiter ſo lange ſo ſchwer gelitten, geht zu Ende. Die Willkür 
des „Herrn im Haufe“ beſteht nicht mehr, darum kann und muß auch, 
von ſeiten der Arbeiterſchaft auf den Herrenſtandpunkt verzichtet 
werden. Kein Abſolutismus — weder von „oben“ noch von „unten“! An 
die Stelle des Mancheſtertums, das den Starken begünſtigte, tritt mehr 
und mehr die kontrollierte Wirtſchaft, die es jedem Arbeiter ermöglicht, 
den Betrieb, in dem er beſchäftigt iſt, als fein Unternehmen zu be- 
trachten, an deſſen Rentabilität er intereſſiert iſt und das er daher 
nicht mehr ſo wie einſt als ein fremdes Objekt behandeln darf. Mit 
dem Fall des Ausnahmszuſtandes, der auf dem Gebiete des Koalitions⸗ 
3 rechtes herrſchte, ſinken alle Vorrechte dahin und beginnt eine neue 
3 Rechtsordnung, die in die Regelung des geſamten Organiſationsweſens 
5 (Vereins-, Verſammlungs⸗, Polizeigeſetzgebung uſw.) münden und 
. durch geſetzliche Ausgeſtaltung des Schieds⸗ und Schlichtungsverfahrens 
5 2 des ee ent werden nn 1275 8 ee 25 
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ſollen, ohne fid 
Fleiſch zu ſchneiden. Das Koalitionsrecht der Zutunft muß ein 
Recht ſein. l = 


= ander bei der Rechtsanwendung nicht formaljuriſtiſch, ſondern gemäß = 


h ihrer tatſächlichen Poſition im SBTEHIGFESPEOBENE einander gleichzu- 


zu zwingen, daß fie auf die Koalition verzichten, find. ſtrafbar. Eine 8 


droht, iſt durch die den Arbeitern einzuräumende Selbſtverwaltung der 


wohnungen iſt der Mietsvertrag vom Arbeitsvertrage zu trennen. 


rechtes hindern. 2 


grenzen And von ihnen Wee macher 


Hinſichtlich des A Rechtes der Weben Sitten. ſich 4 93 
Forderungen ergeben, die ungefähr wie folgt zu präziſieren, wären Ei 
I. Das Koalitionsrecht iſt auf alle Kategorien von Arbeit Re 
und Angeſtellten, auch in der Landwirtſchaft und den ſogenannte f 
gemeinnützigen und öffentlichen Betrieben, auszudehnen. : 

2. Das Koalitionsgeſetz hat auf alle Formen- des Lohnkampfes 
Streik (paſſive Reſiſtenz), Boykott und Aus ſperrung, Anwendung an 
finden. = 
3. Als allgemeiner Grundſatz hat 15 . Un daß Arbeiter und Un. 


ſtellen ſind. Br. 
4. Den Verabredungen zur Erzielung beſſerer dtrbeitsbedingungen | 
ſowie den zuſtandegekommenen Tarifverträgen iſt e 
zuzuerkennen. e 
5. Die Strafen ſind ihres kriminaliſtiſchen Charakters zu entkleiden. 
| 6. Delikte, die ſich aus Arbeitskonflikten ergeben, ſind in der 
Regel zivilrechtlich zu behandeln und in ihren Rechtsfolgen den poli. 3 
tiſchen Vergehen gleichzuachten. er 
7. Eine ſtrafrechtliche Verfolgung hat nur dann; A eden e 3 
Geſundheit oder Leben gefährdet werden, wenn eine Behinderung oder 
Verletzung der Koalitionsfreiheit oder ein öffentliches eee in Frage 
kommt, deſſen Verletzung geſetzlich verpönt it. = 
| 8. Die Ausübung des Koalitionsrechtes iſt bei Anterge n kon 2 
bei Arbeitern ex offo zu ſchützen. Verſuche der Unternehmer, die Arbeiter 


trotzdem erfolgte Verzichtleiſtung der Arbeiter iſt als rechtsungültig zu 3 
erklären. Se: 
PEN lee Unternehmer, ehe ſich ſolcher Verſuche ſchuldig mache, 8 
iſt von Staats wegen ſo vorzugehen, wie dies in dem analogen Falle 
geſchieht, den das Staatsgrundgeſetz vom 21. Dezember 186 . vorſiehn 

10. Die durch „Wohlfahrts einrichtungen“ verdeckte nd 
ſcheinbar gemilderte Fabriksfeudalität, welche das Koalitionsrecht be =. 
Anſtalten und andere Rechtsgarantien zu paralyſieren. Bei Wer sr 
11. Im Vereins geſetze iſt die Unterſcheidung von politiſche > 
und unpolitiſchen Vereinen fallen zu laſſen; das Recht der politiſche n 
Verwaltung bezüglich der Bildung und Auflöſung der Vereine ſowie 2 
die überwachung einzuschränken, die De RR freizugeben, die 3 
Schranke für den Beitritt zu befeitigen. en 

12. Aus der Gewerbeordnung wären Alle Beſtimmi 
zu eliminieren, die die Areizügigkeit und Ausübung des Koal 


13. Die 8 98 15 1 des S een (ere u 2 | 957 


um. 
FR 


ee Ri . 8 305 St. G. hätte in dem Sinne ergänzt 


= 


225 rden daß Streik keine unſittliche Handlung tl. 


ar 44.5 Das Delikt der „Nötigung“ hätte aus dem Strafgeſetz⸗ 
8 ku zu entfallen; desgleichen alle jene Beſtimmungen, die wie 
8 163 (Aufwiegelung), § 430 (Bandenbildung und Förderung „an- 
alrchiſtiſcher“ Unternehmungen), § 431 (paſſive Reſiſtenz, Sabotage) u. a. 
er durch ihre Faſſung die Auslegung und damit die Möglichkeit einer An⸗ 
at wendung auf ee 55 und ihre Beſttebungen 
zulaſſen. 5 5 
28 ER Endlich muß die Karben erhoben werden, daß das geſamte 
= Arbeitsrecht nach einheitlichen Grundſätzen zuſammengefaßt und die 
5 ee nnn auf eine Grundlage 2 8 werde, die den en 3% 


a 


5 Arbe pick Die Wirtſchaftsverfaſſung iſt 5 Erforderniſſen 755 
Geſamtheit anzupaſſen und derart einzurichten, daß ſie die Arbeiter an 
= der T Teilnahme und Führung und damit an der Mitverantwortung 
intereſſiert. Dieſe Mitverantwortung zu ſtatuieren und zu verwirk⸗ 
lichen, in der Arbeiterſchaft zu wecken und lebendig zu erhalten, die 
Arbeiter zu veranlaſſen, daß fie das Intereſſe der Geſamtheit über das 
eeigene ſtellen — das iſt der Kern des Problems. Die Demokratie der 
Wirtſchaft, die durch die Betriebsräte eingeführt wird, muß es 
künftig jedermann ermöglichen, auf geradem Wege den um gebührenden 
Anteil an dem Produktionsertrage für ſich und die Seinen ſicher⸗ 
zuſtellen. Der gerade Weg, das iſt der der gewerkſchaftlichen 
Organisation, der korporativen Intereſſen vertretung, 
des Tarifbertrages, der Einigungsämter, der Regu⸗ 
berun g des Arbeitsmarktes. Erſt wenn alle dieſe Mittel 
zur Ordnung des Arbeitsverhältniſſes, zur Schlichtung von Arbeits⸗ 
& konflikten verſagen, werden es die Arbeiter verantworten können, den 
= Produktionsprozeß durch Niederlegung der Arbeit zu unterbrechen. 
Immer aber werden ſie zu bedenken haben, daß die Geſellſchaft ein 
5 Recht hat, den Imperialismus von unten ebenſo wie den von oben 
=, bekämpfen, und daß das Sonder intereſſe nur ſoweit gewahrt 
= werden kann, als es mit dem Gef am t intereſſe der Arbeiterklaſſe ö 
= vereinbar iſt. 
Be Dieſe Auffaſſung widerſpricht dem Klas enintereſſe der Arbeiter 
nik im geringſten. Auch die Arbeiterſchaft hat ein Intereſſe daran, 
E daß die Wirtſchaft vor mutwilligen, vermeidbaren Er ſchütterungen 


2 Arie des N mit . ee RE 


| en eee if noch kein e Grund, nes 
en zu antworten. Koalitionsrecht heißt nicht 


bewahrt bleibe. Denn gerade ſie muß darunter leiden, wenn in 


8 = nn gezeigt, Ba in den 5 = 


Kapital hat im Zeitalter der wirtſchaftlichen Demokratie nicht mehr die = | 
und Grade, als dieſe Beſchränkungen das Privateigentum an den Pro: & 


ten Unternehmer die ungezügelte Ausnützung feiner Werkſtätten und u 


entſcheidende Methode zur Erreichung des ſozialiſtiſchen Endzieles, ob⸗ =. 3 


nur der Kampf um den Anteil am Arbeitsertrage, der Lohnkampf. In >> 4 
dieſer Hinſicht haben ſich die Arbeiter künftig vor Augen zu halten, 
- daß ſie nicht nur Produzenten, ſondern auch Konſumenten ſind, alſo 


Liohnſteigerung auch die Warenpreiſe beeinflußt, wenngleich auch um⸗ 


5 2 einträchtigt. Allein die Kaufkraft des Lohnes iſt auch durch anden 
Mittel als durch Streik zu erhöhen. Arbeitsverweigerung iſt i in 1 


| erfordert ein ſtarkes Gefühl für Verantwortlichkeit. Das Fr 


| | * 
in Nr. 13. der „Neuen Zeit“, Jahrgang 1912. Dasſelbe Thema, . i 
. in Nr. 30 der N e 2 — 
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e3 Feine Erfolge keine Möglichkeit des f Eon 4. Erft g "Sit Sa 
aber die Arbeit organifiert, dann muß es auch das Kapital, muß es die 
geſamte Wirtſchaft ſein, die nur durch das Zuſammenwirken von Kapi⸗ = 2 
tal und Arbeit denkbar iſt. Die Geſellſchaft kann nicht dulden, daß ein 
Teil auf Koſten des andern oder des Volksganzen ſich in gewalttätiger 
Weiſe Vorteile erobert, die der Wirtſchaft Schaden zufügen. Ferner: das 


Möglichkeiten von einſt; es iſt in der Geltendmachung ſeiner Profit⸗ 
intereſſen in mannigfacher Weiſe beſchränkt; und in demſelben Maße 


duktionsmitteln treffen, müſſen ſie auch den Umfang — nicht des Koali⸗ Sr 
tions-, wohl aber — des Streikrechtes verringern. So wenig dem priva- z 


2 
— 


Fabriken zugeſtanden werden kann — und die ganze Sozialpolitik Nur 2 
auf eine Enteignung derſelben zugunſten der Geſamtwirtſchaft hinaus — 

ebenſo wenig kann dies hinſichtlich des anderen Produktionsfaktos 8, 
der Arbeit, gelten. Weder Arbeitszwang durch das Kapital, noch e 
gewaltigung der Wirtſchaft durch die Arbeit! Der Klaſſenkampf gegen 
den Kapitalismus, d. h. gegen die ausbeuteriſchen, wucheriſchen Den 
denzen des Privateigentums an den Produktionsmitteln, kann nich 
einzig und allein von der Gewerkſchaft geführt werden. Beil: 
„Der Syndikalismus ſieht in ihm (im gewerkſchaftlichen Kampfe) die 


wohl ſie offenſichtlich nur einen Teil des Kapitals und nur ein Bruch⸗ ee 
ſtück des Mehrwertes ergreift“ (Dr. Karl Renner in feiner 1919 er⸗ 
ſchienen Broſchüre: „Was iſt Klaſſenkampf?“). Allein die direkte 1 2 8 
beruht, wie an anderer Stelle der Schrift ausgeführt wird, auf dm 
Mißbrauch ökonomiſcher Mittel und irreführender Sabotageakte im 
wirtſchaftlichen Kampfe und R deshalb dem Sure des Br: 
Proletariats. Zar SR er 
Deſſen Macht in Stadt und . ſo 55 daß Streik zur Ver. 
beſſerung der Arbeitsbedingungen nahezu überflüſſig iſt. Bleibt alſo 


eine Wirtſchaftseinheit und eine recht empfindliche dazu,“) daß jede 


gekehrt jede Preiserhöhung, zumal von Agrarprodukten den Lohn 


Regel das letzte Mittel hiezu. Sie auszuſprechen und durchzufüh e 


Koalitionsrecht mu d ab er di te Verantwortung der 
en ER RE 3 x 
1 Siehe über dieſen Bufammerking die Abhandlung Karl 8 3 


barkeit des Produzenten⸗ vom Konſumentenintereſſe, 2 We Prof, 
ihrg. 19 


aße ſteigern. Auf bie e 8 e ae 505 
ö j auf de Klaſſenkampf braucht deshalb der Arbeiten 5 
Wzichten n. Aber er ſoll hierbei nicht vergeſſen, daß es noch | 
mittel als Bent Streik abt. „Der Streik“, ate . 


alter Gewerkſchafter e Vorſtzender der Generalkommiſſion Eee 
Gewerkſchaften Deutſchlands), in der Etatsdebatte des deutſchen 
5 „wird und muß wieder werden, was er war: das letzte, 5 5 
m mit höchſter Selbſtzucht anzuwendende wirtſchaftliche Kampfmittel, > 2 
ein, zweitſchneidige Waffe iſt. Das aber (das nur im äußerſten 1 
zu gebrauchende Mittel) muß es auch bleiben, und eine Re⸗ i 
„ 5 . 19 die, 1 babe, OR, nie an Sa Ste 


115 . 15 wirtschaftlich age 8 up | 
OR nicht angetaſtet werden. Aber wir mi nr. 2 er 
Geſetze der Pflicht gegenüber der wi a 


eit 58 Einklang bringen.“ 


1. Das ale N „ 
Geſet vom 7. April Sn R. . l. Nr. 50 EIN 
N IE = 1 > ; Be Ka Sn 5 8 

re Die ee 1 §§ 479, 480 und 481 des allgeme nen Stra 
ER geſetzes vom 27. a ‚1852, Nr. 17 K. Gl, treten N e 23 


ar Verabredungen bon de Keese = 1588 
Leitern von Fabrikss, Bergbau⸗, Hüttenwerks⸗, landwirtſchaftlichen ber 
anderen Arbeitsunternehmungen, welche bezwecken, mittels Einſtellung 
2 Betriebes oder Entlaſſung von Arbeitern dieſen eine Lohnberringerung 
üüÿberhaupt. ungünſtigere Arbeitsbedingungen aufzuerlegen; ſowie Vera 
b redungen von Arbeitnehmern (Geſellen, Gehilfen, Bedienſteten öder ſo 
ſtigen Arbeitern um Lohn), welche bezwecken, mittels gemeinſchaftlicher Ei; 
0 jtellung der Arbeit von den Arbeitgebern höheren Lohn oder überhau 
guünſtigere Arbeitsbedingungen zu erzwingen; endlich alle Vereinbarungen z 
UAUAlnnterſtützung derjenigen, welche bei den erwähnten Verabredungen 8 5 
»pDder zur Benachteiligung derjenigen, eds 1. eh er 8 kein 
ER 1 W rg 8 85 5 ET a 
a eh Wer, um das Zuſtandetommen, die Wei aber 5 ee 
Durchführung einer der in dem S 2 bezeichneten Verabredungen zu bewirken, 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer an der Ausführung ihres freien Entſchluſſe 
Arbeit zu geben oder zu nehmen, durch Mittel der Einſchüchterung 
Fir Gewalt hindert oder zu hindern verſucht, iſt, ſofern. eine Handlung 05 
AAnter eine ſtrengere Beſtimmung des Strafgeſetzes fällt, einer übertretung 
ſchuldig und von dem Gerichte u . von a5 BEN em zu d 0 
naten zu beſtrafen. SEITE, : 


Be, 5 1 N Gi $ 45 Dh 5 = ER : 2 Re 
RE Die in Bi 88 2 und ER enchattenen Beſtin mungen fin en 
Verabredungen von Gewerbsleuten zu dem Zwecke, um ben ® 


5 er zum ze des 5 zu N 1 ee 


. vage. 5 Weist A 
| Ä Das Streitreglement. . = 
Kur der, Sr e mi 
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8 ine und bei der Durchführung von Streiks und Bohrotts 
ganiſationen die jeweils für ſie beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
ſchrift ten genau zu beachten. Ebenſo haben die Organiſationen für die Koſten 
ee Lohnkämpfe in erſter Linie ſelbſt aufzukommen. Die Unterſtützung 
urch die Geſamtheit der organiſierten Arbeiterſchaft kann nur dann in 
Anſpruch genommen werden und ſoll nur dann eintreten, wenn es ſich um 
Kämpfe handelt, an denen die Mehrzahl der Berufsangehörigen am Orte 
Er beteiligt iſt oder denen eine größere als lokale Bedeutung zukomant. 8 


1 Pflicht aller Organiſationen iſt es daher, durch Einführung von Wider⸗ 
fondsfonds mit entſprechend hohen, regelmäßigen Beiträgen für die zu Lohn⸗ 
kämpfen erforderlichen Mittel zu ſorgen. 

Streiks, bei deren Vorbereitung oder Führung den Beſtimmungen einer 
Zentralorganiſation zuwidergehandelt wird, dürfen durch die Gewerkſchafts⸗ 
kommiſſion in keiner Weiſe unterſtützt werden. 


2. Bei Streiks von unorganiſierten Arbeitern bleibt die Entſcheidung. 
Bel die Anerkennung und Unterſtützung der Gewerkſchaftskommiſſton vor⸗ 
behalten. 
= DE Jede Organifation hat von der Abſicht, einen Streik zu beginnen 
ader einen Boykott zu verhängen, der Gewerkſchaftskommiſſion und der Zen⸗ 
3 und in Ländern, für die eine Landesgewerkſchaftskommiſſion. 
== A auch dieſer fo bald als möglich, ſpäteſtens jedoch 14 Tage vor dem - 
; se eines Streiks oder Boykotts, PER zu machen. 

4. Dieſe Anzeigen müſſen enthalten: 

Re a) eine genaue Darlegung der Verhältniſſe, die den Streik Udet Boykott 

notwendig machen; 

Br bh) die aufzuftellenden Forderungen; ö 

5 27 e) die Zahl der Arbeiter (Männer und Frauen) — organiſierte — unor⸗ 
ganiſierte — (getrennt nach Kategorien), die am Streik ſich beteiligen 
wollen, ſowie die Zahl der Verheirateten und deren Kinder, beſonders 

aber ſoll die im Streik ſtehende Branche fo genau als möglich über 

ne den Stand der bei ihr beſchäftigten Heimarbeiter berichten; 

es in jedem Falle eine Darlegung der SERBIEN in bezug auf Arbeits 

SER zeit, Arbeitslohn uſw.; 

2 0 die Höhe des Widerſtandsfonds; > | 5 

55 25 eine Darlegung der anderen, für den Ausgang des Streiks weſeat⸗ 

Ze ‚eeigäfttige Konjunktur uſw.). ER 

2 Auf Grund der Erhebungen und der Gutachten der betreffenden 

3 58 0 0 5 deeſpelkde der Landesgewerkſchaftskommiſſion hat die 

werkſchaftskommiſſion au beſchließen, ob ſie den Streik anerkennt oder 

Der Beſchluß iſt der Organiſation ſofort mitzuteilen. 

5. Streiks, die nicht gemäß den Beſtimmungen des Punktes 3 an⸗ 
> gemeldet wurden, verlieren ſchon dadurch jeden Anſpruch auf Unterſtützung. 
Ausgenommen hiervon ſind nur Abwehrſtreiks, die gegen eine Verſchlech⸗ 
terung der Arbeitsbedingungen oder gegen Angriffe auf die e 
erichtet ind: ee 
In ſolche Abwehrſtreiks darf erſt dann eingetreten Werben, wenn eine 


band der betreffenden Branche ſich von der Unmöglichkeit einer N Bei⸗ 


Mit Rückſicht darauf, daß Angriffe 1 die e oft nur den 
weck verfolgen, die Arbeiter in einen ausſichtsloſen Kampf zu . m 
Fällen u 595 ö en dene f 


icht Fälle eintreten, welche eine ſofortige Verſtändigung der Kom⸗ 


; werden aufgebracht: 
ea nur durch d die Gswertönfistommifen; 


ER 8 
* 


| orherige gütliche Beilegung des Konflikts nicht möglich war und der Ver⸗ 


. ie Aronlandagentvatfeitung 3 Geperſ chase N 2 
5 Die e an die e e ee bleiben hiervon 7 & 


Die Mittel zur Unterftügung ı von Streiks durch die Gewertiäufis- N Rn, 


— 


. überzeugt e SR € 


55 Be 9585 1 c bei b. ſonders 
mit Zuſtimmung der Induſtriegruppe ausguteibenden 
c) durch freiwillige Beiträge. . 
8. Iſt der Streik offiziell durch die „Gewerkſchaft“, 1 e 
beiter⸗ Zeitung“ und durch die Fachblätter publiziert oder ſchriftlich bekan 
gemacht worden, ſo haben ſämtliche Organiſationen die von der Gewer 
ſchaftskommiſſion ausgegebenen Sammelliſten ſofort an die Fabriks⸗ und 
Werkſtättenvertrauensmänner vom Vertrieb zu übergeben. Die mit Sammel⸗ 
liſten eingehobenen Unterſtützungsgelder müſſen allwöchentlich mit den Sam- ARTE 
melliſten an die Gewerkſchaftskommiſſion eingeſendet werden. N = 
En 9. Die nach Beendigung eines Streiks noch einlaufenden 1 N a 
mehr zur Unterſtützung notwendigen Geldbeträge find umgehend an die Ger 
en eee einzuſenden. a a bilden. den er: ee 


ur 


Tommiſſien Heften a 5 
11. Organiſationen, welche 1 ihren e an die Gelder - 
ſchaftskommiſſion länger als drei Monate im Rückſtande ſind oder die ge⸗ 
ſammelten Beiträge längſtens innerhalb 14 Tagen nicht ablieferten, von 
jeden Anſpruch auf Unterſtützung im Streitfals 
182. Die von der Gewerkſchaftskommiſſion zum Zwecke der Strei 
ſtatiſtik hinausgegebenen Fragebogen ſind genau auszufüllen une 8 
wieder an die Gewerkſchaftskommiſſion einzuſenden. 5 
13. Jeder Kronlandszentralleitung, Organiſation ſowie deren! 
dern iſt es zur Pflicht gemacht, für die ſtrikte Durchführung der Veſch 
And Anordnungen der Kommiſſion Sorge zu tragen. Sr 
8 RC Cewertſchoftetongretz 1910, 


A . 2 FEN 3 95 a Streit und Boykott. Be SHE 


| Der Zuſammenſchluß der Unternehmer ohne Unterschied ar date ı 
und des Bekenntniſſes in Kampfesorganiſationen hat ſich in den le 
Jahren in außerordentlich hohem Maße vollzogen, Dieſe oberſte Aufgab 

deieſer Unternehmerorganiſationen, die in innigſter Verbindung untereinande 

ſiſtehen, iſt die Bekämpfung und Verhinderung des Strebens des Proleta 

nach Verbeſſerung feiner ſozialen Lage. Ganz beſonders viel | ufmerkſam a 

5 wenden die Organiſationen der Unternehmer den Streiks und Lohnbewe⸗ 
gungen der Arbeiter zu. Im Kampfe gegen die Beſtrebungen der Arbeit 5 
werden von ihnen alle Mittel angewandt, um den Arbeiterorganiſation 222 

Diurchſetzung ſelbſt auch der ſachlich berechtigten Forderung unger 

erſchweren. Hierzu dienen von den Unternehmerorganiſationen ge 

Arbeitsnachweiſe, deren vornehmſter Zweck 15 iſt, durch eine au 

r Organiſation des . den eſtreikten Betrieben. G 
zu beſchaffenn. * 

. Die geſetzwidrige Führung Kom: ſchwarzen Liſten und Namen E 
. niſſen mißliebig gewordener Arbeiter dient dazu, um durch Verfolgungen 


Vertrauensleute der Gewerkſchaften einzuſchüchtern. Der ee 
ſchwarzen Liſten und Namensverzeichniſſe erfolgt zu dem e 
N shi gewordenen Arbeitern die Exiſtenz unmöglich zu mach 
die Mitglieder der Unternehmerorganiſationen den a werfe 
0. Ahnen bon ihrer Organiſation gewordenen Aufträgen auf Nicht ufnalh 
ſtimmter Arbeiter unbedingt zu entſprechen. EBEN 
»Die Organiſation der Unternehmer ſchränkt das e elbſtbeſtimmu 
NCwͤreecht der ma ein und entſcheidet über das Ausmaß der 
ER Ah ihnen zu machenden jeſtändniſſe bei Streiks und Lohnbet N 

Das gut ver e Unternehmertum und ſeine Organiſationen m 
den Streik und Wi L. eng in jedem 8 an r ir ger 
ER ſamen Sache aller Unternehmer einer . und 
8 . Induſtriezweiges. . 

Sie beantworten nicht gelten 7 Loh 
u Nenn einer . genügend 9 


ei 


5 ö | RANG a N ee 
eſtreben, die Baſis des Kampfes möglichſt zu erweitern, um dadurch 
die finanziellen Mittel der betreffenden Arbeiterorganiſation in außerordent⸗ 

. lich hohem Maße zu verhindern im Glauben, dadurch eine Schwächung der 
Otrganiſation herbeizuführen und Mißmut in die Arbeiterſchaft zu tragen. 
Die ſtets zunehmende Anzahl von Aktiengeſellſchaften, die immer häu⸗ 

figeren Gründungen von Kartellen der verſchiedenſten Art, nicht allein in der 

Groß-, ſondern auch in der Kleininduſtrie, die Finanzierung der induſtriellen 

Unternehmungen durch Banken⸗ und Finanzkonſortien gibt zweifellos den : 

Anternehmern eine weſentlich ſtärkere Poſition, als dies früher der Fall war. 

All dieſe Tatſachen erhöhen die Verantwortlichkeit Arbeiterorganiſa⸗ 

tionen und ihrer Vertrauensmänner im Streik und bei Lohnbewegungen. 8 

Sie verpflichten ſie, die Vorgänge auf dem Kapitalsmarkte ſehr genau zu 3 

bverfolgen, um ſich einen tieferen Einblick in die ökonomiſchen Zuſammen⸗ — 

hänge der immer komplizierter werdenden Verhältniſſe in der Induſtrie zu | 

* verſchaffen. Mehr als bisher iſt es notwendig, die Vertrauensmänner der 

Otrganiſation und die Mitglieder über alle ah Us auf dem Induſtrie⸗ 

Auund Kapitalsmarkte zu unterrichten. ED 

HDDie ſozialen Kämpfe erfahren zuſehends eine Verſchärfung durch ge⸗ 

( ſteigerte Unnachgiebigkeit der Unternehmer, die bei Streiks und Lohnbewe—⸗ 5 

gungen in ihren wohlausgebauten Organiſationen einen ſtarken Rückhalt 

. a 25 

CEEas iſt deshalb eine der wichtigſten Vorbedingungen des Erfolges bei 

Streiks und Lohnbewegungen, die nur nach gewiſſenhafter und genauer 
Prüfung der Konjunkturverhältniſſe, der finanziellen Leiſtungsfähigkeit der 

2 Unternehmungen und aller übrigen in Betracht kommenden Umstände und 

erſt nach Erſchöpfung aller organiſatoriſchen Mittel inſzeniert werden dürfen, 

nin erhöhtem Ausmaße als bisher für genügend ausreichende, finanziell kräftige 

Wiiderſtandsfonds in jeder einzelnen gewerkſchaftlichen Organiſation durch 

Hoʒbligate Leiſtungen zu ſorgen. 5 3 

PVon nicht minder großer Wichtigkeit iſt die einheitliche Führung der 65 

Streiks und Lohnbewegungen. Die an einem Streik oder an einer Lohn⸗ 

bewegung beteiligten Arbeiter haben die Weiſungen ihrer Organiſation genau 
zu befolgen, da die einheitliche Führung des Streiks und der Lohnbewegung 

2 eeine der wichtigſten Vorausſetzungen des Erfolges iſt. 5 8 

In Betrieben und Induſtrien mit mehreren Arbeiterorganiſationen 

bürfen Streiks und Lohnbewegungen entſprechend dem vom 5. Gewerkſchafts⸗ 

keongreſſe gefaßten Beſchluſſe über die Betriebsorganiſation nur im gegen- 

(ſeitigen Einvernehmen aller in Betracht kommenden Organiſationen, die auf 

dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehen, beraten und beſchloſſen werden. 

= SR) ET RR 2 Gewerkſchaftskongreß 1910. 

RE . EIER Kartelle und ſoziale Geſetzgebung. 8 | 

Die auch in Sſterreich 5 vielen Induſtriezweigen vorhandenen oder in N 

BE Bildung begriffenen Kartelle find eine der gegenwärtigen Entwicklungsperiode 

des Kapitalismus entſprungene Erſcheinung, durch welche die vom wiſſen⸗ 

ſchaftlichen Sozialismus verfochtene Anſchauung über Betriebskonzentratin 
und Kapitalsakkumulation ihre volle Beſtätigung findet. So wenig es nun 
eseeinerſeits dem Geiſte der modernen Arbeiterbewegung entſpricht, mit reak 
tionären Waffen gegen den Beſtand der Kartelle einen ausſichtsloſen Kampf Eu) 
zu führen, ſo wenig Anlaß hat die organiſierte Arbeiterſchaft anderſeits, die 
Macht und den Einfluß der Kartelle zu ſtärken. Sie muß in ihnen vielmehr 


den Unternehmern fordern. 5 70 | 
Von dieſem Geſichtspunkte aus verlangt der Kongreß: 


An B 5 


5 lungen der Mitglieder und Funktionäre, Verbot des Beitritts uſw.). 


— 


2 5 Be ö . Sr Aha ch 25 TR 98 2." 
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die gefährlichſten und rückſichtsloſeſten Gegner der Arbeiterklaſſe erbliden. = SEX 
Erkennt die Arbeiterſchaft trotzdem das Recht der Unternehmer, fih 
wirtſchaftlich zu organiſieren, unumwunden an, jo muß fie mit um fo größer 

rem Nachdrucke die vollſte Koalitionsfreiheit und nachdrücklichen Schutz der⸗ 
Be ſelben gegenüber der jtaatlichen und autonomen Verwaltung wie gegenüber 


I. Strafrechtlichen Schutz der gewerkſchaftlichen wie der obligatoriſchen 8 
Organiſationen der Arbeiter gegen Übergriffe der Unternehmer (Maßrege⸗ 


ſammlungsgeſetzes ſowie des Koalitionsgeſetzes 


: nach dem jahrelangen Stillſtande endlich der Ausbau unjerer ungenügenden 


Zur Grfämpfüng günftigerer Arbeitsbedingungen, zur Verb eſſerung der öko⸗ 
ſchaft iſt, und geleitet von der Erfahrung, daß die beſitzenden Klaſſen und 
beiterklaſſe durch Rechtsbeugung, durch Geſetzesverletzung, durch Polizeiwill⸗ 5: 8 


Koalitionsrecht bezughabenden geſetzlichen Vorſchriften . die ee > 
Behörden um jeden Preis erzwungen werde. = = 


Grundfaze der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Geſetze hohnſprechenden 55 5 


werbeordnung begründet; 


lichen Handlung ſchuldig machen, zu beläſtigen, geſchweige denn ſie zum Ver⸗ 
laſſen ihres Poſtens aufzufowern oder ſie det wie es täglich N Re N: 
h zwiſchen Unternehmern und Arbeitern, denen Arbeiter- oder Werkwohnungen 
— rechtes unmöglich zu machen oder weſentlich zu erſchweren; * 
x lige Abänderung der ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen über Erpreſſung und 

flährliche Drohung (88 98 und 99 St.⸗G.), die ſeit ſechs Jahren gegen de 


ur find; die Abänderung der SS 98 und 99 des Strafge i 
LIU: erfolgen, daß ſie nur dann anwendbar fein dürfen, wenn 
83 gbewinnſüchtige Motive handelt, daß aber unter allen Umſtän⸗ 


N ’ 
e 2 E 


722 2. Einhaltung er geſetzlichen Beſtimm 


niſationen ſeitens der behördlichen Organe und ſtren er nd E 
letzung dieſes Grundſatzes. a 

3. Beſeitigung aller Feſſeln des Vereins⸗ ne Ver ee 
die von den Behörden zur Unterdrückung des Koalitionsrechtes der Arbeiter 
benützt werden. S 

Je größer die wirtſchaftliche Macht der kartellierten Unkernehmer wird, 
um ſo größer wird die Bedeutung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung, um ſo drin⸗ 
gender iſt das Eingreifen zugunſten der Arbeiter. Die enormen Profite, die 
von kartellierten Induſtriezweigen vielfach gemacht wurden, beſeitigen jedes 
Hindernis einer energiſchen Sozialreform. Der Kongreß fordert deshalb, daß 


. — 
ao 2 


— 
— 
er — 


Arbeiterſchutzgeſetzgebung beſonders auf den von Kartellen A fc ta 
bieten in. f genommen werde. i = 


Sr Gewerti@aftstongeen 1900. 


Die Bedrohung des Koalitionsrechtes. ELSE 
‚Ausgehend von der Euwäqung daß das Koalitionsrecht die ſtärkſte er 


nomiſchen Lage, alſo auch zur Hebung des kulturellen Niveaus der Arbeiter 4 


* % 2 en 


ihre Verwaltungsorgane alles aufbieten, um dieſes wichtigſte Recht der Ar⸗ 


kür zu ſchmälern, ja ſogar zu vernichten, beſchließt der Parteitag die Ein⸗ . 
leitung einer energiſchen, raſt⸗ und rückſichtsloſen Aktion zur Beſeitigung aller 


Feſſeln des Koalitionsrechtes und fordert, daß die Beobachtung der auf das 


125 Parteitag verlangt daher: . 3 2 3 = 
1. die Abſchaffung des Arbeitsbuches; . Rs 
2. die Beſeitigung der im § 85 der Gewerbeordnung enthaltenen Fr 5% 


Beſtimmung, daß der Kontraktbruch Be Arbeiters eine“ e 5 We 


3. die Erlaſſung einer VVV: an Sale polltiſchen Be: 


hörden, in der ihnen die Belehrung erteilt wird, daß das bloße Aufſtellen 
von Streikpoſten nach dem geltenden Geſetze zuläſſig iſt; daß es den Behörden 


daher ſtreng unterſagt werde, Streikpoſten, ſo lange ſie ſich keiner ungeſetz⸗ TER 5 
verhaften und nach dem Prügelpatent zu beſtrafen; = 
ne die Schaffung eines Geſetzes zur Regelung des Mietverhättniffes 

in der Abſicht überlaſſen werden, um ihnen die Ausübung des SUSE 8 


5. ohne Rücſicht auf die geplante Reform des Strafgeſees die beter. De 


Wortlaut des Geſetzes mit klaſſenbewußter Brutalität auf Arbeiter angewendet 
werden, welche aus den edelſten Motiven im Intereſſe ihrer Organiſation es 
es hat in dem ine 


bleiben muß die bloße Warnung vor einem übel, von dem de 
FE oder ohnehin wiſſen muß, daß es eintreten werde, 
Handlung,? Duldung oder Unterlaſſung nicht erfolgt; 1 
Be : 953 ‚Eliminjerung der §§ 168, 430 und 431 dem 
entwurfe zur Reform des Strafgeſetzes, die eine vollſtändige Ver 
en 55 „ und der Angeſtellten öff 
. bedeutet. 4 8 


Fi 2 8 
N 


ſes, zur Löſung der vorſtehenden Aufgaben alles Smeibiene 


glich 
iſchen Mitteln die Erfüllung dieſer Forderungen durchzuſetzen. 


er ſozialdemokratiſchen Abgeordneten durch eine mächtige, ununterbrochene 
N 5 in ganz Sſterreich zu unterſtützen. 

Das heute geltende Geſetz über das Koalitionsrecht bebeulet ſchon 
- Wortlaute nach eine auf Behinderung der Koalition gerichtete Ein⸗ 
ns Da von dem heutigen, ausſchließlich die beſitzenden Klaſſen ver⸗ 
tretenden Parlamente eine Anderung desſelben im fortſchrittlichen Sinne 
nich zu erwarten iſt, beſchränkten wir uns darauf, eine erfahrungsgemäß 
vielfach, angewendete Auslegung des § 3 dieſes Geſetzes hervorzuheben. 

Die letzten Arbeitseinſtellungen haben gezeigt, daß Polizei⸗, Verwal⸗ 


zur Teilnahme an einer Arbeitseinſtellung als ein „Mittel der Einſchüchte⸗ 
rung oder Gewalt“ im Sinne dieſes Paragraphen verhindern oder beſtrafen. 
je = Da durch dieſe mißbräuchliche Auslegung unſer ohnehin ſo eingeengtes Koa⸗ 
litionsrecht vollends illuſoriſch wird, fühlen wir uns veranlaßt, dagegen ener⸗ 
2! u zu proteſtieren. 

5 Sogialdemofratij ch er . 1912. 


3. Bürgerliche Stimmen über das Können 


die Koalitionsfreiheit der Arbeiter eingetreten ſind, verſteht ſich von 
25 ſelbſt. Von Karl Marx bis Max Schippel haben alle Sozialiſten, 
5 die die Frage der Koalition behandelten, das Ungerechte der einſeitigen 
N 2 Begünſtigung des Kapitals gegenüber der Arbeit aufgezeigt. Aber 
25 auch nicht wenige bürgerliche Sozialpolitiker find für das Koalitions⸗ 
Er echt der Arbeiter eingetreten. Von älteren ſei Prof. Schönberg, 
von neueren Anton Menger genannt (der Engländer Sidney und 

Beatrice Webb nicht zu vergeſſen). Am lebhafteſten tat dies Profeſſor 


B enta no in ſeinen zahlreichen Schriften („Arbeitseinſtellungen und 


Fortbildung des Arbeitsvertrages“, „Schutz der Arbeitswilligen“, „Re⸗ 
. aktion oder Reform?“). Wir zitieren hier nur einige Ausſprüche, nicht 
5 Er um damit die offenen Türen einzurennen, die der politiſche Umſturz ge⸗ 
ſchaffen, ſondern um zu dokumentieren, daß ſchon vor der Welt-. 


= 8 kataſtrophe, welche die arbeits⸗ und leiſtungsfähigen Menſchen und 


8 Produktionsmittel in ſo ungeheurem Umfange dezimierte, Ae 
£ Männer das Recht der Arbeit verfochten haben. Ar 

5 
* 2 Sie Koalition der Arbeiter iſt daher nur das natürliche Mittel, 
en ſich der Schwache bedient, um den Stärkeren gegenüber mit gleicher 
Macht auftreten zu können; ſie iſt auch eine Notwendigkeit, um den Wett⸗ 


N 


bewerb der Unternehmer auf Koſten der Einkommen ihrer Arbeiter zu ver⸗ 


Unternehmern eine Stütze zu bieten. Bei Monopolen und monopolartigen 
Betrieben, wo nicht die Konkurrenz den Unternehmer zwingt, die Löhne auch 


3 5 steigender Beſſerung der Abſatzgelegenheiten auf ihrer bisherigen Höhe zu 


belaſſen, richten dieſe Vereinigungen ihre Spitze direkt gegen den einzelnen 
Unternehmer, der die Beſſerſtellung eintreten laſſen könnte, es aber nicht tat. 
In den anderen Fällen richtet ſich ihre Spitze zugleich gegen die die menſch⸗ 
5 den wirtſchaftlichen Wiezeſſen unterordnende A der 


8 Prof. Philippob ich: Fr 
armer der 9 2,3 Btonomie“. 


} 


ae 988 . Deutschen fogiatbemotvatifgen Klub 1 


5 ER Der Parteitag beauftragt endlich die Parteivertretung, dieſe Aktion 5 


= = tungs⸗ und Gerichtsbehörden häufig die bloße Aufforderung oder Überredung 


8 = Daß die ſozialiſtiſchen Theoretiker und Wirtſchaftspolitiker für 


hindern und um den an ſeine ſteigende Beſſerſtellung ihrer Arbeiter bedachten 


ch zu unternehmen und mit allen wie immer gearteten parla- 5 


928 bee mußte der Unternehmer nach Ausbildung g des 
immer größeres Übergewicht über die Arbeiten 8 weil de 
Arbeiter, der aus der Hand in den Mund lebt und nicht lange ohne 


Die gleiche Macht zu gewinnen vermögen. Die Koalitionsfreiheit, d. i. die 


Das Einzige, wie der Arbeiter ohne Koalitionsfreiheit vor dieſer einſeitigen ; 
die Feſtſtellung des Lohnes durch den Staat. Allein auch wenn alle Ar⸗ 4 
der Arbeiter deshalb nicht weniger . 2 x 


wollen auch die Arbeiter ſoweit als möglich eine Ausſchließlichkeit der Markt⸗ — 
lage für die Verwertung der von ihnen zu liefernden Ware Arbeit herbei⸗ | 
die Lohnhöhe oder die 


winnen, d. h. alle als Konkurrenten in Frage kommenden Arbeiter zu einem Re 


And das iſt im letzten Grunde niemand anderer als die Geſamtheit des 


Arbeiter eine der Waffen iſt, die für die Ziviliſation der Menſchheit, 


5 — i — 2 u 2 er 
25 we, 22555 8 


tigung bleiben kann, einem Arbeitgeber gegenüber, der eine größere 3 

von Menſchen beſchäftigt, der ſchwächere Teil iſt, der ſich im allgemeinen 
allen-ihm geſtellten Bedingungen fügen muß. Erſt wenn die Arbeiter in 
größerer Zahl vereinigt mit den gleichen Forderungen auftreten, werden ſie 


Freiheit für den Arbeiter, ſich in Vereinen zuſammen zu tun und Da 
regeln zur Vertretung ſeiner Intereſſen, wie Arbeitseinſtellungen, zu Wer 8 
abreden und durchzuführen, Kaſſen zu gegenſeitiger Unterſtützung um, „ 
daher das notwendige Korrelat (Gegenſtück) der Gewerbefreiheit.“! 
- Prof. 2 N 
„Grundriß zum Studium der n Okonomie“, 5 S. „ > 


So erſcheint die Koalitionsfreiheit ganz unentbehrlich, ſoll nicht 5 
die Feſtſetzung des Preiſes der Arbeit, ohne daß dem Arbeiter eine andere: En 
Wahl als zwiſchen Mana und Verhungern bleibt, dem Gutdünken des SE u: 
Arbeitgebers, feinem Wohlwollen oder feiner Gewinnſucht, überlaſſen bleiben. = 


Feſtſtellung durch jeinen Gegner im Preiskampfe bewahrt werden könnte, wäre 
beitsbedingungen durch den Staat feſtgeſetzt würden, wäre die See 


Prof. Brentano: 1 
37 en. „Reaktion oder deten. a BR 


„Die Arbeiter haben das Koalitionsrecht; ſie erden aber beſtraft, 7 
falls ſie dasſelbe gebrauchen. 4 n 
Prof. Brentano 5 

auf dem nationalſozialen Delegiertentage in Göttingen, 8. Okt. 1800. > BR. 


„Alles in allem bedeutet das Prinzip der Koalitionsfreiheit für die 
Arbeiter nichts anderes als Schaffung jener geſetzlichen und tatſächlichen 
Vorausſetzungen, durch die die Arbeiter trotz ihrer Beſitzloſigkeit jene geſchäfts⸗ 


3 


männiſche Stellung erreichen, wie fie die Unternehmer einnehmen. Wie W 


führen. Die Koalitionsbewegung zielt auf Monopolſtellung, monopolartige 
Verwertung der RE ab, gleichviel, ob ſich die Koalition fallweiſe uf 

rbeitszeit oder andere prinzipielle Fragen konzen 
triert. Damit ift aber für ihre Erfolgmöglichkeit wie für jeden Monopol 
inhaber hinſichtlich der Ausnutzung ſeiner Position eine Grenze gegeben. 
Auch 1 wenn es den Arbeitern gelingt, die vollſtändige Monopolſtellung zu gen 


einheitlichen Vertragswillen zu vereinen, ſo würden ſie mit ihrer Preis 
beziehungsweiſe Lohnpolitik dennoch nicht ſouverän werden, ſondern bleiben 
abhängig von der Kaufluſt und Kaufkraft der Intereſſenten für ihre Ware, 220 


Publikums, = Geſellſchaft.“ a 12 
8 Bwiedined- Südenhorſt: RT 
„Sozialpolitik“. 3 8 ER: Be 


„Nach dem ne. darf geſagt werden, daß die Koalition 8 8 


geführt 
werden. Dieſe Waffe hat das deutſche Geſetz den Arbeitern in die Hand 
er 889 an end en ein ws der nd ‚einem fe fe 
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ur Gewerbeordnung aber, der Novelle, welche das A 


8 


blick der Rücktritt frei; es findet weder Klage noch Einrede daraus ſtatt und 
wer ſich beigehen läßt, den Rücktritt eines Mitgliedes einer Koalition zu 
verhindern oder den Beitritt zu ſolcher durch Zwang herbeizuführen, der wid 
nicht nur nach den Normen des Strafgeſetzbuches beſtraft; die Gewerbeor⸗ 
nung hat für ſolches Unternehmen, auch wenn es beim bloßen Verſuce 
bliebe und auch wenn es nicht nach allgemeinen Strafrechtsnormen faßbar | 
iſt, Strafen vorgeſehen, die man wohl als genügend erachten könnte: Ge⸗ 
fängnis bis zu drei Monaten. Dagegen war und iſt die zwangsweiſe Ver⸗ 
hinderung der Ausübung der Koalitionsfreiheit vollkommen ſtraflos, ſofern 
nicht die Tat ſchon nach dem Strafgeſetzbuche als Delikt ſich darſtellte, in 

= welchem Falle natürlich die Richtung des Delikts gegen die Koalitionsfreiheit 
keinen Strafaufhebungsgrund bildet. Infolgedeſſen⸗ können verſchiedene Unter⸗ 
nehmerverbände zurzeit einen offenen Krieg gegen die Koalitionsfreiheit der 


Arbeiter und damit gegen das Geſetz in Szene ſetzen, und zwar mit rechts⸗ 
widrigen Mitteln, ohne daß das Geſetz eine Handhabe gegen ſolche Verhöhnung 
ſeiner Normen bietet. In Hamburg hat eine Reihe von Unternehmungsver⸗ 
eeinigungen unternommen, den Arbeitern die Vertragsbedingung des Austritts g 
aus den Fachvereinen aufzuerlegen. Daß ſolche Vertragsbeſtimmungen gegen i 
die guten Sitten verſtoßen und als unſittlich nichtig ſind, bedarf keines 

Ba: Beweiſes. Das verhindert aber nicht, daß dieſes verwerfliche Treiben tat⸗ 
ſächlich Erfolg hat. Wir leſen, daß der Zwang, welcher in Hamburg von den * 
Unternehmern geübt wird, auch außerhalb Hamburgs vielfache Nachahmung N 
bet und daß hierbei nicht bloß Fabrikanten, ſondern auch Handwerksmeiſter 
ſſich beteiligen; jo Metzgermeiſter, Töpfer, Klempner, Dachdeckermeiſter uſw. 

Man darf wohl ſagen, daß ein ſolcher Fall weiteſter Verbreitung offen rechts⸗ 
widrigen Verhaltens und brutaler Vergewaltigung des Rechtes in Deutſch⸗ 

land bisher ohne Beiſpiel war. Und dagegen bietet nicht bloß das bisherige 
Recht abſolut keinen Schutz — denn die bloße rechtliche Nichtigkeit des Ver⸗ 
haltens hebt die tatſächlichen Wirkungen nicht auf — ſondern ebenſowenig 
der Entwurf der Novelle zur Gewerbeordnung. Um ſo auffälliger gegenüber 
dieſer vollkommenen Gleichgültigkeit des bisherigen und des neu projektierten 
Br, Rechtes gegenüber der Vergewaltigung der Koalitionsfreiheit auf deren 


eeigenſtem Gebiete find die wahrhaft drakoniſchen Maßnahmen, welche der 
Entwurf der Novelle für erforderlich hält gegen das entfernteſte Unternehmen 
des Zwanges zur Koalition.“ i N f 

EI Dr. Th. Löwenfeld: 


„Kontraktbruch u. Koalitionsrecht“ im „Archiv für ſoz. Geſ etzgebung“, 
25 ER Band III, S. 471. | Ne: 


(Siehe auch desſelben Autors Studie: „Koalitionsrecht und Strafrecht“ 
Jahrgang XIV, S. 471, der gleichen Zeitſchrift.) f 
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5. Strafgeſetz kontra Koalitionsrecht | . 825 
B. Der Schutz der „Arbeitsinge 8 


11. Der Mißbrauch des Koalitionsgeſetzes Ac pie Unternehmer St 4, 


12. Das Recht der DE in der RT FR SER Er 
3 5 175 . 
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Er Beſchlüſſe der Arbeiterkongreſſe * ee er g 39 : * . > . 2 5 5 2 
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Gewerkichaftliche Zeitfragen. 


SU LIBUDENLILDINUNULENDTRUENUNENRUEEIILUDRENLUODKURENUAENDVUDDEALKBABRLERUDETENNETIBERKLNGEREDLKNP" 


Der Anklang, den unſer erſtes Heft der „Gewerk⸗ 
ſchafklichen Zeikfragen“ die Schrift über die Beiriebsräte 
— wir hoffen, daß die Agitation dafür energiſch forigeſetzl 
wird! — in den Kreiſen der organiſierten Metallarbeiter 
und weit darüber hinaus gefunden hat, ermutigt uns, das 
Erſcheinen weiterer Hefte in Ausſichl zu nehmen. Und zwar 
ſollen (unker anderen) folgende für jeden Arbeiter wichlige 
Fragen behandelt werden: 


Das Koalitionsrecht 
Einigungsämter . 
(Arbeitsſtreitigkeiten und ihre Schlichtung.) 
Der Kollektiv⸗(Tarif⸗) Vertrag 
Gewerkſchaftliche Lohnpolitik 


Soziale Verwaltung 
(Arbeitskammern, EEE: Arbels⸗ 
vermifflung u. ſ. w.) 


Neue Aufgaben der Gewerbiſchaften . 


Im Verkrauen darauf, daß unſere Genoſſen allüberall 
die Nolwendigkeik der Wiederbelebung gewerkſchaftlicher 
Bildungsarbeit erkennen und unſer Unternehmen 
durch rege Propaganda unkerſtützen werden, 
haben wir uns zu der Herausgabe der angezeigten Schriften 
entſchloſſen. Wir find überzeugl, damit unſeren Kollegen 
wertvolle Behelfe zur Erkenntnis der wirtſchaftlichen Ver⸗ 


blällniſſe und Nolwendighkeiten zu bieten, 


EEE und Beſtellungen nimmt entgegen 


Sſierreichiſcher Meiallarbeilerverband 
V. Kohlgaſſe Nr. 2 3 


Wien, Ende November 1919. er 8 1 885 a | 


